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I. Abschnitt 

Auftrag und Grundsätze 


1. Auftrag 

Der Deutsche Bundestag hat mit Beschluß vom 
26. Juni 1969 (Drucksache V/4412) die Bundesregie- 
rung ersucht, 

„dem Deutschen Bundestag jährlich einen Bericht 
über Maßnahmen auf dem Gebiet der Unfallver- 
hütung zu erstatten," 

Diesem Beschluß folgend legt die Bundesregierung 
dem Deutschen Bundestag nachstehenden Unfallver- 
hütungsbericht für das Jahr 1971 vor, 

2. Verkehrssicherheit — Aufgabe für aiie 

Die Bundesregierung betrachtet das Unfallge- 
schehen im Straßenverkehr der Bundesrepublik 
Deutschland mit großer Sorge. Sie ist der Auffas- 
sung, daß die großen Verluste an Menschenleben, 
Gesundheit und Sachwerten nicht als unvermeidliche 
Folge des modernen Straßenverkehrs hingenommen 
werden dürfen, sondern mit allen Kräften zu verhin- 
dern oder zumindest zu mildern sind. 

Diese Forderung, den Verkehr auf unseren Straßen 
sicherer zu machen, richtet sich an alle: an den Staat 
in allen seinen Organen und Gliederungen, an alle 
Einrichtungen, Vereinigungen und Organisationen, 
denen die Sorge um die Sicherheit im Straßenver- 
kehr ein Anliegen ist und ganz besonders an jeden 
einzelnen Bürger dieses Staates, an den Verkehrs- 
teilnehmer, 

Die Teilnahme am Leben der Gemeinschaft ist ohne 
Teilnahme am modernen Straßenverkehr nicht mehr 
möglich. Selbst zur Befriedigung der einfachsten 
Lebensbedürfnisse ist der einzelne gezwungen, den 
Gefahren des Straßenverkehrs zu begegnen. 

Die Sorge um die Sicherheit des Straßenverkehrs ist 
daher Sorge um die Existenz des einzelnen ebenso 
wie Sorge um ein gedeihliches Zusammenleben aller. 

Die Bundesregierung kennt die Ängste der Eltern um 
ihre im Verkehr gefährdeten Kinder und die Sorgen 
der zu Hause Wartenden um die gute Heimkehr der 
Angehörigen, die mit dem Auto unterwegs sind. Sie 
weiß auch um die Not unserer älteren Mitbürger im 
Straßenverkehr. 

Straßen und Wege sind dazu gedacht und gebaut, die 
Menschen zueinander zu bringen, sie mit den Gü- 
tern zu versorgen, die sie brauchen oder die ihnen 
Freude bereiten. Sie sollen die Menschen zu den 


Orten bringen, wo sie arbeiten und wo sie sich bil- 
den oder neue Kräfte sammeln. Mit der heutigen Ge- 
fährdung des Menschen im Straßenverkehr verfehlen 
die Straßen diesen ihren eigentlichen Sinn. Ihn gilt 
es wiederherzustellen. 

Dies kann nur gelingen, wenn in allen die Sicher- 
heit des Straßenverkehrs bestimmenden Bereichen, 
also beim Verkehrsteilnehmer, beim Fahrzeug und 
auf dem Gebiet der Straße die notwendigen Schritte 
getan werden. 

In erster Linie sind es die Verkehrsteilnehmer, die 
der Straße diesen ungeschmälerten Sinn zurück- 
geben können durch Vernunft, genaues Beachten 
der für einen gefahrlosen Verkehrsablauf entwickel- 
ten Regeln und durch ein den anderen achtendes 
Verhalten. 

Der Staat hat in diesem Bemühen um mehr Ver- 
kehrssicherheit die Aufgabe, dem Bürger für dessen 
verschiedene Formen der Teilnahme am Verkehr 
ein sachgerechtes, seine Fähigkeiten nicht überfor- 
derndes Regelwerk für das Verhalten im modernen 
Straßenverkehr zu geben und seine Beachtung zu 
überwachen. Er muß für die in den Verkehr kom- 
menden Fahrzeuge die notwendigen Sicherheitsbe- 
stimmungen erlassen, damit Fehler der Benutzer 
nach Möglichkeit vermieden und, wenn sie dennoch 
eintreten, gemildert werden. Das gilt um so mehr, 
als dem Bau von mehr und verkehrsgerechteren 
Straßen zur Erhöhung der Sicherheit Grenzen gesetzt 
sind. 


3. Verkehrsbericht 1970 

und Unfallverhütungsbericht 1971 

In dem Unfallverhütungsbericht 1971 setzt die Bun- 
desregierung die Darstellung ihrer bereits im Ver- 
kehr sbericht 1970 erläuterten Bemühungen um die 
Sicherheit im Straßenverkehr fort. Sie hat dort schon 
dargelegt, daß' Gesellschaft, Staat und Wirtschaft 
gemeinsam die vom Verkehrswesen ausgehende Ge- 
fährdung unserer Umwelt rechtzeitig erkennen und 
beseitigen oder auf ein erträglicheres Maß verrin- 
gern müssen. Mit einer Rund-um- Verteidigung ge- 
gen Unfall und Unfalltod, so lautete die Forderung, 
müssen Parlament, Regierung und alle Beteiligten 
auf mehr Verkehrssicherheit hinarbeiten, damit der 
wichtigste negative Faktor des Verkehrs, das Un- 
fallgeschehen im Straßenverkehr mit seinen Ver- 
lusten und Schäden, verringert wird. 
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II. Abschnitt 

Das Unfallgeschehen in den Jahren 1969 bis 1971 


1. Grundlagen 

Das Unfallgeschehen in der Bundesrepublik Deutsch- 
land gibt die amtliche Straßenverkehrsunfallstati- 
stik wieder. Diese wird aufgrund des Gesetzes zur 
Durchführung einer Straßenverkehrsunfallstatistik 
(StVUnfG) vom 18. Mai 1961 über Unfälle ge- 
führt, „bei denen infolge des Fährverkehrs auf 
öffentlichen Wegen oder Plätzen Personen getötet 
oder verletzt oder Sachschäden verursacht worden 
sind" (§1). 

Während ein gewisser Teil der Unfälle mit gerin- 
gem Sachschaden erfahrungsgemäß nicht angezeigt 
wird, werden die für das Unfallgeschehen weit be- 
deutsameren schweren Unfälle nahezu volfständig 
erfaßt. 

Die Straßenverkehrsunfallstatistik ist daher die 
Grundlage der nachfolgenden Betrachtungen über 
das Unfallgeschehen. Ihre Einzelangaben liegen je- 
doch vollständig nur für das Jahr 1970 vor. Für 1971 
stehen nur vorläufige Angaben über einen Teil der 
von der Straßenverkehrsunfallstatistik erfaßten Be- 
reiche zur Verfügung. (Anlage 1) 


2. Die Straßenverkehrsunfälle 1971 und 1970 

2.1. Straßenverkehrsunfälle im Bundesgebiet 

Im Jahre 1971 ereigneten sich im Bundesgebiet 

1 338 000 Straßenverkehrsunfälle. Während in 
969 000 Fällen (72,4 Vo) nur Sachschaden auftrat, wur- 
den bei 369 104 (27,6%) Unfällen mit Personenscha- 
den 18 727 Personen getötet und 517 953 verletzt. 
Gegenüber dem Jahre 1970 hat die Zahl aller Un- 
fälle um rd. 55 000 ( — 3,9 %) und die der Unfälle mit 
Personensdiaden um 8506 (^2,3%) abgenommen. 
Die Zahl der Getöteten ging um 466 ( — 2,4%) und 
die der Verletzten um 13 842 ( — 2,6 %) zurück. Die 
Unfälle mit reinem Sachschaden hatten mit 4,5 % 
den stärksten Rückgang zu verzeichnen. (Anlagen 

2 und 3) 

2.2. Unfallentwicklung in den Bundesländern 

Im Jahre 1971 nahmen die Unfälle mit Personen- 
schaden bei einer insgesamt rückläufigen Tendenz 
(— 2,4 %.) bis auf Schleswig-Holstein in allen Län- 
dern ab. Das beste Ergebnis erzielte hierbei Nord- 

0 (BGBl. I S. 606 in der Fassung des Gesetzes vom 
20. September 1965, BGBl. I S. 1437) 


rhein-Westfalen mit einem Rückgang dieser Un- 
fälle um 4,9 %. (Anlage 4) 

Bemerkenswert ist dabei, daß in den Stadtstaaten 
Hamburg und Bremen mit einem geringen Rück- 
gang der Unfälle mit Personenschaden (—1,0% 
bzw. —1,9%) eine starke Abnahme der Getöteten 
verbunden war, während im Falle Berlins einem 
stärkeren Unfallrückgang die höchste relative Zu- 
nahme bei den Getöteten (+15,7%) gegenüber- 
stand, ein Ergebnis, das durch den unverhältnis- 
mäßig hohen Anteil der getöteten Fußgänger 
(70,2 %) an den Unfalltoten in dieser Stadt charakte- 
risiert wird. Dieses Ergebnis ist wohl nicht zuletzt 
darauf zurückzuführen, daß sich bei der geringen 
absoluten Zahl der Getöteten in diesen Ländern be- 
reits kleine Zu- oder Abnahmen als verhältnismäßig 
hohe Prozentsätze niederschlagen, eine Erscheinung, 
die bei kleineren statistischen Massen stets zu be- 
achten ist. 

Für das Jahr 1970 ist hervorzuheben, daß sich in 
den einzelnen Bundesländern — gemessen an den 
Unfallzahlen — die Sicherheit auf den Straßen ge- 
genüber 1969 unterschiedlich verschlechtert hat. Der 
unterdurchschnittlichen Zunahme der Unfälle mit 
Personenschaden um 9,6 Vo in Nordrhein-Westfalen 
( + 8,1 % Unfalltote) standen in anderen Ländern 
meist erheblich größere Steigerungsraten gegenüber, 
wie z. B. in Bayern 14,1 % bei den Unfällen mit 
Personenschaden und 26,8 % bei den Getöteten oder 
in Baden-Württemberg 14,2 % bei Personenschaden- 
unfällen und 19,5% bei den Getöteten. (Anlage 5) 

2.3. 

Wie im Jahre 1970 lag auch 1971 der jahreszeit- 
liche Schwerpunkt aller Unfälle im letzten Jahres- 
viertel. Die Unfälle mit Personenschäden dagegen 
hatten ihren Schwerpunkt — abgesehen vom Okto- 
ber — - mehr in der Jahresmitte. Das gleiche gilt für 
die Verletzten. Die verhältnismäßig größte Zahl der 
Getöteten entfiel dagegen 1971 und 1970 auf die 
letzten vier bis fünf Monate des Jahres. (Anlagen 6 
und 7) 


3. Unfallentwicklung 1970/1969 

Eine wesentlich andere Entwicklung als 1971/1970 ist 
beim Vergleich der Jahre 1970/1969 festzustellen. In 
diesem Zeitraum war ein Ansteigen der Unfälle um 
179 000 (+14,7 %), der Getöteten um 2547 (+15,3 %) 
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und der Verletzten um 59 408 (+12,6Vo) zu ver- 
zeichnen. Die Unfälle mit nur Sachschaden erhöhten 
sich um 140 000 ( + 16,0 Vo). (Anlage 2) 


4. Unfallentwicklung 1971/1969 

Trotz der 1971 gegenüber 1970 verhältnismäßig gün- 
stigen Entwicklung darf nicht übersehen werden, daß 
im Jahre 1971 gegenüber 1969 alle Unfälle um 
10,2 ^/o, die Unfälle mit Personenschaden um 8,9 Vo, 
die Getöteten um 12,5'% und die Verletzten um 
9,6 % über denen des Jahres 1969 lagen. (Anlage 2) 

Der im Jahre 1971 gegenüber 1970 zu verzeichnende 
Rückgang der Getöteten und Verletzten ist daher auf 
dem Hintergrund einer absoluten und prozentualen 
Zunahme der Verunglückten im Jahre 1970 zu sehen, 
wie sie seit 1953 in keinem Jahr zu verzeichnen war, 
wenn man von einer Zunahme der Verletzten um 
12,7 Vo im Jahre 1959 absieht. 

5. Sterbefälle und Unfälle des Straßenverkehrs 
1970 

Nach der Bundesstatistik über Sterbefälle nach 
Todesursachen ^), die aufgrund der den Gesundheits- 
ämtern zugeleiteten Leichenschauscheine geführt 
wird, waren von den 734 339 Sterbefällen des Jahres 
1970 (vorläufiges Ergebnis) 38 917 auf Unfälle und 
Vergiftungen zurückzuführen. Auf Kraftfahrzeug- 
unfälle entfielen dabei 19 098; das sind 2,6%. 

Im gleichen Jahr erlitten 12 840 Menschen tödliche 
Sturzverletzungen und 13 000 starben durch Selbst- 
mord und Selbstbeschädigung, während auf Mord 
und Totschlag 830 Todesfälle und auf sonstige Ge- 
walteinwirküngen 750 Getötete entfielen. 


6. Kraftfahrzeugbestand und Straßenverkehrs- 
unfälle 1971 und 1970 

Die motorisierten Fahrzeuge haben von Mitte 1970 
bis Mitte 1971 von 18,0 Millionen auf 19,3 Millionen, 
also um 7,2 ^/o zugenommen. Demgegenüber ist die 
Zahl der Unfälle insgesamt um 3,9% und die der 
Unfälle mit Personenschaden um 2,3% zurückge- 
gangen. (Anlage 2) 

Von 1969 auf 1970 nahmen die motorisierten Fahr- 
zeuge von 16,5 Millionen auf 18,0 Millionen, also 
um 9,1 '®/o zu. Erstmals seit 1954 lag im Jahre 1970 
die prozentuale Zunahme der für das Unfallgesche- 
hen besonders bedeutsamen Unfälle mit Personen- 
schaden innerhalb eines Jahres — sieht man vom 
Jahre 1959 ab — über dem prozentualen Anstieg 
des Fahrzeugbestandes. 

Das gleiche gilt für die dabei Verunglückten. Auch 
hier lag die prozentuale Zunahme im Jahre 1970 
erstmals seit 1954 — abgesehen von 1959 — über 
der des Fahrzeugbestandes. 

2) Statistisches Bundesamt Fachserie A, Bevölkerung und 
Kultur, Reihe 7, Gesundheitswesen, IV Sterbefälle 
nach Todesursachen, 4. Vierteljahr 1970, Verlag: 
W. Kohlhammer GmbH, Stuttgart und Mainz 


7. Unfallrisiko in der Bundesrepubiik 
Deutschland 1971 und 1970 

7.1. Unfallrisiko je 100 000 Einwohner 

Bezogen auf die Einwohnerzahl geben die Getöte- 
ten und Verletzten des Straßenverkehrs das Unfall- 
risiko für den einzelnen wieder. Dieses hat sich in 
den zurückliegenden Jahren, langfristig betrachtet, 
in wechselndem Maße erhöht. (Anlage 8) 

Im Jahre 1971 kamen auf je 100 000 Einwohner der 
Bundesrepublik Deutschland 30,5 im Straßenverkehr 
getötete Personen gegenüber 31,6 im Jahre 1970 
und 27,4 im Jahre 1969. 


7.2. Unfallrisiko je 1000 motorisierte Fahrzeuge 1970 
und 1971 

Die hohen Unfallzahlen des Jahres 1970 hatten das 
sich seit 1953 ständig verbessernde Verhältnis von 
Unfällen mit Personenschaden je 1000 motorisierte 
Fahrzeuge erstmals verschlechtert. Während im 
Jahre 1953 auf 1000 motorisierte Fahrzeuge 57,9 
Unfälle mit Personenschaden entfielen, waren es 

1969 nur noch 20,5 Unfälle. (Anlage 8) 

1970 dagegen stieg diese Kennzahl auf 21,0 Unfälle, 
um 1971 mit 19,1 Unfällen wieder die langjährige 
fallende Tendenz fortzuführen. 


7.3. Verhältnis Verunglückte und Unfälle 1971 und 
1970 

Das Risiko innerhalb der Unfälle, vor allem das 
Risiko bei einem Unfall mit Personenschaden ge- 
tötet zu werden, ergibt sich aus dem Verhältnis zwi- 
schen Verunglückten und Unfällen. (Anlage 8) 

Die Tatsache, daß die Zahl der Verunglückten im 
Jahre 1971 um 2,6 % zurückgegangen ist, während 
die Unfälle mit Personenschaden nur um 2,3 % ab- 
nahmen, hat zu einem leichten Rückgang der Getö- 
teten, Verletzten und Verunglückten je 1000 Unfälle 
mit Personenschaden geführt. Die entsprechenden 
Verhältniszahlen liegen jedoch immer noch erheblich 
über denen des Jahres 1969. Hieraus ergibt sich, daß 
sich die Unfallfolgen 1971 gegenüber 1970 zwar ge- 
mildert haben, jedoch immer noch erheblich mehr 
Verletzte aufweisen als in den vor 1970 liegenden 
Jahren. 

Besonders deutlich war die Erhöhung des Unfall- 
risikos 1970 gegenüber dem Jahr 1969. In diesem 
Jahr lag die relative Zunahme der Verunglückten 
über der relativen Zunahme der Personenschadens- 
unfälle. Die Zahl der Getöteten stieg um 2547 oder 
15,3 % und die der Verletzten um 59 408 oder 12,6 %. 
Die Unfälle mit Personenschaden nahmen demgegen- 
über „nur" um 11,4 % zu. (Anlage 2) 

Das heißt mit anderen Worten: Die Folgen der Per- 
sonenschadensunfälle sind besonders 1970 schwerer 
geworden, als sie es in den Vorjahren waren. Diese 
schlimmeren Unfallfolgen können weder mit dem 
höheren Kfz-Bestand noch mit einer höheren Fahr- 
leistung erklärt werden, da diese zwar die Unfall- 
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gefahr steigern können, nicht aber die durchschnitt- 
liche Schwere eines Unfalls. 

Im Jahre 1971 dagegen entsprach der prozentuale 
Rückgang der Unfälle mit Personenschaden im Ver- 
gleich zum Jahre 1970 der prozentualen Abnahme 
der Verunglückten. (Anlage 2) 


8. Unfallrisiko in der Bundesrepublik Deutsch- 
land im Jahre 1970 im Vergleich zum Ausland 

Ein Vergleich des Unfallgeschehens in den einzelnen 
Staaten anhand der jeweiligen statistischen An- 
gaben ist nur unter erheblichen Vorbehalten mög- 
lich. Er ist zunächst nur dann sinnvoll, wenn wenig- 
stens die Kraftfahrzeuge, die Unfälle und die Unfall- 
folgen nach gleichen Merkmalen erfaßt werden. 
Darüber hinaus setzt ein Vergleich aber auch die 
Gleichheit oder zumindest Ähnlichkeit der für den 
Straßenverkehr eines Staates maßgeblichen weiteren 
Umstände wie Bevölkerungsdichte, Art und Umfang 
des Straßenverkehrs und damit der Verkehrsdichte 
sowie der Zusammensetzung des Kraftfahrzeugbe- 
standes voraus. (Anlage 9) 

Dieser Forderung entspricht die Gegenüberstellung 
des Unfallgeschehens in den europäischen Staaten 
sowie in den Vereinigten Staaten von Amerika nicht. 
Vor allem die sehr unterschiedliche Bestimmung der 
im Straßenverkehr Getöteten läßt einen unmittel- 
baren Vergleich nicht zu. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat ebenso wie 
Großbritannien, die Niederlande, Schweden und die 
Schweiz die innerhalb der Wirtschaftskommission 
der Vereinten Nationen für Europa getroffene Rege- 
lung übernommen, wonach als durch einen Straßen- 
verkehrsunfall getötet gilt, wer innerhalb von 30 
Tagen an den Unfallfolgen stirbt. Von dieser Rege- 
lung weichen Belgien, Frankreich, Italien und Öster- 
reich dadurch ab, daß sie diese Frist verkürzen. In 
den USA dagegen ist diese Frist auf ein Jahr ausge- 
dehnt. Ein Vergleich der Getöteten bezogen auf die 
Einwohnerzahl oder die Anzahl der Kraftfahrzeuge 
verbietet sich daher. 

Die Angaben über die Verunglückten je 100 000 
Einwohner sind eher vergleichbar. Hier liegt die 
Bundesrepublik Deutschland nach Belgien, den USA 
und Österreich an vierter Stelle, während sie beim 
Vergleich der Verunglückten je 1000 Kraftfahrzeuge, 
der den Motorisierungsgrad eines Landes berück- 
sichtigt, den dritten Rang belegt. 


9. Fahrleistung und Straßenverkehrsunfälle 

Die Kraftfahrzeugleistungen wurden letztmalig 1966 
statistisch erfaßt. Für das Jahr 1970 könnten die 
Fahrleistungen nur anhand der 1966 ermittelten 
Werte geschätzt werden. Wegen der mit einer sol- 
chen Schätzung verbundenen Ungenauigkeit der er- 
reichbaren Angaben wird davon abgesehen, die 
Fahrleistung zur Unfallentwicklung in Beziehung zu 
setzen. Im übrigen gehen die Prognosen von einem 
Rückgang der Jahresfahrleistung der einzelnen 


Fahrzeuge seit dem Jahre 1966 aus, was nicht zu- 
letzt auf den sogenannten Zweitwagen zurückzufüh- 
ren ist, der gewöhnlich niedrigere Fahrleistungen zu 
erbringen hat als das einzige in einem Haushalt ge- 
haltene Fahrzeug. Das sich angesichts dieser Ent- 
wicklung ergebende Verhältnis von Unfall und Fahr- 
leistung wäre daher noch ungünstiger als das zwi- 
schen Unfall und Kraftfahrzeugbestand. 


10. Unfallopfer und Verkehrsbeteiligung 1971 
und 1970 

10.1. Getötete und Verkehrsbeteiltgung 1971 

Entgegen der Gesamtentwicklung, die im Jahre 1971 
2,4 ®/a weniger Unfalltote verzeichnet als das Jahr 
1970, hat die Zahl der im Pkw gegenüber 1970 tödlich 
Verunglückten um 2,0 ^/a auf 9169 zugenommen. Das 
gleiche gilt für motorisierte Zweiradfahrzeuge. Da- 
gegen ist die Zahl der getöteten Fußgänger (—8,1 ^/o) 
und Radfahrer ( — 5,8Vo), aber auch die der Lkw- 
Insassen erheblich zurückgegangen. (Anlage 10) 

Die getöteten Pkw-Insassen machen 1971 rd. die 
Hälfte aller Verkehrstoten aus (49,0 ®/o). Sie sind 
ein deutliches Anzeichen dafür, daß das Unfallge- 
schehen weitgehend vom Pkw geprägt wird. Dabei 
sind die Insassen dieser schnellen und vor allem 
Fußgänger und Zweiradfahrer gefährdenden Fahr- 
zeuge in großem Umfange selbst zu Schaden ge- 
kommen. 

Der Anteil der Fußgänger (29,7 Vo) und Radfahrer 
(9,2 Vo) an der Gesamtzahl der Verkehrstoten ist 
dagegen zurückgegangen. 

Die Fußgänger hatten 1971 innerhalb geschlossener 
Ortschaften ein Zehntel (9,9 ®/o) weniger Getötete zu 
verzeichnen als im Vorjahr. Besonders bemerkens- 
wert ist der Rückgang dör tödlichen Unfällen bei 
den über 65 Jahre alten Fußgängern innerhalb ge- 
schlossener Ortschaften (—11,5 ®/o) und bei den unter 
15jährigen (-3,3 «/o). 

10.2. Getötete und Verkehrsbeteiligung 1970 

Unter den 19 193 Unfalltoten des Jahres 1970 waren 
8989 Insassen von Personenkraftwagen: Das sind 
1455 oder 19,3 Vo mehr als 1969. Diese überdurch- 
schnittliche Zunahme zeigt, daß die besonders un- 
günstige Unfallentwicklung 1970 mehr noch als 1971 
vom Pkw-Verkehr bestimmt war. Von den 8989 ge- 
töteten Insassen von Personenkraftwagen waren 
5265 Führer und 3724 Mitfahrer, 59,0 ®/o der ge- 
töteten Pkw- Führer waren zwischen 18 und 35 Jahre 
alt. Auf die Pkw-Führer in allen übrigen Alters- 
gruppen entfielen dagegen nur 41,0 Vo. Der Anteil 
der 18- bis 35jährigen an der Wohnbevölkerung ins- 
gesamt beträgt dagegen 24,4 ^/o. (Anlage 10) 

Während im Jahre 1970 die Zahl der Getöteten ins- 
gesamt um 15,3 ®/o zugenommen hat, stieg die Zahl 
der getöteten Fußgänger aller Altersgruppen von 
der 5199 auf 6056 (4-16,5 Vo). (Anlage 10) 

Innerhalb geschlossener Ortschaften betrug die Zu- 
nahme sogar 18,8 Vo und bei Fußgängern über 65 
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Jahren, von denen 2023 im Jahre 1970 (1969 waren 
es 1655) ums Leben kamen: 22,2 Vo. Die Tatsache, 
daß von den 857 Fußgängern, die 1970 gegenüber 
dem Vorjahr mehr getötet wurden, insgesamt 42,9 Vo 
über 65 Jahre alt waren und dem innerörtlichen 
Verkehr zum Opfer fielen, kennzeichnet die zuneh- 
mende Gefährdung dieses Personenkreises (Quelle: 
Statistisches Bundesamt). 


10.3. Kinderunfälle 1970 und 1971 

10.3.1. Kinderunfälle 1970 

1970 wurden 2167 Kinder unter 15 Jahren im Stra- 
ßenverkehr getötet. Gegenüber 1969 waren dies 
12,9 ®/o mehr. Der Anteil der Kinder an den Unfall- 
toten belief sich damit auf 11,6 ®/o. Im einzelnen wur- 
den 26 436 ( + 8,4 ®/o) Kinder schwer und 43 896 
(+11,5 Vo) leicht verletzt. Die Zunahme der Unfall- 
opfer unter 15 Jahren lag damit leicht unter der Ge- 
samtzunahme der Getöteten (+15,3Vo) und der 
Verletzten (schwer: +9,6 Vo, leicht: +14,0 ®/o). Am 
stärksten nahm die Zahl der als Mitfahrer in Kraft- 
fahrzeugen verunglückten Kinder zu (+16,6®/o); als 
Fußgänger verunglückten 9,1 ®/o mehr Kinder als 
1969. Bei den Radfahrern waren es 4,8 Vo mehr Ver- 
unglückte. (Anlage 11) 

10.3.2. Kinderunfälle 1971 

Im Jahre 1971 hat die Zahl der als Kinder unter 15 
Jahren getöteten Fußgänger gegenüber dem Vor- 
jahr innerhalb geschlossener Ortschaften um 3,3 ®/o, 
außerhalb geschlossener Ortschaften um 13,8 ®/o und 
zusammen um 6,3 ®/o abgenommen. Sie erreicht mit 
1209 Getöteten 6,4 Vo aller Unfalltoten. Die übrigen 
Getöteten unter 15 Jahren sind für 1971 noch nicht 
bekannt. (Anlage 12) 


10.4. Beteiligung der Verkehrsteilnehmer am Unfall- 
geschehen 1970 und 1971 

10.4.1. An Unfällen Im Jahre 1970 Beteiligte 

An den 17 472 Unfällen mit Getöteten im Jajäre 1970 
waren insgesamt 33 282 Verkehrsteilnehmer be- 
teiligt. Davon waren 24 271 Fahrzeugführer, 1906 
Radfahrer und insgesamt 6639 Fußgänger. 18 399 
oder 75,8 ®/o der Fahrzeugführer waren Führer eines 
Pkw. 16 436 waren männliche Kraftfahrer; das ent- 
spricht einem Anteil von 89,3 ®/o. Von den an töd- 
lichen Unfällen beteiligten männlichen und weib- 
lichen Pkw-Führern waren 58,2 ®/o Männer im Alter 
von 18 bis 35 Jahren. Nur auf die männlichen Pkw- 
Führer abgestellt, steigt die Beteiligung dieser 
Altersgruppe auf 64,1 ®/o. (Anlage 13) 

Bei den Unfällen mit Verletzten im Jahre 1970 ist 
der Anteil dieser Altersgruppe etwas geringer. Sie 
macht 51,9 ®/o aller an Unfällen beteiligten Pkw- 
Führer und 61,8 ®/o aller männlichen Pkw-Führer aus. 
(Anlage 14) 

Der höhere Anteil dieser Personengruppe an den 
Unfällen mit Getöteten, gegenüber denen mit Ver- 
letzten, weist auf die schwereren Folgen der Unfälle 


hin, an denen 18- bis 35jährige Pkw-Führer beteiligt 
sind. 

Von den 24 271 Führern von Kraftfahrzeugen aller 
Art, die an tödlichen Unfällen beteiligt waren, waren 
774 oder 3,2 Vo 65 Jahre alt und älter. 525 der 18 399 
Pkw-Führer waren über 64 Jahre alt; das sind 2,9 ®/o. 

Bei den Unfällen mit Verletzten waren 12 357 der 
566 877 Fahrzeugführer 65 und mehr Jahre alt, das 
sind 2,2 Vo. Der Anteil der 10 098 über 64jährigen 
Pkw-Führer macht dabei 1,8 Vo aus (Quelle: Stati- 
stisches Bundesamt). 

10.4.2. An Unfällen Im Jahre 1971 Beteiligte 

1971 geschahen 17 069 Unfälle mit tödlichen Folgen. 
Das sind 2,3 Vo weniger als 1970. Bei den Unfällen 
mit Personenschaden ist die gleiche Entwicklung 
festzustellen (— 2,3Vo). Angaben über die Beteili- 
gung der einzelnen Gruppen von Verkehrsteilneh- 
mern an tödlichen Unfällen liegen noch nicht vor. 
(Anlage 13) 

Aus der dagegen vorliegenden Übersicht über die an 
Unfällen mit Personenschaden beteiligten Verkehrs- 
teilnehmer ergibt sich, daß im Jahre 1971 gegenüber 
1970 die Beteiligung der Führer von Krafträdern um 
4,4 Vo und von Fahrrädern mit Hilfsmotor (Mofas) 
sowie von Kleinkrafträdern bis 40 km/h Höchstge- 
schwindigkeit (Mopeds) um 14,5 ®/o zugenommen 
haben, während bei allen Kraftfahrzeugführern ein 
Rückgang der Beteiligung um 2,6 ®/o zu verzeichnen 
ist. Der Anteil der Fußgänger ist um 7,2 Vo zurück- 
gegangen, während der Anteil der Radfahrer fast 
gleichgeblieben ist ( + 0,5 ®/o). 


10.5. Beteiligung junger Kraftfahrer am Unfallge- 
schehen 

Anhang einer Sonderuntersuchung des Hessischen 
Statistischen Landesamtes über Kraftfahrer, die im 
Januar bis September 1970 einen Straßenverkehrs- 
unfall mit Personenschaden oder schwerem Sach- 
schaden verursachten, wurde deutlich, daß von der 
relativ kleinen Bevölkerungsgruppe der 21- bis 
24jährigen, die 6,2 Vo der am Kraftverkehr teilneh- 
menden Bevölkerung ausmachen (6,2 Vo der 15 und 
mehr Jahre alten Einwohner), 17,7 ®/o aller Unfälle 
verursacht wurden, wobei zu schnelles Fahren (jeder 
Zweite) und Alkoholeinfluß (jeder Fünfte, bei töd- 
lichen Unfällen jeder Dritte), im Vordergrund stan- 
den. 

Gegenüber 1969 nahm die Zahl der Unfälle der 21- 
bis 24jährigen Kraftfahrer in diesem Zeitraum um 
22,4 ®/o zu. Von 1000 im Bundesgebiet lebenden Ein- 
wohnern verursachten einen schweren Straßenver- 
kehrsunfall: 
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10.6. Führerscheinneulinge 

Das Hessische Statistische Landesamt hat im Rah- 
men einer Sonderuntersuchung der Unfallmeldun- 
gen der Polizei im Jahre 1970 außerdem festgestellt, 
daß in Hessen von den 66 327 in schwere Straßen- 
verkehrsunfälle verwickelten Kraftfahrzeugführern 
8044 oder 12,1 Va ihren Führerschein noch kein gan- 
zes Jahr besaßen. 

Die Hälfte aller Beteiligten war Verursacher der 
Unfälle (33 711). Waren jedoch Neulinge in die Un- 
fälle verwickelt, so hatten diese in 61,8 ®/o der Fälle 
(4969) den Unfall verursacht. Damit wird deutlich, 
daß Führerscheinneulinge einen erheblichen Teil 
der schweren Straßenverkehrsunfälle im Laufe der 
ersten zwölf Monate ihrer Fahrpraxis verursachen. 

Zu einem ähnlichen Ergebnis kommt eine Unter- 
suchung des Statistischen Landesamtes Baden-Würt- 
temberg über die dortigen Verhältnisse. Hier waren 
im Jahre 1970 rund 30 Vo aller an Unfällen mit Per- 
sonenschaden beteiligten Führer von Personenkraft- 
wagen zum Zeitpunkt des Unfalls erst zwei Jahre 
oder weniger im Besitz einer Fahrerlaubnis. 


11. Unfallentwicklung innerorts und außerorts 

11.1. Allgemeines 

Innerörtlicher Verkehr und der Verkehr außerhalb 
geschlossener Ortschaften müssen wegen der in bei- 
den Bereichen unterschiedlichen Geschwindigkeits- 
regelungen und tatsächlich gefahrenen Geschwindig- 
keiten gesondert betrachtet werden. 

11.2. Verhältnisse 1971 

1971 hat sich das Unfallgeschehen gegenüber 1970 
innerhalb geschlossener Ortschaften günstiger ent- 
wickelt als auf freier Strecke. So haben die innerört- 
lichen Unfälle mit Personenschaden um 2,8 ^/o und 
die dabei Getöteten um 7,1 ®/o abgenommen, woge- 
gen bei den Unfällen mit Personenschaden außerorts 
nur eine Abnahme um 1,1 ^/o, trotz dieser Abnahme 
jedoch eine Zunahme der außerorts Getöteten um 
1,2 ®/o zu verzeichnen ist. (Anlage 15) 

Auf den Bundesautobahnen sind die Unfälle mit 
Personenschaden entgegen der leicht rückläufigen 
Entwicklung auf allen Straßen im Jahre 1971 gegen- 
über 1970 um 2,8 Vo auf 28 882 angewachsen. Die 
Zahl der auf Bundesautobahnen Getöteten stieg im 
gleichen Zeitraum um 10,1 '®/o auf 1040 Personen. Auf 
den außerörtlichen Kreisstraßen wird die Zunahme 
der Unfälle mit Personenschaden um 3,4 ®/o von 
einem Anstieg der Zahl der Getöteten um 10,4 ®/o 
begleitet. (Anlage 16) 

Von den insgesamt 369 104 Unfällen mit Personen- 
schaden des Jahres 1971 ereigneten sich zwei Drittel 
(66,9 0/0) innerhalb und ein Drittel außerhalb ge- 
schlossener Ortschaften. Die außerörtlichen Unfälle 
hatten jedoch ungleich schwerere Folgen: Auf sie 
entfielen 57,8 0/0 der Unfalltoten, während den zwei 
Dritteln innerörtlichen Unfälle nur 42,2 0/0 der Unfall- 
toten gegenüberstanden. Im Vergleich zum Jahre 


1970 hat sich das Verhältnis von Unfällen und Unfall- 
folgen noch zu Lasten der außerörtlichen Unfälle 
verschlechtert, da der Anteil der außerorts Getöteten 
von 55,70/0 im Jahre 1970 auf 57,8 Vo im Jahre 1971 
angestiegen ist, während sich der Anteil der Außer- 
ortsunfälle an den Unfällen mit Personenschaden 
nur von 32,7 0/0 auf 33,1 0/0 erhöht hat. (Anlage 15) 

Diese verhältnismäßig günstige Entwicklung im in- 
nerörtlichen Bereich ist in sehr starkem Maße auf 
die seit 1957 bestehende Geschwindigkeitsbegren- 
zung auf 50 km/h in geschlossenen Ortschaften zu- 
rückzuführen. Diese hatte zur Folge, daß die Zahl der 
innerorts Getöteten des Jahres 1956 bis zum Jahre 
1969 trotz stark gestiegenen Kraftfahrzeugbestands 
nicht mehr erreicht wurde. Seit 1964 war — ■ abge- 
sehen von 1966 — sogar eine fallende Tendenz fest- 
zustellen. 

11.3. Verhältnisse 1970 

Im Jahre 1970 wurde diese Tendenz mit einem An- 
stieg gegenüber 1969 um 17,2 0/0 unterbrochen. Erst- 
mals seit 1956 erhöhte sich damit zugleich die Zahl 
der innerorts Getöteten. 

Im Jahre 1971 lag dagegen die Zahl der innerorts 
Getöteten nur noch um 3,3 o/o geringfügig über der 
des Jahre 1956, wogegen die Zahl der auf freier 
Strecke Getöteten gegenüber 1956 um 87,3 0/0 zuge- 
nommen hat. 


12. Art der Unfälle 1970 

12 . 1 . 

Von den 254 198 innerörtlichen Unfällen mit Per- 
sonenschaden des Jahres 1970 waren 109 310 Zu- 
sammenstöße von fahrenden Fahrzeugen (43,0 ®/o), 
auf die 27,7 ®/o der Getöteten, 38,7 Vo der Schwerver- 
letzten und 52,2 ^/o der Leichtverletzten des inner- 
örtlichen Verkehrs zurückzuführen waren. 

Die innerorts an zweiter Stelle stehenden Unfälle 
zwischen Kraftfahrzeugen und Fußgängern machen 
zwar nur rd. ein Viertel (26,7 Vo) der Unfälle aus, 
auf sie kommen jedoch die Hälfte der innerorts Ge- 
töteten (49,1 Vo), ein Drittel (33,4 ®/o) der Schwerver- 
letzten und ein Sechstel (16,6 Vo) der Leichtverletz- 
ten. 

Mit dieser Gegenüberstellung von Unfall und Un- 
fallfolge wird bestätigt, daß die Insassen von Kraft- 
fahrzeugen bei Zusammenstößen bereits heute einen 
gewissen Schutz genießen, während die Fußgänger 
die vollen Folgen zu tragen haben. 

12 . 2 . 

Bei den außerörtlichen Unfällen herrscht 1970 eben- 
falls der Zusammenstoß zwischen Fahrzeugen vor 
(34,2 Vo). Im Gegensatz zu den innerörtlichen Unfäl- 
len entfällt auf diese Unfallart jedoch ein höherer 
Teil der Unfallopfer, nämlich 41,6 Vo der außerorts 
Getöteten. An zweiter Stelle der Unfallarten steht 
außerorts das Auffahren eines Fahrzeugs auf einen 
Gegenstand neben der Fahrbahn, also auch das Ab- 
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kommen von der Fahrbahn. Diese Unfallart macht 
24,1 ®/o dieser Unfälle mit Personenschaden aus. Ihr 
sind ein Viertel der außerorts Getöteten (23,8 ®/o), 
ein Viertel der Schwerverletzten (26,3 ®/o) und ein 
Fünftel (18,7 Vo) der Leichtverletzten zuzurechnen. 

12.3. Geschwindigkeit und Unfaiifoigen 

Die Gegenüberstellung des Anteils der inner- und 
außerörtlichen Unfälle und Unfallfolgen durch den 
Zusammenstoß fahrender Fahrzeuge weist auf den 
Einfluß der Geschwindigkeit hin. Durch die niederen 
innerörtlichen Geschwindigkeiten bleibt der Anteil 
der innerörtlichen Unfallfolgen an den Gesamtunfall- 
folgen unter dem Anteil an den Unfällen; außerorts 
ist es umgekehrt. 

Bemerkenswert ist auch der Anteil der Unfälle durch 
Auffahren auf einen Gegenstand neben der Fahr- 
bahn an der Gesamtzahl der inner- und außerört- 
lichen Unfälle. Während er innerorts nur 8,7 ®/a be- 
trägt, sind es außerorts 24,0 Vo. Besonders diese Un- 
fallart ist von der Geschwindigkeit bestimmt 
(Quelle: Statistisches Bundesamt). 

Aus der HUK-Untersudiung über Unfälle durch Ab- 
kommen von der Fahrbahn geht hervor, daß die 
Geschwindigkeit bei Eintritt der Gefahrenlage auf 
Autobahnen in 33,1 Vo der Fälle und auf sonstigen 
Straßen außerhalb geschlossener Ortschaften in 
7,4 Vo der Fälle über 100 km/h lag. Nach der gleichen 
Untersuchung ereigneten sich außerorts — ohne 
Autobahn — 30,1 der Unfälle durch Abkommen 
von der Fahrbahn bei Geschwindigkeiten über 
80 km/h. Auf der Autobahn waren es 66,4 Vo. 


13. Unfallursachen 

13.1. Allgemeines 

Bei den Unfallursachen, also den einen Unfall im 
Straßenverkehr bestimmenden Verhaltensweisen 
und Zuständen unterscheidet die Straßenverkehrs- 
unfallstatistik Ursachen bei den Führern von Fahr- 
zeugen, Ursachen beim Fahrzeug, Ursachen beim 
Fußgänger, Straßenverhältnisse, Witterungsein- 
flüsse und andere Unfallursachen. 

13.2. Mehr Unfallursachen als Unfälle 

Bei einer Betrachtung der Unfallursachen ist zu be- 
achten, daß ihre Zahl die der Unfälle erheblich über- 
steigt. 

So stehen im Jahre 1970 

17 472 Unfällen mit Getöteten 

32 336 Unfallursachen bei Unfällen mit Getöteten 

gegenüber, und im Jahre 1971 entfallen auf 


Ursachen und Begleitumstände der Verkehrsunfälle mit 
schwerem Personenschaden in der Bundesrepublik 
Deutschland, Unfalltyp E, Abkommen von der Fahr- 
bahn, Verband der Haftpflicht-, Unfall- und Kraftver- 
sicherer e. V., Hamburg, 1971, Tabelle E 28/1 und 2. 


369 104 Unfälle mit Personenschaden 

567 141 Unfallursachen bei Unfällen mit Personen- 
schaden. 

Auf einen tödlichen Unfall kamen 1970 demnach 
32 336 : 17 472 = 1,85 Unfallursachen; und im Jahre 
1971 entfielen auf einen Unfall mit Personenschaden 
1,54 Unfallursachen. Diese Überlegung bestätigt nur 
die allgemeine Erkenntnis, daß gewöhnlich mehrere 
Gründe für einen Unfall im Straßenverkehr maß- 
gebend sind. 

Bei bestimmten Unfallursachen, wie z. B. bei Alko- 
holbeeinflussung oder abgefahrenen Reifen, tritt 
diese Erscheinung deutlich hervor. Weder der Alko- 
hol noch schlechte Reifen reichen in der Regel alleine 
für einen Unfall aus. Es muß noch ein weiterer 
Grund hinzutreten, wie z. B. ein Verstoß gegen das 
Rechtsfahrgebot oder überhöhte Geschwindigkeit. 

13.3. Unfallursachenstruktur 

13.3.1. Anteil der Unfallursachengruppen an allen Ursachen 
1965 bis 1970 

Die Zusammensetzung der Unfallursachen liegt im 
großen und ganzen seit längerer Zeit fest. Aber ge- 
rade die Verschiebungen in den Anteilen der einzel- 
nen Unfallursachengruppen an der Gesamtzahl aller 
Unfallursachen geben wertvolle Hinweise auf die 
Gründe, die für die Unfallentwicklung maßgebend 
waren. 

Bei einem Rückblick auf die Jahre 1965 bis 1970 
ist bei allen Unfallarten, also bei den Unfällen mit 
Getöteten, den Unfällen mit Personenschaden und 
den Unfällen mit nur Sachschaden eine Zunahme des 
Anteils der den Fahrzeugführern zuzurechnenden 
Unfallursachen festzustellen (Ausnahme Unfälle mit 
Getöteten im Jahre 1970). Der Anteil der verhältnis- 
mäßig kleinen Maße der Ursachen beim Fahrzeug 
ist seit 1965 in allen Unfallarten zurückgegangen. 
(Anlage 19) 

Die den Fußgängern zuzurechnenden Ursachen fie- 
len bei den Unfällen mit Getöteten zwar von 22,7 Vo 
im Jahre 1965 auf 19,1 ^/o im Jahre 1969 zurück, stie- 
gen aber im Jahr 1970 wieder auf 19,9 Vo an. Bei den 
Unfällen mit Personenschaden dagegen wurde die 
seit 1965 zu beobachtende Verringerung des Anteils 
dieser Ursachengruppe an allen Ursachen nicht un- 
terbrochen. 

Beim Anteil der Straßenverhältnisse an den Unfall- 
ursachen ist eine durchgehend rückläufige Tendenz 
nicht festzustellen. 

13.3.2. Anteiie der Unfallursachengruppen an allen Ursachen 
1971/1970 

Für das Jahr 1971 sind nur die Unfallursachen bei 
Unfällen mit Personenschaden bekannt (Anlage 20). 
Diese können mit den Zahlen für die Jahre 1965 bis 
1970 (Anlage 19) nicht verglichen werden, da für 
das Jahr 1971 die Fahrtüchtigkeit (Alkoholeinfluß 
u. a.) in den Unfallursachengruppen Unfallursachen 
bei Fahrzeugführern und Unfallursachen bei Fuß- 
gängern nicht enthalten, sondern als eigene Unfall- 
ursachengruppe für Fahrzeugführer und Fußgänger 
zusammen ausgewiesen ist. 


15 



Drucksache VI/3718 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Aus einer Gegenüberstellung der vergleichbaren 
Angaben für 1971 und 1970 geht jedoch hervor, daß 
der Anteil der Unfallursachengruppe Ursachen bei 
Fahrzeugführern ohne die Unfallursachengruppe 
Fahrtüchtigkeit (Alkohol u. a.) an allen Unfall- 
ursachen von 68,2 Vo im Jahre 1970 auf 70,0 ^/o im 
Jahre 1971 angestiegen, der Anteil des Fußgänger- 
verhaltens ebenfalls ohne die Unfallursachengruppe 
Fahrtüchtigkeit (Alkohol u. a.) dagegen von ll,2‘*/o 
auf 10,7 ^/o gefallen ist. Auch der Anteil der in den 
Straßenverhältnissen liegenden Unfallursachen an 
allen Ursachen ist erheblich — von 6,5 ®/o auf 5,0 Vo 
— zurückgegangen, während sich für die Unfall- 
ursachengruppen Fahrzeugmängel sowie Witte- 
rungseinflüsse, Hindernisse und sonstige Ursachen 
die gleichen Anteile errechnen. 

13.4. Unfallursachen bei Verkehrsteilnehmern 

Aus der Übersicht über die prozentualen Anteile der 
Unfallursachengruppen an allen Ursachen in den 
einzelnen Unfallarten geht aber auch hervor, daß das 
Unfallgeschehen im wesentlichen von Fahrzeug- 
führern und Fußgängern bestimmt wird. Der von 
den Verkehrsteilnehmern gesetzte Anteil an den 
Unfallursachen erreicht 1970 bei den 
Unfällen mit Getöteten 90,8 

Unfällen mit Personenschaden 90,0 Vo 

(1971 91,50/0) 

Unfällen mit nur Sachschaden 89,2 0/0. 

Demnach bestimmen die Verkehrsteilnehmer das 
Unfallgeschehen zu rd. 90 0/0. (Anlage 19) 

Auch neueste Sonderuntersuchungen ergeben kein 
anderes Bild. Nach der HUK-Untersuchung über Un- 
fälle durch Abkommen von der Fahrbahn ^) beträgt 
der Anteil der mitwirkenden technischen Mängel 
des Kraftfahrzeugs und seiner Ladung bei allen Un- 
fallarten im Durchschnitt nur 2,4 0/0. Selbst bei der 
Unfallgruppe „Abkommen von der Fahrbahn", bei 
der sich Mängel am Fahrzeug besonders verhängnis- 
voll auswirken, erreicht die Ursachengruppe nur 
6,6 0/0, von denen allerdings rd. drei Viertel auf die 
Bereifung entfallen. Auch beim restlichen Viertel 
handelt es sich um Wartungsmängel, die von Fahrer 
und Halter des Fahrzeugs zu vertreten sind und — 
wenigstens im Falle der Bereifung — leicht erkannt 
und behoben werden können. 

13.5. Hauptunfallursachen 1969 bis 1971 

Es sind nach wie vor die bekannten Unfallursachen, 
die auch 1971 und 1970 das Unfallgeschehen be- 
stimmt haben. Nach der Größe ihres Anteils an allen 
Unfallursachen sind dies: (Anlagen 17 bis 20) 

13.5.1. Hauptunfallursachen bei Unfällen mit Getöteten 

(die Angaben für 1971 liegen noch nicht vor) 

Die Gefährlichkeit der Unfallursachen zu schnelles 
Fahren, falsches Fußgängerverhalten und Alkohol- 
einfluß bei Fahrzeugführern wird dadurch deutlich, 
daß diese Ursachen bei Unfällen mit Getöteten am 
häufigsten auftreten. 

S. 15 vgl, Fußnote zu Abschnitt II, Nr. 12.3. 


Anteil an allen 
Unfallursachen 


1 . 


2 . 


3. 


4. 

5. 



1 1970 

1 1969 


in 

0/0 

Zu schnelles Fahren 

22,7 

22,5 

Falsches Verhalten der Fuß- 

gänger beim überschreiten 
der Fahrbahn 

14,8 

14,0 

Alkoholeinfluß bei Fahr- * 
Zeugführern 

11,3 

11,6 

Falsches Überholen, Vorbei- 
fahren und Begegnen i 

10,1 

9,8 

Falsches Verhalten von Fahr- 
zeugführern gegenüber Fuß- 
gängern 

6,4 

6,1 


(Anlagen 17 und 18) 


13.5.2. Hauptunfallursachen bei Unfällen mit Personen- 
schaden 


Anteil an allen 
Unfallursachen 


1 . 

2 . 

3. 

4. 

5. 


Zu schnelles Fahren 

Nichtbeachten der Vor- 
fahrt und der Verkehrs- 
regelung 

Falsches Überholen, Vor- 
beifahren und Begegnen . 

Falsches Verhalten der 
Fußgänger beim über- 
schreiten der Fahrbahn . . 

Alkoholeinfluß bei Fahr- 
zeugführern 


1971 

1 1970 

1 1969 

18,6 

in ®/o 

18,6 

18,3 

11,9 

11,4 

11,3 

10,7 

10,9 

11,0 

9,7 

10,1 

9,9 

nicht 

8,6 

8,5 

geson- 

dert 

ausge- 

wiesen 




(Anlagen 18 und 20) 


Bei Unfällen außerhalb geschlossener Ortschaften 
erreichte die Unfallursache zu schnelles Fahren bei 
Unfällen mit Getöteten im Jahre 1970 einen Anteil 
von 34,7 ‘^/o, und der Anteil der Unfallursache Alko- 
hol erhöhte sich für diesen Bereich auf 15,7 Vo aller 
Unfallursachen, die bei Führern von Fahrzeugen 
außerorts festgestellt wurden. 

13.6. Veränderungen bei den einzelnen Ursachen 

13.6.1. 1971/1970 

Bei einem allgemeinen Rückgang der Unfallursachen 
bei Unfällen mit Personenschaden um 3,7 0/0 im Jahre 
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1971 gegenüber 1970 ist der Rückgang der dem Fahr- 
zeugführer anzulastenden Ursachen um nur 1,2 ^/o 
als relative Verschlechterung in diesem Bereich zu 
werten. Maßgebend für dieses Ergebnis ist u. a. eine 
Zunahme der Ursachen falsches Einordnen ( + 9,1 Vo) 
und falsches Einbiegen, Ein- oder Ausfahren und 
Wenden ( + 4,7 +o). Dagegen haben zu schnelles 
Fahren, Überholen, Vorbeifahren und Begegnen so- 
wie falsches Fußgängerverhalten einen der allge- 
meinen Entwicklung im Jahre 1971 gegenüber 1970 
entsprechenden oder darüber sogar hinausgehenden 
Rückgang zu verzeichnen. 

Die durch Alkoholeinfluß bedingte Verkehrsuntüch- 
tigkeit von Fahrzeugführern und Fußgängern hat 
zwar 1971 gegenüber 1970 um 1,5 +o abgenommen. 
Gemessen am allgemeinen Rückgang der Unfall- 
ursachen um 3,7 +0 bedeutet dies jedoch eine relative 
Zunahme. 

13 . 6 . 2 . 1970/1969 

Für die Unfallentwicklung im Jahre 1970 ist dagegen 
kennzeichnend, daß im Vergleich zu 1969 gerade die 
Hauptursachen der tödlichen Unfälle, wie falsches 
Fußgängerverhalten beim überqueren der Fahrbahn 
( + 19,9+o), Mißachten der Vorfahrt (+17,6+o), fal- 
sches Fahrzeugführerverhalten gegenüber Fußgän- 
gern ( + 17,0 +o), falsches Überholen (+15,8 +o) und 
zu schnelles Fahren (+14,2 +o) überdurchschnittlich 
(Durchschnitt: +12,9+o) zugenommen haben. Die 
Anteile dieser Unfallursachen an allen Unfallursa- 
chen haben sich dadurch erhöht. 

Gleiches gilt für die Unfallursachen, die bei den 
Unfällen mit Personenschaden hauptsächlich maß- 
gebend sind. Hier haben falsches Fußgängerverhal- 
ten (+12,9 +o), zu schnelles Fahren ( + 12,6 +o), Alko- 
holeinfluß bei Fahrzeugführern (+12,5 +o) und Miß- 
achten der Vorfahrt (+ll,6+o) angesichts einer all- 
gemeinen Zunahme der Ursachen um 10,6 +o über- 
proportional zugenommen. 

13.7. Unfaliursachen in den Bundesländern im Jahre 
1970 

Die Unfallursachen bei Unfällen mit Personenscha- 
den haben in den Ländern im Jahre 1970 sehr unter- 
schiedlich zugenommen. Im Saarland ( + 18,8Vo), in 
Bayern (+13,4 +o) und in Schleswig-Holstein 
(+12,7+o) sind die Unfallursachen erheblich über- 
durchschnittlich (Durchschnitt im Bundesgebiet: 
+ 10,6Vo) angestiegen. Dagegen sind Berlin 
( + 3,3 +o), Niedersachsen ( + 8,5 +o) und Nordrhein- 
Westfalen ( + 9,1 +o) unter dem Durchschnitt geblie- 
ben. (Anlage 21) 

Bei den einzelnen Unfallursachen war die Zunahme 
je nach Land und Einzelursache unterschiedlich. Dem 
höchsten Zunahmesatz von 29,2 ^/o bei einer Haupt- 
unfallursache (Saarland, Alkoholeinfluß bei Fahr- 
zeugführern) stand der Rückgang einer Hauptunfall- 
ursache mit 3,0+0 (Berlin, zu schnelles Fahren) ge- 
genüber. 

13 . 7 . 1 . 

Zu schnelles Fahren hat bis auf Berlin, Nordrhein- 
Westfalen und Rheinland-Pfalz in allen Ländern 


überdurchschnittlich (Durchschnitt: 12,6 +o), in Baden- 
Württemberg ( + 24,1 ®/o) und Bremen ( + 22,1 ^/o) 
erheblich überdurchschnittlich zugenommen. (An- 
lage 21) 

Entsprechend hat der Anteil der überhöhten Ge- 
schwindigkeit an allen Ursachen zugenommen. Er ist 
in den Ländern Rheinland-Pfalz (22,4 ^/o), Nieder- 
sachsen (21,9 ®/o) und Schleswig-Holstein (21,4 +o) 
am höchsten (Bundesdurchschnitt: 18,6 +o), in Bre- 
men (9,4 +o), Berlin (11,5 +o) und Nordrhein-West- 
falen (15,8 +o) am geringsten. Besonders bemerkens- 
wert ist dabei der Rückgang des Anteils zu schnelles 
Fahren an allen Unfallursachen in Nordrhein-West- 
falen ( — 0,4+o), da 22,7 +o der Unfallursache zu 
schnelles Fahren im gesamten Bundesgebiet im 
gesamten Bundesgebiet im Jahre 1969 auf dieses 
Land entfielen. Noch bedeutsamer ist das Anschwel- 
len dieser Ursache in Baden-Württemberg von 
15,5 +0 im Jahre 1969 auf 17,2 +o im Jahre 1970. 

13 . 7 . 2 . 

Bei der Unfallursache N ichtbeachten der Vorfahrt, 
der Verkehrsregelung und der Vorschriften über 
das Wenden sind die höchsten Zuwachsraten im 
Saarland ( + 21,0 +o), in Baden-Württemberg 
(+16,8 +o) und in Bayern ( + 15,6 +o) zu verzeichnen, 
bei einer durchschnittlichen Zunahme um ll,9+o. 
Die höchsten Anteile dieser Unfallursache an allen 
Ursachen sind in Hamburg (14,8 +o), Bremen (13,9 +a) 
und Berlin (13,3 ®/o), also in den Stadtstaaten zu ver- 
zeichnen. (Anlage 21) 

13 . 7 . 3 . 

Falsches Überholen, Vorbeifahren und Begegnen 
hat den Schwerpunkt der Zunahme im Saarland 
( + 22,6 +o), in Hessen (+16,3 +o) und in Schleswig- 
Holstein ( + 15,3+o). Am ausgeprägtesten ist diese 
Ursachengruppe in den Ländern Rheinland-Pfalz 
(14,5 +o), Baden-Württemberg (13,5 ^/o) und Saar- 
land (12,7 +o) an allen Ursachen beteiligt. (Anlage 21) 

13 . 7 . 4 . 

Falsches Verhalten der Fußgänger beim überschrei- 
ten der Fahrbahn hat zwar allgemein um 12,9 ®/o 
zugenommen (Anlage 21). Im Saarland (+18,6®/o), 
in Bayern (+18,2+o) und in Hessen (+17,1^+) ist 
diese für den Fußgänger verhängnisvolle Unfall- 
ursache jedoch überdurchschnittlich angestiegen, wo- 
bei Bayern ( + 26,8 ®/o) und Hessen ( + 23,2 ®/o) beim 
Vergleich der Jahre 1970 und 1969 gleichzeitig die 
höchsten Zunahmen bei den Getöteten aufweisen. 
(Anlage 5) 

Aus dem Umstand, daß diese Ursache in Berlin mit 
17,7+0, in Bremen mit 16,6 +o und in Hamburg mit 
16,0 +0 an allen Unfallursachen beteiligt ist, während 
der durchschnittliche Anteil 10,1 +o beträgt, geht die 
große Bedeutung dieser Ursache für das innerörtliche 
Verkehrsgeschehen hervor. 

13 . 7 . 5 . 

Die Unfallursache Alkoholgenuß bei Fahrzeugfüh- 
rern hat von 1969 auf 1970 im Durchschnitt um 
12,5+0 zugenommen. Im Saarland ( + 29,2 ®/o), in 
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Bremen ( + 21,0 Vo) und in Baden-Württemberg 
( + 17,2%) lagen die Zuwachsraten jedoch erheblich 
darüber. (Anlage 21) 

1970 hatten das Saarland (11,3%), Niedersachsen 
(10,7 %) und Schleswig-Holstein (10,0 %) einen 
überdurchschnittlichen Anteil dieser Unfallursache 
(Durchschnitt: 8,6 %) an allen Ursachen zu verzeich- 
nen. 

Im Jahre 1971, für das nur Angaben über den Alko- 
holeinfluß bei Fahrzeugführern und Fußgängern 
zusammen vorliegen, ist in Baden-Württemberg, 
Schleswig-Holstein, Niedersachsen und Hessen eine 
Zunahme, in den übrigen Ländern ein Rückgang der 
Unfallursache Alkohol festzustellen. (Anlage 22) 


14. Unfallursachen und deren Folgen 

Die Straßenverkehrsunfallstatistik weist nicht un- 
mittelbar aus, wieviel Getötete und Verletzte auf 
die einzelnen Unfallursachen zurückzuführen sind. 
Diese lassen sich nur mittelbar mit Hilfe der Über- 
legung bestimmen, daß eine bestimmte Unfall- 
ursache bei einem Unfall gewöhnlich nur einmal 
auftritt. Es werden damit eine entsprechende Anzahl 
von Unfällen von dieser Unfallursache zumindest 
mitbestimmt. 

Im Falle des Alkoholeinflusses beim Fahrzeugfüh- 
rer bedeutet dies, daß im Jahre 1970 bei 3663 der 
insgesamt 17 472 Unfälle mit Getöteten Alkohol 
Unfallursache war. Wenn aber 20,9 % der tödlichen 
Unfälle alkoholbedingt waren, so sind dem Alkohol 
auch die hierbei Getöteten zuzurechnen, also etwas 
über 4000 Personen. Aufgrund der Erfahrung, daß 
Unfälle unter Alkoholeinfluß gewöhnlich überdurch- 
schnittlich schwere Folgen haben, müßte diese Zahl 
von 4000 Getöteten noch erhöht werden. Hiervon 


wird jedoch abgesehen. Die vorgenannte Zahl der 
bei alkoholbedingten Unfällen Getöteten stellt daher 
die untere Grenze der der Unfallursache Alkohol zu- 
zurechnenden Todesfälle dar. 

Gleiches gilt auch für zu schnelles Fahren. Bei den 
tödlichen Unfällen war 1970 in 7343 Fällen zu schnel- 
les Fahren zu verzeichnen. Das bedeutet, daß bei 
42,0 % der Getöteten, also bei über 8000 Menschen 
überhöhte Geschwindigkeit mit zum Tod geführt 
hat. 

4790 mal (27,4 %) haben sich bei tödlichen Unfällen 
Fußgänger beim überqueren der Fahrbahn falsch 
verhalten. Der Tod von mehr als 5000 Menschen ist 
daher mit auf dieses Verhalten zurückzuführen. 

Die gleichen Erwägungen gelten auch für die ande- 
ren Ursachen, sei es bei tödlichen Unfällen oder 
Unfällen mit Personenschaden. 


15. Unfallursachen bei Kindern unter 15 Jahren 
im Jahre 1970 

Bei den tödlichen Kinderunfällen liegt das Schwer- 
gewicht der kindlichen Fehlverhaltensweise im in- 
nerörtlichen Bereich, und zwar auf dem plötzlichen 
Hervortreten hinter Sichthindernissen und dem acht- 
losen überschreiten der Fahrbahn, ein Verhalten, 
das sich bei Fußgängern ab 65 Jahren in noch stärke- 
rem Maße abzeichnet. 

Zu den Unfallursachen bei Kindern sind noch eine 
Anzahl von Ursachen bei Fahrradfahrern hinzuzu- 
zählen. Hier liegt der Schwerpunkt des Fehlverhal- 
tens beim Nichtbeachten der Vorfahrt, dem unacht- 
samen Fahrstreifenwechsel, dem falschen Einbiegen 
und in der Zeichengebung (Quelle: Statistisches 
Bundesamt). 
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III. Abschnitt 
Unfallverhütung 


1. Die Verteilung der Aufgaben auf dem Gebiet 
der Straßenverkehrssicherheit auf Bund und 
Länder 

1 . 1 . 

Die Staatsaufgaben im Bereich der Straßenverkehrs- 
sicherheit sind nach den Bestimmungen des Grund- 
gesetzes auf den Bund und die Länder aufgeteilt. 

Der Bund regelt die Zulassung von Personen und 
Fahrzeugen zum Straßenverkehr. Er erläßt Vor- 
schriften über das Verhalten im Straßenverkehr und 
die hierfür erforderlichen Verkehrszeichen sowie 
über die Ahndung von Zuwiderhandlungen und 
deren Registrierung. 

Das Kraftfahrt-Bundesamt (KBA) in Flensburg, eine 
dem Bundesminister für Verkehr unterstellte Bun- 
desoberbehörde, hat auf dem Gebiet der Verkehrs- 
sicherheit die Aufgabe, die Allgemeine Betriebs- 
erlaubnis für Fahrzeuge und Fahrzeugteile und die 
Bauartgenehmigung für Fahrzeugteile zu erteilen. 
Es registriert die zugelassenen Kraftfahrzeuge und 
erfaßt die ihm gemeldeten Verkehrsverstöße im 
Verkehrszentralregister. 

Die Bundesanstalt für Straßenwesen in Köln (BASt), 
eine ebenfalls dem Bundesminister für Verkehr 
nachgeordnete Behörde, erforscht als wissenschaft- 
liche Anstalt neben den Fragen des Straßenbaues 
und der Verkehrstechnik seit dem Jahre 1972 in ver- 
stärktem Umfang das Unfallgesdiehen im Straßen- 
verkehr. Hierauf ist später noch im einzelnen einzu- 
gehen (III. Abschnitt Nr. 9). 

1 . 2 . 

Den Ländern fällt die gesetzliche Aufgabe zu, die 
Zulassungsverfahren für Fahrzeuge und Fahrzeug- 
führer durchzuführen und die Einhaltung der Ver- 
kehr svor Schriften sicherzustellen. Letzteres ge- 
schieht durch Maßnahmen der Verkehrsführung und 
-regelung, durch polizeiliche Überwachung sowie 
durch Ahndung der Verstöße gegen Verkehrsvor- 
schriften. 

1.3. 

Nach dieser Aufgabenverteilung hat der Bund 
keine Einwirkungsmöglichkeiten auf die örtlichen 
Verhältnisse, Diese werden von Ländern und Ge- 
meinden geregelt. 


Aufgabe des Bundes kann es hinsichtlich der ört- 
lichen Straßenverkehrsverhältnisse und der ört- 
lichen Verkehrsregelungen daher nur sein, Grund- 
sätze für die Ermittlung von Unfall Schwerpunkten 
zu erarbeiten und allgemeine Anforderungen an 
den Straßenbau und die Verkehrsregelung festzu- 
legen. Dies ist bereits weitgehend geschehen (z. B. in 
den Verkehrslenkungsrichtlinien 1968 und in der 
Allgemeinen Verwaltungs Vorschrift zur Straßenver- 
kehrsordnung von 1970), doch läßt die Anwendung 
noch zu wünschen übrig. 


1.4. Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern 

Die Probleme sind in allen Bundesländern im we- 
sentlichen gleicher Art. Daraus ergibt sich nicht nur 
die Notwendigkeit eines einheitlichen Vollzugs der 
den Straßenverkehr regelnden Vorschriften, sondern 
auch das Bedürfnis einer Abstimmung zwischen Bund 
und Ländern hinsichtlich der Fortentwicklung des 
Straßenverkehrsrechts, der Erarbeitung einheitlicher 
Grundsätze im Straßenbau und in der Verkehrs- 
technik sowie im Bereich der Verkehrserziehung und 
Aufklärung. Dies geschieht laufend auf Referenten- 
ebene im Straßenverkehrssicherheits-Ausschuß oder 
im Bedarfsfall auf Ministerebene im Rahmen der 
Gemeinsamen Verkehrssicherheitskonferenz der für 
den Verkehr, das Innere, die Justiz, das Gesund- 
heitswesen, den Straßenbau und das Kultuswesen 
zuständigen Minister des Bundes und der Länder. 


1.5. In der Verkehrssicherheitsarbeit tätige nichtstaat- 
liche Einrichtungen 

Um die Hebung der Sicherheit im Straßenverkehr 
und um die Verhütung der Unfälle bemüht sich eine 
ganze Reihe von Verbänden und Organisationen, die 
besonders auf örtlicher und regionaler Ebene tätig 
werden. Hierzu zählen insbesondere 

— Die Deutsche Verkehrswacht mit ihren Landes-, 
Kreis- und Ortsverkehrswachten, 

— die Automobilclubs mit ihren Gau- und Ortsver- 
bänden, 

— die Kirchen und die kirchlichen Verbände, 

— die Gewerkschaften, 

— die Berufsgenossenschaften, 

— die beruflichen Kraftfahrvereinigungen, 
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— die Versidierungswirtsdiaft, 

— die Fahrlehrerverbände, 

— die Jugerrdliga für Verkehrssicherheit, 

— die Deutsche Straßenliga, 

— die Fußgänger-Verbände, 

— der Bund gegen Alkohol im Straßenverkehr, 

— die Verkehrswissenschaft. 

Diese Einrichtungen arbeiten zum großen Teil mit 
freiwillig tätigen Mitgliedern. Die Kosten, die sie 
für die Verkehrssicherheitsarbeit tragen, lassen sich 
nicht ermitteln; sie werden in der Regel aus Mit- 
gliederbeiträgen, Spenden, gerichtlichen Auflagen 
und Zuschüssen staatlicher Stellen gedeckt. 

Die Bundesregierung dankt den in der Verkehrs- 
sicherheitsarbeit tätigen Verbänden und Organisa- 
tionen für ihr Mühen um die Rettung von Men- 
schenleben, Gesundheit und Sachwerten. Sie aner- 
kennt ganz besonders die aufopferungsvolle und 
uneigennützige Arbeit der freiwilligen Helfer bei 
der Verkehrserziehung und -aufklärung sowie in 
der Verkehrsbeobachtung. Sie stellt mit Genugtuung 
fest, daß bei den Verbänden und Organisationen die 
Bereitschaft wächst, mit eigenen Mitteln einen 
wirksamen Beitrag zur Verkehrssicherheit zu leisten. 
Die Bundesregierung ermutigt die Verbände und 
Organisationen, den in dieser Haltung zum Aus- 
druck kommenden Gemeinschaftsgeist weiter zu ent- 
wickeln und noch mehr für die Verkehrssicherheit 
auf unseren Straßen zu wirken. 

Die aktive Mitarbeit im Deutschen Verkehrssicher- 
heitsrat betrachtet die Bundesregierung als Aus- 
druck dieses Willens zum gemeinschaftlichen Han- 
deln. 

1.6. Der Deutsche Verkehrssicherheitsrat e. V. (DVR) 

Langjährige praktische Erfahrungen in der Ver- 
kehrssicherheitsarbeit haben zu der Erkenntnis ge- 
führt, daß durchgreifende Erfolge auf diesem Gebiet 
nur durch die Konzentration aller vorhandenen Mit- 
tel und Kräfte zu erreichen sind. Aus diesem Grunde 
wurde im Juni 1969 unter der Schirmherrschaft des 
Bundesministers für Verkehr der Deutsche Ver- 
kehrssicherheitsrat e. V. (DVR) gegründet. In ihm 
haben sich die staatlichen und privaten Institutionen, 
deren Aufgabe oder Ziel die Förderung der Straßen- 
verkehrssicherheit ist, zusammengefunden, um die 
erforderlichen Maßnahmen gemeinsam zu planen, 
einheitlich durchzuführen und zentral zu lenken. 

Der DVR ist somit das oberste Koordinierungsorgan 
in diesem Bereich. Die Aufgabenstellung umfaßt vor 
allem die Verkehrserziehung und -aufklärung der 
Bevölkerung unter Einsatz modernster Mittel und 
Methoden. Daneben befaßt sich der DVR mit Fragen 
der Verkehrs technik z. B. des modernen Straßen- 
baues und des verkehrssicheren Kraftfahrzeugs so- 
wie mit der Gesetzgebung, der Verkehrsüberwa- 


chung und der Unfallrettung. Die wichtigsten Auf- 
gaben sind die Erarbeitung von Leitgedanken, die 
Aufstellung von langfristigen Programmen und die 
Auswertung einschlägiger Forschungs- und Unter- 
suchungsergebnisse. 

Insgesamt haben sich 240 Behörden, Verbände und 
Institutionen unterschiedlicher Interessenbereiche 
dem DVR als Mitglieder angeschlossen. Beschlie- 
ßende Organe sind die Mitgliederversammlung und 
der Vorstand. Die praktische Arbeit wird in den Aus- 
schüssen Verkehrserziehung und -aufklärung, Ver- 
kehrstechnik, Gesetzgebung und Exekutive, Öffent- 
lichkeitsarbeit und Unfallrettung geleistet. Der Bun- 
desminister für Verkehr und die Länder sind in den 
Organen des DVR und in den Ausschüssen vertreten. 

Zur Finanzierung der Vorhaben und Maßnahmen 
stehen dem DVR Mitgliedsbeiträge, Finanzbeiträge 
seiner Mitglieder sowie Zuwendungen aus dem 
Haushalt des Bundesministers für Verkehr zur Ver- 
fügung. Die Gesamtausgaben des DVR im Geschäfts- 
jahr 1971 betrugen rd. 7,3 Millionen DM. Davon 
wurden aus dem Haushalt des Bundesministers für 
Verkehr für die Durchführung von Aufklärungs- und 
Erziehungsmaßnahmen zur Bekämpfung der Ver- 
kehrsunfälle und für wissenschaftliche Untersuchun- 
gen zur Förderung der Verkehrssicherheit insgesamt 
rd. 4,5 Millionen DM zur Verfügung gestellt. 

Die Bundesregierung ist dem Deutschen Verkehrs- 
sicherheitsrat für sein Wirken zu Dank verpflichtet. 
Die Sachkunde und der entschiedene Wille der in 
den Organen des DVR Tätigen, mehr Verkehrs- 
sicherheit zu bewirken, berechtigen zu der Hoffnung, 
daß es, mehr noch als gegenwärtig, gelingt, den 
Verkehrsteilnehmer zu einer freiwilligen Mitarbeit 
an der Gemeinschaftsaufgabe Sicherheit im Straßen- 
verkehr zu gewinnen. 


1.7. Mittel des Bundesministers für Verkehr für die 
Förderung der Verkehrssicherheit und Unfall- 
rettung 

Für die Förderung der Sidierheit im Straßenverkehr 
und für die Erprobung von Maßnahmen zur Rettung 
von Unfallverletzten standen dem Bundesminister 
für Verkehr in den letzten 12 Jahren die in der Auf- 
stellung (Anlage 23) aufgeführten Haushaltsmittel 
zur Verfügung. 

Im Zuge des vom Bundestag am 26. Juni 1969 be- 
schlossenen Ausbaues der Bundesanstalt für Stra- 
ßenwesen (BASt) zu einer zentralen Institution für 
die Erforschung der Unfallursachen im Straßenver- 
kehr wurden der BASt für die Durchführung von 
Forschungsaufträgen zur Hebung der Verkehrs- 
sicherheit besondere Mittel zugewiesen, und zwar 
im Jahre 1970 = 500 000 DM, 1971 = 1 500 000 DM. 
Für das Jahr 1972 sind 3 200 000 DM vorgesehen; 
1 700 000 DM sind davon für die Untersuchung der 
Auswirkungen der am 1. Oktober 1972 in Kraft 
tretenden versuchsweisen Geschwindigkeitsbegren- 
zung außerhalb geschlossener Ortschaften auf das 
Unfallgeschehen bestimmt. 
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2. Unfallverhütungsmaßnahmen bei Verkehrs- 
teilnehmern 

2.1. Einschränkung der von Verkehrsteilnehmern aus- 
gehenden Gefahren 

Maßnahmen zur Unfallverhütung haben sich an der 
geschilderten Unfallsituation auszurichten. Danach 
gefährden in erster Linie die Verkehrsteilnehmer in 
unterschiedlichem Maße andere Verkehrsteilnehmer 
und sich selbst. Während die Führer von Kraftfahr- 
zeugen — sieht man einmal von den Krafträdern ab 
— andere Insassen von Kraftfahrzeugen ebenso in 
Gefahr bringen wie Fußgänger und Radfahrer, be- 
schränkt sich das Fehlverhalten der Fußgänger und 
Radfahrer weitgehend auf die Selbstgefährdung. 

Vordringliche Aufgabe ist es daher, und dieses Vor- 
gehen entspricht auch dem Grundgedanken des Stra- 
ßenverkehrsrechts, die Gefährdung anderer Ver- 
kehrsteilnehmer auf ein erheblich geringeres Maß 
einzuschränken. 

Dies kann nur in der Weise geschehen, daß die 
Fehlverhaltensweisen der Verkehrsteilnehmer be- 
kämpft werden, von denen die Gefährdung anderer 
hauptsächlich ausgeht. Nach den Darlegungen im 
II. Abschnitt sind dies die Fehlverhaltensweisen der 
Kraftfahrer, besonders aber der Führer von Per- 
sonenkraftwagen. Das Fehlverhalten dieser Gruppe 
von Verkehrsteilnehmern äußert sich vor allem in 
zu schnellem Fahren, im Fahren unter Alkoholein- 
fluß und in Verstößen gegen Verkehrsvorschriften, 
deren Übertretung für die Beteiligten besondere Ge- 
fahren heraufbeschwört. 

Es ist aber andererseits nicht zu verkennen, daß das 
Fehlverhalten, der Fußgänger, aber auch das von 
Radfahrern und sonstigen Zweiradfahrern, maßgeb- 
lichen Anteil am Unfallgeschehen hat. Die Sicher- 
heitsbemühungen haben sich daher auch darauf zu 
richten, das Verhalten dieses Personenkreises zu 
ändern. 

Es ist nicht mehr als recht und billig, daß derjenige 
Verkehrsteilnehmer, der die höhere Gefahr setzt, 
auch das höhere Maß an Sorgfalt zu beachten hat. 
Der Fehler eines Kraftfahrzeugführers wirkt sich für 
andere Verkehrsteilnehmer gewöhnlich eben weit 
verhängnisvoller aus als der des Fußgängers oder 
Radfahrers. Nicht umsonst wird die Zulassung zum 
Führen von Kraftfahrzeugen von einer ganzen Reihe 
von Voraussetzungen abhängig gemadit. 

2.2. Straßenverkehr als Gesamtsystem 

Der Straßenverkehr hat wie der Verkehr auf der 
Schiene, zu Wasser und in der Luft, die alleinige 
Aufgabe, Menschen und Güter von einem Ort zum 
anderen zu befördern. Daß dies auf möglichst 
schnelle, bequeme und gefahrlose Art geschieht, 
liegt im Interesse aller Beteiligten. 

Die riesige Zahl der am heutigen und zukünftigen 
Straßenverkehr beteiligten Kraftfahrzeuge verlangt 
mehr als je zuvor in der Geschichte des Automobils 
nach genauen, jeden Verkehrsvorgang sicher gestal- 
tenden Regeln. Ein Verstoß gegen diese Regeln be- 


deutet, wie in allen Bereichen der Technik, eine 
Störung des Gesamtsystems mit verhängnisvollen 
Folgen für die unmittelbar Beteiligten und Nach- 
teilen für alle Glieder des Gesamtsystems. 

Sicherer Straßenverkehr setzt daher die genaue und 
aufmerksame Einordnung jedes Verkehrsteilneh- 
mers, besonders aber des Kraftfahrers, in das Ge- 
samtsystem Straßenverkehr voraus. Dieses ange- 
sichts der Massenhaftigkeit des heutigen Individual- 
verkehrs zwangsläufige Verständnis des Verkehrs 
gebietet den unbedingten Verzicht auf alle Ver- 
haltensweisen, die von der geregelten und in den 
Gesamtverkehrsablauf eingegliederten Beförderung 
von Menschen und Gütern abweichen. 

Individuelles Fahrverhalten muß daher im Interesse 
aller gegenüber einem gemeinschaftsbezogenen zu- 
rücktreten. Sportliches Verhalten äußert sich im Stra- 
ßenverkehr der Gegenwart in der genauen Beach- 
tung der Regeln, in der großzügigen und zuvorkom- 
menden Haltung gegenüber den anderen Verkehrs- 
teilnehmern und in einem Verzicht auf jede Art von 
Wettbewerb mit dem anderen. Denn dieser gehört 
auf die Rennstrecke, nicht in den Alltagsverkehr. 

Es wäre sehr zu begrüßen, wenn alle diejenigen, die 
Aussagen über die Bestimmung des Autos, seine 
Werte und seine Eigenschaften machen, die mit dem 
Fahren eines Kraftfahrzeugs verbundenen Pflichten 
der Gemeinschaft gegenüber betonen und davon ab- 
sehen würden, dem heutigen Verkehr zuwiderlau- 
fende Neigungen im Autofahrer zu wecken oder zu 
verstärken. 


2.3. Freiheit und Zwang in der Verkehrssicherheits- 
arbeit 

Die freiwillige und von allen bejahte Einhaltung der 
Verkehrsordnung ist selbstverständlich allen ande- 
ren Regelungen vorzuziehen. Sie würde den höchst- 
möglichen Erfolg mit dem geringsten Aufwand er- 
zielen. Es ist jedoch eine Illusion zu glauben, dieses 
Ziel wäre kurzfristig und vollständig erreichbar. 

Die am täglichen Straßenverkehr beteiligten Millio- 
nen Verkehrsteilnehmer sind viel zu unterschiedlich 
veranlagt und gestimmt, als daß sich jeder einzelne 
immer völlig verkehrsgerecht verhalten würde. Die- 
sem Mangel gilt es abzuhelfen. Dabei ist es die Auf- 
gabe der Verkehrspolitik, ein möglichst hohes Maß 
freiwilligen Verhaltens zu erreichen und nur soviel 
Zwang anzuwenden wie unerläßlich notwendig ist. 

Erfreulicherweise verhalten sich die meisten Ver- 
kehrsteilnehmer bereits so, daß eine polizeiliche 
Verkehrsüberwachung für sie keine Belastung mehr 
bedeutet. Sie empfinden im Gegenteil die von einer 
polizeilichen Überwachung ausgehende beruhigende 
Wirkung auf den Verkehrsablauf als wohltuend. 

Auf der anderen Seite kann es auch ein freiheitlicher 
Rechtsstaat nicht hinnehmen, daß eine Minderheit 
die im Interesse aller Beteiligten geschaffenen Rege- 
lungen ungestraft übertreten und dabei völlig Un- 
schuldige aufs Höchste gefährden kann. 
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3. Verkehrserziehung und -aufklärung 

3.1. Grundsätzliche Bemerkungen 

Nachdem sich Freiwilligkeit und Zwang auch im 
Verkehr gegenseitig bedingen, der Zwang da be- 
ginnt, wo die Freiwilligkeit versagt, ist es Aufgabe 
aller für die Verkehrssicherheit Verantwortlichen 
und an ihr Interessierten, das mögliche Maß an frei- 
willigem Mittun der Verkehrsteilnehmer auszu- 
schöpfen. 

Ausgehend von der Tatsache, daß es sich beim Stra- 
ßenverkehr um einen regelgebundenen alltäglichen 
Beförderungsvorgang handelt, der zur gefahrlosen 
Abwicklung eine unbedingte Einordnung in sein 
System erfordert, ist in allen Bevölkerungskreisen 
der Wissensstand über den Verkehr und seine Ge- 
setze zu erweitern und um Zustimmung für eine 
freiwillige Eingliederung zu werben. 

Der Straßenverkehr ist ein Lebensbereich wie zahl- 
reiche andere auch. Es besteht daher überhaupt kein 
Grund, gerade in ihm auf die für den Umgang mit 
anderen Menschen von der Gemeinschaft geschaffe- 
nen Regeln zu verzichten, steht doch bei Fehlver- 
haltensweisen im Straßenverkehr die Existenz der 
Beteiligten und nicht nur die Verärgerung des ande- 
ren auf dem Spiel. Menschliche Unzulänglichkeiten, 
Triebhaftigkeiten und Schwächen, die im alltäglichen 
Umgang denjenigen, der sie äußert, in diesem Be- 
reich außerhalb der Gesellschaft stellen, weil „man 
so etwas nicht tut", sollten auch in der Anonymität 
eines Kraftfahrzeugs nicht durchbrechen. 

Die Bundesregierung und die Regierungen der Bun- 
desländer bemühen sich daher gemeinsam, in engem 
Zusammenwirken mit dem Deutschen Verkehrs- 
sicherheitsrat, dem Verkehrsteilnehmer nicht nur die 
Grundregeln für ein verkehrsgeredites angepaßtes 
Verkehrsverhalten zu vermitteln, sondern ihn auch 
zur Mitverantwortung und tätigen Mitwirkung im 
täglichen Straßenverkehr bereit zu machen. 

Eine solche Einwirkung muß in möglichst jungen 
Jahren einsetzen und in einer auf die jeweilige 
Altersstufe abgestimmten Verkehrserziehung und 
-aufklärung auf den Menschen Einfluß nehmen. 

Auf die wissenschaftlich, insbesondere werbepsycho- 
logisch fundierte moderne Verkehrserziehung und 
-aufklärung ist noch näher einzugehen. 

3.2. Verkehrserziehung und -aufklärung In Massen- 
medien 

Mit den heutigen Massenkommunikationsmitteln 
Presse, Rundfunk und Fernsehen ist es möglich, alle 
Bevölkerungskreise kurzfristig oder über längere 
Zeiträume hinweg mit den Problemen des Straßen- 
verkehrs und den zu ihrer Lösung einzusdilagenden 
Wegen vertraut zu machen. Die Bundesregierung 
stellt mit Genugtuung fest, daß alle drei Medien 
bisher bereits ihren sehr wertvollen Beitrag dazu 
geleistet haben, das Problem der Sicherheit im 
Straßenverkehr deutlich zu machen und bei seiner 
Bewältigung mitzuhelfen. 


3 . 2 . 1 . 

Die tägliche Berichterstattung in der Presse und 
die Sonderheiten über das Auto sind für den Leser 
der Tageszeitung ebenso nützlich und interessant 
wie die Abhandlungen in den Fachzeitschriften, 
Zeitschriften und in den Blättern der Automobilver- 
bände. Selbst die von Emotionen nicht immer freie 
Kritik an den Maßnahmen des Staates hat zu einer 
Vertiefung der Diskussion und damit letztlich zur 
Lösung der Probleme beigetragen. 

3 . 2 . 2 . 

Die zahlreichen Rundfunksendungen für den Kraft- 
fahrer führen ebenfalls zu einer begrüßenswerten 
Erweiterung des Kenntnisstandes der Verkehrsteil- 
nehmer. Die hier tätigen Rundfunkjournalisten ver- 
stehen es wie ihre Kollegen von der Presse, die Pro- 
bleme des heutigen Straßenverkehrs in unterhalten- 
der Weise dem Verkehrsteilnehmer nahezubringen, 
ein Weg, der ungleich wirksamer ist als der beleh- 
rende Ton. 

3 . 2 . 3 . 

Wegen seiner starken Wirkung auf den Zuschauer 
kommt dem Fernsehen eine ganz besondere Bedeu- 
tung für die Verkehrsaufklärung aller Altersschich- 
ten zu. Durch das Bild ist es möglich, den Zuschauer 
in den vorgeführten Handlungsablauf so einzube- 
ziehen, daß er sich am Geschehen mitbeteiligt vor- 
kommt und die ihm anempfohlenen Verhaltenswei- 
sen in weit stärkerem Maße anzunehmen bereit ist 
als bei anderen Medien. 

3 . 2 . 4 . 

Die Bundesregierung verbindet den Dank an Presse, 
Rundfunk und Fernsehen für die bisherige einfalls- 
reiche und tatkräftige Unterstützung ihrer Bemü- 
hungen um mehr Sicherheit auf unseren Straßen mit 
der Bitte, diesem Problem in Zukunft noch mehr Auf- 
merksamkeit zu widmen. 

3 . 2 . 5 . 

Presse, Rundfunk und Fernsehen haben einen über- 
ragenden Einfluß auf das Verkehrsverhalten aller 
Bevölkerungsschichten und damit eine hohe Verant- 
wortung. Die Bundesregierung hofft, daß die Mas- 
senmedien mehr noch als bisher dazu beitragen, die 
Grundeinstellung der Gesellschaft zum Straßenver- 
kehr von allen sachfremden Erwägungen freizuma- 
chen und für ein rein rationales Begreifen des Stra- 
ßenverkehrs als eines individuellen, vor allem aber 
gemeinschaftsbezogenen Beförderungssystems zu 
öffnen. 

3.3. Verkehrserziehung und -aufklärung, Leitbilder, 
Methodik 

3 . 3 . 1 . 

Angesichts der Tatsache, daß der größte Teil der 
Verkehrsverstöße auf der Nichtbeachtung der wich- 
tigsten Grundregeln der Straßenverkehrs-Ordnung 
beruht, hat sich die Notwendigkeit ergeben, die 
Verkehrserziehung und -aufklärung auf neue Grund- 
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lagen zu stellen. Dabei war einerseits zu berücksich- 
tigen, daß die inzwischen gesammelten Erfahrungen 
ergeben haben, daß allgemein gehaltene Appelle im 
Sinne einer Mahnung zur Vorsicht und Rücksicht 
weitgehend wirkungslos bleiben. Ihnen wird weder 
Aufmerksamkeit geschenkt noch bieten sie irgend- 
eine Hilfe für die Bewältigung einer konkreten 
Situation. Andererseits muß aufgrund der Erkennt- 
nisse der Kriminologie in Rechnung gestellt werden, 
daß Verkehrs verstoße letztlich weder durch eine 
weitere Verschärfung der Strafen noch durch zusätz- 
liche, noch mehr ins einzelne gehende Verhaltens- 
vorschriften, verhütet werden können. Eine erheb- 
liche Verbesserung der Situation im Straßenverkehr 
ist daher hauptsächlich von einer intensiveren und 
gezielten Verkehrserziehung und -aufklärung zu er- 
warten. Mit Erfolgen ist indessen nicht von heute 
auf morgen zu rechnen. 

Das Hauptgewicht dieser Arbeit muß vor allem auf 
sachlicher Information und Motivation des Verhal- 
tens der Verkehrsteilnehmer liegen. Dabei ist zu 
berücksichtigen, daß die moderne Werbepsychologie 
Methoden zur Beeinflussung des Menschen ent- 
wickelt hat, die im Bereich der Verkehrs aufklärung 
in geeigneter Weise eingesetzt werden sollten. Für 
die Verkehrsaufklärung bedeutet dies, daß bei der 
Beeinflussung der Verkehrsteilnehmer zwischen 
den Zielgruppen: Kinder, Schulkinder, Jugendliche, 
Erwachsene, ältere Menschen, Fußgänger, Kraftfah- 
rer und Radfahrer zu unterscheiden ist. 

3.3.2. 

Die Orientierung der Bemühungen an einem über- 
zeugenden Leitbild ist dabei von erheblichem Nut- 
zen. Der Sinn eines solchen Leitbildes ist es, das 
Verhalten des Menschen in bestimmten Situationen 
dadurch zu erleichtern, daß er auf vorher schon von 
ihm getroffene Entscheidungen, d. h. auf ein Ver- 
haltensschema zurückgreifen kann, das in einem 
Leitbild enthalten ist (z. B. der Erfahrene, der Ab- 
stand hält; der Könner, der gelassen fährt). 

Die Bemühungen der modernen Verkehrserziehungs- 
und -aufklärungsarbeit laufen darauf hinaus, für die 
genannten Zielgruppen der Verkehrsteilnehmer je- 
weils geeignete Leitbilder zu schaffen und in Auf- 
klärungsaktionen zur Wirkung zu bringen. 

3.3.3. 

Für die Methodik der Verkehrserziehung und -auf- 
klärung bedeutet dies: das für eine Zielgruppe zu 
entwickelnde Leitbild ist ihr in einer Art und Weise 
nahe zu bringen, die ihrer altersbedingten geistigen 
und körperlichen Entwicklung oder Verfassung sowie 
der Art ihrer Teilnahme am Verkehr entspricht. 

So sind z. B. dem Kinde im vorschulischen Alter mög- 
lichst auf spielerische Weise die wichtigsten Grund- 
voraussetzungen für sein späteres Verhalten im 
Straßenverkehr durch Bild, Ton und Wort zu ver- 
mitteln. 

In diesem Sinne sind mehrere Aktionen des Deut- 
schen Verkehrssicherheitsrates neue Ausgangs- 
punkte für die Verkehrs aufklärung der Erwachse- 
nen; so z. B. die Aktion „Klimawechsel im Verkehr", 


die insbesondere dem Kraftfahrer das Leitbild des 
Partners im Straßenverkehr, des Könners, der kein 
unnötiges Risiko eingeht, und des zur Selbstkritik be- 
reiten Verkehrsteilnehmers vor Augen führt. Gleich- 
artige Bemühungen des DVR gehen zur Zeit dahin, 
den älteren Menschen durch ein besonderes Pro- 
gramm zu betreuen und den im Hinblick auf seine 
Risikobereitschaft besonders wichtigen jugendlichen 
Kraftfahrer zwischen 18 und 24 Jahren in gezielter 
Weise zu beeinflussen. 

3.3.4. 

Die Wahl des jeweils geeigneten Kommunikations- 
mittels, ggf. eine Koppelung mehrerer Mittel, ist 
von entscheidender methodischer Bedeutung. Ferner 
ist zu bedenken, daß wiederholte kurze Beeinflus- 
sungen durch die Massenmedien eine höhere Effi- 
zienz haben können, als einmalige längere Sendun- 
gen (Repetitionseffekt). 

3.3.5. 

Darüber hinaus ist allgemein eine Synthese der 
gesamten Verkehrssicherheitsarbeit dahin gehend 
anzustreben, daß Maßnahmen im Bereich der Ver- 
kehrserziehung und -aufklärung im Einklang stehen 
mit Bemühungen auf dem Gebiet der Verkehrsüber- 
wachung und -gesetzgebung. 

3.3.6. 

Der Erfolg von Aufklärungsaktionen hängt in zu- 
nehmendem Maße von der wissenschaftlichen Vor- 
bereitung ab. Vor Beginn von Verkehrsaufklä- 
rungsaktionen sollten repräsentative Vortests und 
nach Abschluß solcher Maßnahmen eine wissen- 
schaftliche Kontrolle der publizistischen Wirkung 
auf die Bevölkerung durchgeführt werden. 

3.4. Verkehrserziehung durch gutes Beispiel 

Der Erfolg der Verkehrserziehung bei unseren Kin- 
dern wird, wie in den anderen Bereichen, durch gu- 
tes Beispiel der Erwachsenen verstärkt oder durch 
schlechtes Beispiel vermindert. Die Bundesregierung 
bittet daher alle Erwachsenen, den Kindern ein gu- 
tes Beispiel zu geben, auch wenn hierzu bisweilen 
etwas Geduld erforderlich sein sollte. Eltern han- 
deln, mehr noch als andere Erwachsene, unverant- 
wortlich, wenn sie ihren Kindern das gute Beispiel 
vorenthalten und durch falsches Verhalten die in 
ihrem Kinde vorhandene Fähigkeit und Bereitschaft 
für ein richtiges Verkehrsverhalten erschüttern. 

3.5. Verkehrserziehung der Kinder und Jugendlichen 

Hier geht es vor allem darum, Kinder und Jugend- 
liche darauf vorzubereiten, aktiv und verantwor- 
tungsbewußt am Verkehrsgeschehen teilzunehmen. 
Die das Verhalten dieser Personengruppen bestim- 
menden sozialen, emotionalen und rationalen Fak- 
toren sind in die didaktischen und methodischen 
Überlegungen der Jugendverkehrserziehung einzu- 
beziehen. 

3.5.1. Vorschulische Verkehrserziehung 

Erste Ansätze für ein verkehrsgerechtes Verhalten 
sind schon bei Kindern vom ersten bis dritten 
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Lebensjahr zu erreichen. Die vorschulische Verkehrs- 
erziehung muß daher im Elternhaus und im Kinder- 
garten einsetzen. Das frühe Lernen vollzieht sich 
vornehmlich durch Imitation und Identifikation. Da- 
her ist es wichtig, die Eltern stärker als bisher 
für diese Aufgabe zu gewinnen und vorzubereiten. 
Volksschulen, Verkehrs wachten, Kirchen und Klubs 
sollten Kurse durchführen, in denen die Eltern mit 
den Methoden einer wirksamen Verkehrserziehung 
im Kleinstkindalter bekannt gemacht werden. Für 
Kindergärten und andere vorschulische Einrichtun- 
gen sollten für diesen Zweck Bildungspläne entwik- 
kelt werden, an denen neben Schul- und Sozialpäda- 
gogen auch Verkehrsexperten mitwirken müssen. 

3.5.2. Ausbildung der Pädagogen 

Eine moderne vorschulische Verkehrserziehung in 
Kindergärten setzt eine entsprechende Ausbildung 
der Pädagogen voraus. Solange die Verkehrserzie- 
hung an den Fachschulen und Fachhochschulen für 
Sozialpädagogik noch nicht Bestandteil der Ausbil- 
dung geworden ist, muß die Aus- und Fortbildung 
der Sozialpädagogen in Wochenendseminaren an 
den vorhandenen Lehrerseminaren Süd (Kochel), 
Nord (Bendestorf), Mitte (Frankfurt) und in den 
Verkehrsinstituten Quelle bei Bielefeld und Korn- 
tal bei Stuttgart intensiviert werden. 

Auch die Verkehrserziehung der Schulkinder setzt 
eine bessere Aus- und Fortbildung des Lehrperso- 
nals voraus. Deshalb sollten an den großen Hoch- 
schulen Lehrstühle für Verkehrserziehung und in 
jedem Bundesland zumindest ein Institut für Ver- 
kehr spädagogik und -didaktik an einer wissen- 
schaftlichen Hochschule eingerichtet werden. So- 
lange die Verkehrserziehung an den Hochschulen 
noch nicht in die Studienpläne aufgenommen ist, 
bleibt die Lehrerfortbildung den vorgenannten Leh- 
rerseminaren und Verkehrsinstituten überlassen. 
Die dort durchzuführenden Seminare sind dann 
durch Arbeitstagungen im Bereich der Schulämter 
und der Bezirksregierungen zu ergänzen. 

3.5.3. Verkehrserziehung in der Grundschule 

Auf Anregung des Bundesministers für Verkehr hat 
die Kultusministerkonferenz am 7. Juli 1972 „Emp- 
fehlungen zur Verkehrserziehung in der Schule" be- 
schlossen. Die Bundesregierung begrüßt diesen Be- 
schluß und stimmt den in den Empfehlungen dar- 
gelegten Aufgaben, Zielen und der vorgesehenen 
Ausgestaltung des Verkehrsunterrichts zu. 

Den ersten Schwerpunkt der Verkehrserziehung 
legen die Empfehlungen auf den Beginn der Grund- 
schulzeit, da sich das Kind in dieser Zeit auf neue 
Anforderungen im Verkehr einstellen muß. Am Ende 
der Grundstufe soll der Schüler bereits zur verkehrs- 
gerechten Benutzung des Fahrrads befähigt sein. 
Für die Klassen 1 und 4 sind daher etwa je 20 Unter- 
richtsstunden im Jahr, für die Klassen 2 und 3 etwa 
je 10 Stunden vorgesehen. 

3.5.4. Verkehrserziehung in weiterführenden Schulen 

Für die Klassen 5 bis 13 sehen die Empfehlungen 
der Kultusministerkonferenz die Erziehung des jun- 
gen Menschen zum verantwortungsbewußten Fuß- 
gänger und Fahrzeugführer vor. Seine bereits vor- 


handenen Fähigkeiten sollen hierzu weiterentwik- 
kelt, seine Kenntnisse erweitert und die Grenzen 
seiner Möglichkeiten in schwierigen Lagen aufge- 
zeigt werden. Auch die Einsicht in die wirtschaft- 
lichen und gesellschaftlichen Probleme des Verkehrs 
soll eröffnet und das Verständnis für verkehrs- 
politische Entscheidungen geweckt werden. Hierzu 
sind für die Klassen 5 und 9 je etwa 20 Stunden 
im Jahr und für die Klassen 6, 7, 8 und 10 je etwa 
10 Stunden vorgesehen. Für die Schüler ab Klasse 8 
sehen die Empfehlungen außerdem vor, daß ihnen 
die Möglichkeit zum Erwerb der Fahrerlaubnis der 
Klassen 4 und 5 geboten werden sollte. 

3.5.5. Sicherung des Schulweges 

Die starke Gefährdung der Kinder auf dem Schul- 
weg macht besondere Vorkehrungen für die Siche- 
rung des Schulweges notwendig. Schulen und Eltern 
sollten Schulwegpläne aufstellen. Aufgabe, in erster 
Linie der Eltern, aber auch der Schule, ist es dann, 
die Kinder mit diesen Plänen vertraut zu machen 
und ihre Beachtung zu überwachen. 

Der Einsatz von Schülerlotsen hat sich in hohem Maße 
bewährt und ist deshalb fortzusetzen. Durch die Neu- 
ordnung des Schulwesens (z. B. Gründung von Mit- 
telpunktschulen) werden Schülerlotsen nicht mehr 
in ausreichendem Maße zur Verfügung stehen. Des- 
halb muß in Zukunft die Sicherheit der Grundschü- 
ler auf dem Schulweg durch andere Maßnahmen ge- 
währleistet werden, so z. B. durch den Einsatz von 
erwachsenen Schülerlotsen, durch technische Sicher- 
heitseinrichtungen und durch die verstärkte Ver- 
wendung von Schulbussen. 

3.5.6. Verkehrserziehung behinderter Kinder 

Die Verkehrserziehung behinderter Kinder aller 
Grade und Formen sollte in den Sonderschulen in 
besonderem Maße verstärkt werden. Wegen der 
stark beschränkten Reaktionsfähigkeit und Ent- 
schlußbereitschaft dieser Kinder gilt es, geeignete 
heilpädagogische Maßnahmen zu treffen, damit auch 
behinderte Kinder sicher am Straßenverkehr teil- 
nehmen können. 

3.5.7. 

Die pädagogische Zielsetzung und der organisato- 
rische Rahmen der vorgenannten grundsätzlichen 
Forderungen zur Verkehrserziehung entsprechen 
weitgehend den Entschließungen der vom Europa- 
rat und der Europäischen Verkehrsminister-Konfe- 
renz veranstalteten internationalen Konferenz über 
Fragen der Schulverkehrserziehung vom 1. bis 4. Ok- 
tober 1963 und vom 21. bis 25. Juni 1971 sowie den 
Vorstellungen der Kultusminister der Bundesländer. 

3.6. Verkehrserziehung und -auf Klärung für 18- bis 
24jährige Verkehrsteilnehmer 

Die Gruppe der heute 18- bis 24jährigen Verkehrsteil- 
nehmer hat in der Schule noch keine intensive und 
systematische Verkehrserziehung erhalten. Ihr Ver- 
kehrsrisiko ist daher größer als das aller anderer 
Altersgruppen. Für sie wird vom Deutschen Ver- 
kehrssicherheitsrat ein Sonderprogramm entwickelt. 

Es umfaßt ein praxisnahes Übungsprogramm, das die 
Möglichkeit bietet, anhand konkreter Anleitungen 
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theoretisches Wissen sofort in die Praxis umzuset- 
zen und Prüfungsaufgaben am eigenen Fahrzeug zu 
lösen. Dieser Lehrgang arbeitet mit programmierter 
Unterweisung, begleitenden Schallplatten, einer An- 
leitung für die Umsetzung in die Praxis und schließ- 
lich einer Prüfliste für Fahrer und Beifahrer. Es ist 
beabsichtigt, die Themen der programmierten Unter- 
weisung in mehreren Fernsehsendungen auszustrah- 
len. 

Außerdem ist vorgesehen, das mit dem Übungspro- 
gramm erworbene Wissen durch ein anschließendes 
Sicherheitstraining in der Praxis weiter zu verbes- 
sern. Hierfür sind allerdings ausreichende Übungs- 
gelände und Ausbilder erforderlich. Die Bereitschaft, 
sich an diesem Übungsprogramm mit Sicherheits- 
training und abschließender Prüfung zu beteiligen, 
soll durch Gewinne verstärkt werden. 

3.7. Sicherheit der äiteren Fußgänger 

Falsches Verhalten der Fußgänger beim überqueren 
der Fahrbahn ist die zweithäufigste Ursache töd- 
licher Unfälle. Der Deutsche Verkehrssicherheitsrat 
hat die Verkehrsgewohnheiten und Beweggründe 
für das Verkehrsverhalten bei älteren Menschen un- 
tersuchen lassen und dabei die bei dieser Personen- 
gruppe vorhandenen Mängel im Verkehrswissen 
und im Verständnis für den Verkehrsablauf ermit- 
telt. Seine Antwort ist ein auch von der Bundesregie- 
rung unterstütztes Sofortprogramm zur konkreten 
und klaren Information dieses Personenkreises 
durch Presse, Rundfunk und Fernsehen. 

Ein langfristiges Betreuungsprogramm, an dem sich 
die Institutionen der Sozial-Betreuung ebenso be- 
teiligen wie die Mitglieder des Deutschen Verkehrs- 
sicherheitsrates, soll mit Hilfe moderner audio- 
visueller Methoden in ständiger Klein- und Einzel- 
arbeit zu einem verbesserten Verhalten der älteren 
Fußgänger beitragen. 

Ein im Grunde einfaches aber dennoch schwer zu 
lösendes Problem, vor allem bei älteren Menschen, 
ist die schlechte Erkennbarkeit der Fußgänger durch 
den Kraftfahrer bei Dunkelheit. Die Fußgänger soll- 
ten zur Vermeidung hieraus sich ergebender Ge- 
fahren bestrebt sein, den Kraftfahrer durch helle 
und auffallende Kleidungsstücke oder durch ent- 
sprechende mitgeführte Gegenstände auf sich auf- 
merksam zu machen. 

3.8. Verkehrsaufklärungsaktionen 

Das gezielte Bemühen um besondere Personengrup- 
pen wie Kinder, Jugendliche und ältere Menschen 
wird ergänzt durch die thematisch begrenzte Auf- 
klärung aller Verkehrsteilnehmer. 

Hier sind aus der zurückliegenden Zeit Aktionen 
wie „Deutlich Fahren", „Nr. Sicher", „Fahre mit 
Herz", „Mein fester Wille — ohne Promille" und 
aus der Gegenwart „Klimawechsel im Verkehr" zu 
nennen, die eine geänderte Grundeinsteilung des 
Verkehrsteiinehmers zum Ziel haben, die sich dann 
im konkreten Verhalten ausdrücken soll. 

Ebenso notwendig sind regelmäßige Aufklärungs- 
aktionen, die bestimmte technische Voraussetzungen 


für ein sicheres Verkehrsverhalten aufzeigen und 
zur Überprüfung von Beleuchtung, Reifen und Brem- 
sen auffordern. 

3.9. Aufklärungsaktion Neue Straßenverkehrs-Ord- 
nung 

Die am 1. März 1971 in Kraft getretene Neue Stra- 
ßenverkehrs-Ordnung (Neue StVO) wurde durch 
eine großangelegte Aufklärungsaktion vorbereitet 
und begleitet. Ihr Ziel war es, jeden Verkehrsteil- 
nehmer mit den neuen Regeln und Zeichen vertraut 
zu machen, ein neues Sicherheitsbewußtsein zu ent- 
wickeln und den Verkehrsteilnehmer zu einem ver- 
kehrsgerechten Verhalten zu motivieren. 

Angesichts der Tatsache, daß es sich bei dieser Ak- 
tion um eine erste zusammengefaßte Maßnahme 
aller Beteiligten, des Bundes, der Länder, des Deut- 
schen Verkehrssicherheitsrates und der Massen- 
medien handelte, darf festgestellt werden, daß die 
Aktion ihre Ziele weitgehend erreichte; sie hat 
konkrete, positive, informatorische und verhaltens- 
bildende Auswirkungen gehabt. 

Es ist darüber hinaus auch nicht zu verkennen, daß 
die Unfälle im Einführungsjahr der Neuen StVO 
gegenüber denen des Vorjahres trotz der Zunahme 
des Kraftfahrzeugbestandes leicht rückläufig waren. 

Auf der anderen Seite sind die noch bestehenden 
Mängel hinsichtlich der Kenntnis und Beachtung 
vor allem der neuen Regeln der Neuen StVO un- 
übersehbar. So läßt das Blinken beim Anfahren, 
das Freihalten der Kreuzung bei stehendem Ver- 
kehr trotz vorhandener Vorfahrt und das Halten 
der Lastkraftwagen vor Bahnübergängen zu wün- 
schen übrig. 

Wesentlich gebessert hat sich das Anfahren der 
Omnibusse aus Haltebuchten, da die Omnibusfüh- 
rer nicht mehr auf ihr Vorrecht pochen und die an- 
deren Kraftfahrzeugführer den Omnibussen das Ab- 
fahren von diesen gekennzeichneten Haltestellen 
weitgehend ermöglichen. 

Auf der Autobahn sind die Kraftfahrzeugführer all- 
gemein bereit, für die Durchfahrt von Polizei- und 
Hilfsfahrzeugen eine Gasse zu bilden. Nicht selten 
wird die Gasse jedoch erst beim Auftauchen des 
Blaulichts und nicht, wie die StVO vorschreibt, be- 
reits beim Stocken des Verkehrs gebildet. 

Der Wissensstand des Verkehrsteilnehmers befrie- 
digt noch nicht ganz. Nur 88 Vo der im Januar/Fe- 
bruar 1972 befragten Kraftfahrzeugführer konnten 
die Bedeutung des neuen achteckigen Stoppschildes 
angeben, nur 72 ®/o die des auf der Spitze stehenden 
quadratischen Verkehrszeichens zur Kennzeichnung 
der Vorfahrtstraße und nur 68®/o diejenige des Vor- 
fahrtzeichens für die nächste Kreuzung. 

Die Kenntnis der Bedeutung der Verkehrszeichen 
ist die Voraussetzung für ein einwandfreies Ver- 
halten der Verkehrsteilnehmer. Kenntnislücken sind 
dabei eine Gefahr für alle. Der Bundesminister für 
Verkehr hat daher schon im November 1971 eine auf 
diese Mängel konzentrierte Aufklärungsaktion ein- 
geleitet, die durch eine weitere Aktion im Jahre 
1972 ergänzt werden wird. 
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4. Verkehrsüberwachung 

4.1. Allgemeines 

Mit der von den Bundesländern wahrzunehmenden 
Verkehrsüberwachung kontrolliert der Staat die Ein- 
haltung der von ihm für einen sicheren Verkehrsab- 
lauf geschaffenen Regeln. Trotz der nicht zu verken- 
nenden Bereitschaft des größten Teils der Verkehrs- 
teilnehmer, besonders der Kraftfahrzeugführer, die 
Verkehrsvorschriften einzuhalten, kann auf eine 
möglichst umfassende Verkehrsüberwachung auf ab- 
sehbare Zeit nicht verzichtet werden. Leider sind 
nicht wenige Verkehrsteilnehmer immer noch der 
Meinung, die Verkehrsvorschriften nach ihren 
augenblicklichen Bedürfnissen oder Neigungen aus- 
legen und damit übertreten zu können. Diese Er- 
scheinung ist bei Kraftfahrzeugführern ebenso fest- 
zustellen wie bei Fußgängern und Radfahrern. 

Verkehrsverstöße, besonders im fließenden Verkehr, 
erzeugen in unterschiedlichem Maße Gefahren für 
alle Beteiligten, auch für die sich verkehrsgerecht 
verhaltenden Verkehrsteilnehmer. Zu deren Schutz 
ist eine möglichst umfassende Verkehrsüberwachung 
daher unerläßlich. Verkehrsteilnehmer, die sich um 
ein für sie selbst wie für die anderen gefahrloses, 
d. h. regelgerechtes Verhalten bemühen und diese 
Haltung auch von allen anderen erwarten, werden 
daher eine aufmerksame Verkehrsüberwachung 
nicht als Bevormundung, Zwang, Bespitzelung oder 
polizeistaatliches Vorgehen empfinden, sondern als 
angemessene Kontrolle aller zum Schutz des einzel- 
nen. 

Es versteht sich von selbst, daß die Verkehrsüber- 
wachung an Wirksamkeit wie an Überzeugungskraft 
gewinnt, wenn sie vorwiegend unfallträchtige und 
folgenschwere Verkehrsverstöße verfolgt. In diesem 
Falle ist sie der Unterstützung der großen Mehrheit 
der Verkehrsteilnehmer gewiß. 

4.2. Pollzeistärke und Kraftfahrzeugbestand 

Die Bundesregierung kennt die personellen Schwie- 
rigkeiten der Länder im Bereich der Verkehrsüber- 
wachung durch die Vollzugspolizei. Die Stärke der 
Vollzugspolizei ist in keinem Land der Bundesrepu- 
blik Deutschland im gleichen Umfang gewachsen 
wie die Zunahme der Kraftfahrzeuge und damit des 
Straßenverkehrs. Während die Zahl der Kraftfahr- 
zeuge von 1960 bis 1970 um fast 80 Vo zugenommen 
hat, erhöhte sich die Stärke der Vollzugspolizei nur 
um rd. 15 Vo. 

Angesichts der noch zunehmenden Auseinanderent- 
wicklung von Kraftfahrzeugbestand und Polizei- 
stärke wäre eine vermehrte Bereitstellung von Poli- 
zeikräften für die Verkehrsüberwachung ein ent- 
scheidender Beitrag zur Erhöhung der Sicherheit im 
Straßenverkehr. 

Bereits mit den vorhandenen Polizeikräften lassen 
sich jedoch schon statistisch relevante Verbesse- 
rungen erreichen. Dies zeigen z. B. die Bemühungen 
in Nordrhein-Westfalen wo — allerdings unter- 
stützt von umfangreichen Aufklärungsmaßnahmen 
— besonders mit Hilfe gezielter, schwerpunktmäßig 


angesetzter Verkehrskontrollen, vor allem hinsicht- 
lich der Alkoholbeeinflussung, eine gegenüber ande- 
ren Ländern günstigere Entwicklung des Unfallge- 
schehens erreicht werden konnte. 

Die Bundesregierung und die Bundesländer sind der 
Auffassung, daß eine dem heutigen Straßenverkehr 
angemessene Ausstattung der Polizei mit Fahrzeu- 
gen und die Verwendung aller geeigneten Über- 
wachungsanlagen eine der wesentlichen Vorausset- 
zungen für einen wirksameren Einsatz der Polizei 
in der Verkehrsüberwachung bildet. 

Auf dieser Grundlage werden ein verstärkter, auf 
die Hauptunfallursachen schwerpunktartig ausge- 
richteter Einsatz, ebenso wie zivile Streifen zu Fuß 
und im Fahrzeug, zu einer verbesserten Wirksam- 
keit und damit zu mehr Verkehrssicherheit beitra- 
gen. 

4.3. Überwachung der Fußgänger 

Die polizeiliche Verkehrsüberwachung wird sich in 
Zukunft, ebenso wie in der Vergangenheit, in erster 
Linie mit dem Verhalten der Kraftfahrzeugführer 
wegen der von diesem Personenkreis ausgehenden 
Gefahr für den Straßenverkehr befassen. Sie sollte 
aber im Hinblick auf die Selbstgefährdung der Fuß- 
gänger und Radfahrer auch deren Verhalten schär- 
fer überwachen und entsprechende Verwarnungen 
aussprechen. Besondere Beobachtung verdient in 
diesem Zusammenhang das falsche Verhalten Er- 
wachsener in Gegenwart von Kindern. Auch die Poli- 
zei sollte darauf achten, daß das durch die Ver- 
kehrserziehung in den Kindern grundgelegte rich- 
tige Verhalten nicht durch das schlechte Beispiel 
des Erwachsenen gefährdet wird. 


5. Verkehrsrechtliche Maßnahmen 

Nach dem Grundsatz, soviel freiwillige Mitwirkung 
des Verkehrsteilnehmers wie möglich und soviel 
Zwang wie unerläßlich nötig, ist ständig zu prüfen, 
wie die Hauptunfallursachen wirksamer als seither 
bekämpft werden können. Dies gilt vor allem für 
die Frage der Alkoholbeeinflussung und der über- 
höhten Geschwindigkeit. Darüber hinaus ist auch 
noch zu überlegen, ob und wie besonders auffällige 
Fehlverhaltensweisen verhindert oder eingeschränkt 
werden können. 

5.1. Eindämmung der alkoholbedingten Straßenver- 
kehrsunfälle 

5.1.1. Gesetzentwurf der Bundesregierung 

Am 11. Februar 1972 hat die Bundesregierung den 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Straßen- 
verkehrsgesetzes eingebracht, der die Einführung 
eines abstrakten Gefährdungstatbestandes bei einem 
Gefahrengrenzwert von 0,8 %o Blutalkoholgehalt 
zum Inhalt hat. Danach ist das Führen eines Kraft- 
fahrzeugs im Straßenverkehr mit einem Blutalko- 
holgehalt von mindestens 0,8 %o verboten. Verstöße 
dagegen sollen als Ordnungswidrigkeit mit einer 
Geldbuße bis 1000 DM geahndet werden, die im 
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Regelfall ein Fahrverbot von einem Monat bis drei 
Monate nadi sich ziehen und von der Eintragung in 
das Verkehrszentralregister begleitet sind. (An- 
lage 24) 

Der Bundesrat hat dem Gesetzentwurf zugestimmt. 
Er hat sogar vorgeschlagen, die obere Grenze für die 
Geldbuße auf 5000 DM heraufzusetzen. 

5.1.2. Seitherige Regelung unzulänglich 

Die gesetzliche Einführimg eines Gefahrengrenz- 
wertes ist notwendig, weil die bisherige gesetzliche 
Regelung (§ 315 c, 316 Strafgesetzbuch), wonach be- 
straft wird, wer ein Fahrzeug führt, obwohl er in- 
folge Alkoholgenusses „nicht in der Lage ist, das 
Fahrzeug sicher zu führen", trotz erheblicher Auf- 
klärungsarbeit nicht ausreicht, die Zahl der alkohol- 
bedingten Straßverkehrsunfälle wirksam einzudäm- 
men. 

Deit 1961 werden jährlich mehr als ein Fünftel der 
tödlichen Straßenverkehrsunfälle von unter Alkohol- 
einfluß stehenden Fahrzeugführern verursacht. 

Im Jahre 1970 waren es 3663 von 17 472 tödlichen 
Unfällen. 

Dieses Problem ist mit Verkehrserziehung und -auf- 
klärung allein nicht lösbar. Eine vom Bundesminister 
für Verkehr Ende 1970/Anfang 1971 durchgeführte 
Aktion gegen Alkohol am Steuer hatte keinen aus- 
reichenden Erfolg. Die von Fahrzeugführern und 
Fußgängern 1971 unter Alkoholeinfluß verursachten 
Unfälle gingen insgesamt um nur 1,4 V» zurück, 

5.1.3. Leistungsminderung bei 0,6 bis 0,7'’/oq 

Gutachten des Bundesgesundheitsamtes aus den Jah- 
ren 1966/1967 haben bereits festgestellt, daß die mei- 
sten unter Alkoholeinfluß stehenden Kraftfahrzeug- 
führer schon bei einem Blutalkoholgehalt von 0,6 
bis 0,7 %o Leistungsminderungen in einem Maße 
aufweisen, welche die sichere Fahrzeugführung in 
Frage stellen. Alkoholbeeinflußte Fahrzeugführer 
verursachen danach bei 0,5 %o Blutalkoholgehalt mit 
Zweieinhalbmal größerer Wahrscheinlichkeit einen 
tödlichen Unfall als nüchterne; bei 0,8 %o erhöht 
sich diese Gefahr auf das 4,4fache. Angesichts der 
tatsächlichen Fahrtauglichkeitsgrenze von 0,6 bis 
0,7 %o gewährt eine auf 0,8 %o angesetzte Grenze 
noch einen Sicherheitszuschlag von 0,15 %o für et- 
waige Abweichungen bei der Blutalkoholbestim- 
mung. 

Der Bundesregierung geht es nicht darum, künftig 
mehr Kraftfahrzeugführer wegen Alkohols am 
Steuer bestraft zu wissen. Sie beabsichtigt vielmehr, 
den Kraftfahrer mit der Einführrmg des Gefahren- 
grenzwertes von 0,8 %o vor einem „Herantrinken" 
an die Grenze absoluter Fahruntüchtigkeit bei 1,3 %o 
(wie dies die Rechtsprechung entschieden hat) und 
damit vor den über 0,8 %o liegenden Gefahren tat- 
sächlicher und strafrechtlicher Art zu bewahren. 

Die Strafbarkeit nach bisherigem Recht (§§316, 315c 
Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a Strafgesetzbuch) bleibt 
unberührt. Die vorgesehene Regelung ist verkehrs- 
und kriminalpolitisch daher ein den bereits gelten- 
den Bestimmungen vorgeschalteter Auffangtatbe- 
stand, bei dem es auf den Nachweis der Fahruntüch- 


tigkeit nicht ankommt und der den dabei häufig über 
eine Bestrafung entscheidenden Zufall ausschließt. 

5.1.4. Ahndung als Ordnungswidrigkeit 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die Ein- 
gruppierung des beabsichtigten neuen Gefährdungs- 
tatbestandes als Ordnungswidrigkeit deswegen an- 
gemessen ist, weil auch die Verstöße gegen die Ver- 
haltensvorschriften, insbesondere der Straßenver- 
kehrs-Ordnung, die nicht zu Schäden geführt haben, 
Ordnungswidrigkeiten sind. 

5.1.5. Positive Auswirkung wie Im Ausland 

Durch diese Regelung verspricht sich die Bundes- 
regierung einen besseren Sdiutz der weit überwie- 
genden verantwortungsvollen V erkehrsteilnehmer 
vor den unwissenden oder unbelehrbaren Kraft- 
fahrern. Sie gründet ihre Zuversicht nicht zuletzt 
auf den Rückgang alkoholbedingter Straßenver- 
kehrsunfälle in den meisten europäischen Staaten, 
die schon durch Gesetz bzw. Rechtsprechung ent- 
sprechende Alkoholgrenzwerte (Großbritannien, 
Österreich, Schweiz, Frankreich, Luxemburg: 0,8 %oi 
Schweden, Norwegen, Jugoslawien; 0,5 %o; dem- 
nächst Niederlande, Belgien: 0,8 %o; Finnland und 
osteuropäische Staaten: völliges Verbot) festgesetzt 
haben. Diese Wirkrmg erwartet auch die Europäische 
Verkehrsministerkonferenz mit ihrem Beschluß vom 
14. Juni 1967, in dem sie die Mitgliedstaaten zur Ein- 
führung eines Alkoholgrenzwertes von 0,8 %o auf- 
fordert. 


5.2. Arzneimittel und Fahruntüchtigkeit 

Arzneimittel beeinflussen allein oder in Verbindung 
mit anderen Stoffen, wie z. B. Alkohol, die Fahrtüch- 
tigkeit im Straßenverkehr. Auch wenn sich das Aus- 
maß der Beeinträchtigung im voraus nicht genau be- 
stimmen läßt, so ist doch die sich hieraus ergebende 
Gefahr für den Straßenverkehr nicht gering. 

Die Bundesregierung erwartet, daß die Arzneimittel- 
hersteller noch deutlicher, als dies bereits der Fall 
ist, auf die nachteiligen Auswirkungen von Medika- 
menten auf die Fahrtüchtigkeit der Kraftfahrer und 
auf die Folgen für den Fußgänger oder Radfahrer im 
Straßenverkehr hinweisen. 


5.3. Drogen und Rauschgifte 

Die bis jetzt vorliegenden Erkenntnisse über den 
Einfluß von Drogen und Rauschgiften auf die Fahr- 
tüchtigkeit lassen erkennen, daß die von diesen Stof- 
fen ausgehenden Gefahren für die Sicherheit des 
Straßenverkehrs denen des Alkohols nicht nach- 
stehen,- 

Es ist bis jetzt allerdings kein Verfahren bekannt, 
das eine dem Blutalkoholnachweis ähnliche routine- 
mäßige und die Konzentration im Körper wiederge- 
bende Erfassung der Drogen und Rauschgifte ermög- 
licht. Eine Ahndung des Führens von Kraftfahrzeu- 
gen unter Drogen- oder Rauschgifteinfluß wird we- 
gen der hierdurch auftretenden Beweisschwierig- 


27 



Dni dts adie ¥1/3718 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


keiten sehr erschwert. Diesem Mangel soll durch 
Forschungsarbeiten abgeholfen werden. 

Die Bundesregierung verfolgt mit Interesse die 
neuesten Bemühungen, einzelne Stoffe nachzuwei- 
sen. Sie wird diese Verfahren auf ihre Verwendbar- 
keit in der Praxis umgehend überprüfen. 

5.4. Versuchsweise Beschränkung der zulässigen 
Höchstgeschwindigkeit von Kraftfahrzeugen 
außerhalb geschlossener Ortschaften 

5.4.1. Hauptunfallursache zu schnelles Fahren 

Zu schnelles Fahren steht an erster Stelle der Unfall- 
ursachen sowohl bei den Unfällen mit Getöteten wie 
bei den Unfällen mit Personenschaden. 

Im Jahre 1970 entfielen von den insgesamt 32 336 
Unfallursachen bei Unfällen mit Getöteten 7 343 auf 
zu schnelles Fahren. Das waren 22,7 ®/o aller Unfall- 
ursachen. Gegenüber 1969 bedeutet dies eine Steige- 
rung um 14,2 ®/o. 

An den nur den Fahrzeugführern zuzurechnenden 
Unfällen hatte zu schnelles Fahren 1970 bei den 
Unfällen mit Getöteten einen Anteil von 32 ®/o; bei 
den Unfällen mit Personenschaden erreichte zu 
schnelles Fahren 23,9 ®/o aller Unfallursachen bei 
Fahrzeugführern. 

Bei 7343 der 17 472 Unfälle mit Getöteten im Jahre 
1970 war zu schnelles Fahren ursächlich, also in 
42 ®/o der Fälle, bei den 377 610 Unfällen mit Per- 
sonenschaden in 109 522 Fällen, also in 29®/o. Aus- 
gehend von der Annahme, daß eine Unfallursache 
bei einem Unfall gewöhnlich nur einmal auf tritt, läßt 
sich folgern, daß bei 42®/o der Unfalltoten und bei 
29 ®/o der Verletzten zu schnelles Fahren ursächlich 
war. Hieran hat sich im Jahre 1971 nichts geändert. 
Die Unfallursache zu schnelles Fahren trat 1971 bei 
den 369104 Unfällen mit Personenschaden 105 402 
mal auf, also in 28,6 Vo der Fälle. 

Die Auswirkung der Geschwindigkeitsbegrenzung 
auf die innerörtlichen Unfälle und die Entwicklung 
des Unfallgeschehens auf Straßen ohne Geschwindig- 
keitsbegrenzung wurde in Abschnitt II, Nr. 1 1 bereits 
behandelt. 

5.4.2. Gefahrene Geschwindigkeit außerorts und Unfäiie 

Ein beachtlicher Teil der schweren Unfälle ereignet 
sich nach der HUK-Statistik auf den hier in Betracht 
kommenden Straßen im Bereich hoher Geschwindig- 
keiten: 4,6 ®/o aller schweren Unfälle bei mehr als 
100 km/h, 13,4 ®/o bei Geschwindigkeiten zwischen 
80 und 100 km/h. Einen Teil der 80 bis 100 km/h- 
Unfälle kann man — ohne den Dingen Gewalt anzu- 
tun — dem über 100-km/h-Bereich zuschlagen, denn 
die Geschwindigkeitsangaben beruhen auf den An- 
gaben der Fahrer, die den Unfall verursacht haben. 
Diese neigen aber dazu, die eigene Geschwindigkeit 
zu Unterschätzen. Schließlich sind die Unfälle, bei 
denen außer dem verunglückten Fahrzeug kein Drit- 
ter beteiligt ist („Alleinunfälle"), in dieser Haft- 
pflichtversicherungsstatistik nicht erfaßt. Gerade die 
Alleinunfälle ereignen sich jedoch oft im Bereich 


hoher Geschwindigkeiten und können auf „Landstra- 
ßen" bis zu 20 ®/o aller Unfälle ausmachen. 

Die Schätzung, daß ca, 10 ®/o aller schweren Unfälle 
auf Landstraßen sich bei über 100 km/h ereignen, 
dürfte demnach nicht zu hoch liegen. 

5.4.3. 

Die Erfahrungen, die in Frankreich, Schweden, 
Großbritannien, in den USA, in Luxemburg, Belgien 
und Norwegen mit einer allgemeinen Geschwindig- 
keitsbegrenzung auf Straßen mit Gegenverkehr 
außerhalb geschlossener Ortschaften bisher gemacht 
wurden, sind durchweg positiv. Die Schweiz hat 
ebenfalls beschlossen, auf allen Straßen außerhalb 
geschlossener Ortschaften (mit Ausnahme von 
Autobahnen) versuäisweise eine Geschwindigkeits- 
begrenzung von 100 km/h einzuführen. 

Die Europäische Konferenz der Verkehrsminister 
hat am 16. Dezember 1971 den Mitgliedsländern 
empfohlen, Geschwindigkeitsbegrenzungen für Pkw, 
leichte Lkw und Motorräder einzuführen. Diese Ge- 
schwindigkeitsbegrenzungen sollen sich entweder 
auf das gesamte Straßennetz oder auf einen mög- 
lichst ausgedehnten Teil des Straßennetzes er- 
strecken. 

5.4.4. Höchstgeschwindigkeits-Verordnung 

Die mit hohen Geschwindigkeiten auf Außerorts- 
straßen verbundenen* Gefahren und die von einer 
Beschränkung zu erwartenden günstigen Auswir- 
kungen auf die Verkehrssicherheit in diesem Be- 
reich haben den Bundesmihister für Verkehr am 
16, März 1972 veranlaßt, die Verordnung über die 
versuchsweise Beschränkung der zulässigen Höchst- 
geschwindigkeit von Kraftfahrzeugen außerhalb ge- 
schlossener Ortschaften (Höchstgeschwindigkeits- 
VO) zu erlassen®). Die Verordnung tritt am 1. Ok- 
tober 1972 in Kraft und verliert ihre Rechtswirfcsam- 
keit am 31. Dezember 1975. (Anlage 25) 

5.4.5. Allgemeine Geschwlndigkeltsbegrenzung 
als wissenschaftlicher Großversuch 

Die dargelegten Gründe für und gegen eine allge- 
meine Geschwindigkeitsbegrenzung lassen eine 
Verbesserung des Unfallgeschehens erwarten. Den- 
noch soll nicht verkannt werden, daß diese Maß- 
nahme bisher in großem Umfang und über mehrere 
Jahre hinweg noch nicht wissenschaftlich erprobt ist. 
Aus diesem Grunde läßt sich nicht mit letzter Sicher- 
heit Vorhersagen, daß sich auch in der Bundesrepu- 
blik Deutschland eine allgemeine Geschwindigkeits- 
begrenzung in jedem Falle günstig aus wirken wird. 
Es erscheint deshalb angebracht, nicht nur die Er- 
gebnisse des Auslandes zu verwerten, sondern in 
solchem Maße eigene Untersuchungen durchzufüh- 
ren, daß nach Ablauf einer Versuchszeit ein endgülti- 
ges Urteil möglich wird. 

Ein solcher Versuch muß sich auf einen großen Teil 
unseres Straßennetzes erstrecken. Gesäiwindigkeits- 
begrenzungen auf einzelnen Strecken können diesen 


I ®) Bundesgesetzbl. I 1972 S. 461 
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Großversuch nicht ersetzen. Denn es ist für den 
Kraftfahrer etwas grundsätzlich anderes, ob die 
Geschwindigkeit nur auf einigen wenigen Straßen 
durch Verkehrszeichen begrenzt ist oder aber auf 
nahezu allen Straßen gleicher Charakteristik durch 
eine allgemeine gesetzliche Regelung. 

Der Versuchszeitraum muß mehrere Jahre umfassen, 
damit nicht in einem Jahr auftretende Witterungs- 
bedingungen und jahreszeitliche Einflüsse oder z. B. 
die unterschiedliche Verkehrsdichte in den einzelnen 
Monaten infolge der — von Jahr zu Jahr sich än- 
dernden — Ferienordnung das Bild bestimmen. 
Letztlich kommt es darauf an, wie sich der Kraft- 
fahrer auf Dauer verhält. Ein Versuchszeitraum von 
über drei Jahren ist daher mindestens erforderlich. 

5.4.6. Forschungsprogramm 

Die Auswirkungen der Geschwindigkeitsbegrenzung 
werden von der Bundesanstalt für Straßenwesen in 
Zusammenarbeit mit den hierfür in Betracht kom- 
menden Universitäten und Technischen Hochschulen 
anhand eines im Februar 1972 fertiggestellten For- 
schungsprogramms wissenschaftlich untersucht und 
ausgewertet (Anlage 26). Im einzelnen sollen die 
Untersuchungen zur Klärung der Frage dienen, in- 
wieweit 

— die Geschwindigkeitsbeschränkung auf außerört- 
lichen Straßen auch in der Bundesrepublik 
Deutschland zu einer Reduzierung der Unfall- 
zahlen und der Unfallschwere führt, wobei der 
Einfluß anderer Maßnahmen zur Hebung der 
Verkehrssicherheit in Rechnung zu stellen ist, 

— der Verkehrsablauf und das Verhalten der Ver- 
kehrsteilnehmer durch die Geschwindigkeitsbe- 
schränkung wesentlich beeinflußt wird 

— im Geschwindigkeitsverhalten, 

— in der Kolonnenbildung, 

— beim Überholen, 

— beim Abstandhalten, 

— die polizeiliche Überwachung die Fahrer zur Ein- 
haltung der Geschwindigkeitsbeschränkung ver- 
anlaßt, 

— • zusätzliche Maßnahmen informativer oder beein- 
flussender Art die Einhaltung der Geschwindig- 
keitsbeschränkung fördern. 

Nach dem Ergebnis dieser Untersuchungen wird 
dann zu entscheiden sein, ob die allgemeine Ge- 
schwindigkeitsbegrenzung aufgehoben, beibehalten 
oder modifiziert wird. 

5.5. Fahrverbot bei groben Verkehrsverstößen 

Bei grober oder beharrlicher Verletzung der Pflich- 
ten eines Kraftfahrzeugführers kann nach § 25 des 
Straßenverkehrsgesetzes neben einer Geldbuße auch 
ein Fahrverbot für die Dauer von einem Monat bis 
zu drei Monaten festgesetzt werden. Gerade dieses 
Fahrverbot war vom Gesetzgeber vor allem als 
wirksames Mittel zur nachhaltigen Ermahnung be- 
sonders pflichtwidrig handelnder Kraftfahrer ge- 
dacht. Es hat sich, soweit es von den Verwaltungs- 


behörden und Gerichten bei der Ahndung von Ver- 
kehrsverstößen angewandt worden ist, auch als sol- 
ches erwiesen. 

Leider mußte der 10. Deutsche Verkehrsgerichtstag 
1972 feststellen, daß die Rechtsprechung zum Fahr- 
verbot zu einer Rechtsunsicherheit bei der Anord- 
nung dieses für die Verkehrssicherheit wichtigen 
Instrumentes geführt hat und die Bußgeldbehörden 
von dieser Maßnahme kaum noch Gebrauch machen. 
Diese Beurteilung deckt sich mit den Beobachtungen 
der Bundesregierung. Sie begrüßt deshalb den Vor- 
schlag des Verkehrsgerichtstages, im Zusammen- 
hang mit der Einführung eines Gefahrengrenzwertes 
von 0,8 %o im Straßenverkehrsgesetz bestimmte 
Fälle schwerwiegender Ordnungswidrigkeiten im 
Gesetz näher zu bezeichnen, bei deren Vorliegen das 
Fahrverbot in der Regel anzuordnen ist. 

Die Bundesregierung unterstützt daher auch die bei 
der Beratung der 0,8 %o-Regelung vom Bundesrat 
gemachten Vorschläge für eine Neufassung der Be- 
stimmungen des Straßenverkehrsgesetzes, mit denen 
der Entwertung des kurzfristigen Fahrverbots ent- 
gegengetreten werden soll. Die Vorschläge sehen 
vor, daß, ebenso wie beim ordnungswidrigen Führen 
eines Kraftfahrzeugs mit mindestens 0,8 %o Alkohol 
im Blut, auch bei grober Verletzung der Pflichten 
eines Kraftfahrzeugführers insbesondere durch 

— überschreiten der zulässigen Höchstgeschwindig- 
keit um mehr als 40 km/h, 

— Überholen bei unübersichtlicher oder unklarer 
Verkehrslage und gleichzeitiger Mißachtung der 
Überholverbotszeichen oder Fahrstreifenbegren- 
zung, 

— Wenden oder Rückwärtsfahren auf Autobahnen 
oder Kraftfahrstraßen, 

— Gefährdung von Fußgängern an Fußgängerüber- 
wegen durch verbotswidriges Überholen anderer 
Fahrzeuge oder durch verbotswidriges Vorbei- 
fahren an anderen Fahrzeugen 

in der Regel ein Fahrverbot ausgesprochen werden 
soll. Diese Verhaltensweisen beinhalten ein hohes 
Maß an Verkehrswidrigkeit, verbunden mit einer 
starken Gefährdung anderer Verkehrsteilnehmer. 
Eine Geldbuße reicht gewöhnlich nicht aus, die in 
diesen vier Fällen zum Ausdruck kommende rück- 
sichtslose Einstellung zurückzudrängen. 

5.6. Körperliche und geistige Anforderungen 
an Fahreriaubnisbewerber 
und Fahreriaubnisinhaber 

5.6.1. Bedeutung für die Verkehrssicherheit 

Zu den Voraussetzungen für einen sicheren Stra- 
ßenverkehr gehören Kraftfahrzeugführer, die die 
geltenden Verkehr svor Schriften nicht nur beherr- 
schen und sinnvoll anwenden, sondern auch durch 
keine geistigen und körperlichen Mängel in ihrem 
Verkehrsverhalten behindert werden. Dieser For- 
derung nach geistiger und körperlicher Tauglichkeit 
haben die Zulassungsbestimmungen schon immer 
Rechnung getragen. Es wird auch für den Erwerb der 
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Fahrerlaubnis in bestimmten Fällen der Nachweis 
bestimmter geistiger und körperlicher Fähigkeiten 
verlangt. 

Wegen der vor allem von 1969 auf 1970 sehr stark 
angestiegenen Zahl der Verkehrsopfer ist vielfach 
die Forderung erhoben worden, die Anforderungen 
an die geistige und körperliche Leistungsfähigkeit 
des Kraftfahrzeugführers zu verschärfen. Hierbei 
wurde besonders auf den altersbedingten Leistungs- 
abfall und auf das Problem des Sehvermögens hin- 
gewiesen. 

5.6.2. Fahrerlaubnisverweigerung und -entzug, 

starker Eingriff In die Entfaltunng der Persönlichkeit 

Der Bundesregierung sind die sich aus einer unzu- 
reichenden Fahrtauglichkeit bei Kraftfahrzeugfüh- 
rern für den Straßenverkehr ergebenden Gefahren 
bekannt. Sie wird auch die in diesem Bereich erfor- 
derlichen Maßnahmen ergreifen. Auf der anderen 
Seite darf aber nicht übersehen werden, daß das 
Versagen oder die Entziehung der Erlaubnis zum 
Führen eines Kraftfahrzeugs für jeden Betroffenen 
einen der stärksten Eingriffe in die Entfaltung sei- 
ner Persönlichkeit im beruflichen wie nicht beruf- 
lichen Bereich bedeutet. Deshalb muß sorgfältig ab- 
gewogen werden, von welchen Mängeln ab es nicht 
mehr verantwortet werden kann, jemanden als Fahr- 
zeugführer am Verkehr teilnehmen zu lassen. 

Die Bundesregierung wird, bevor sie eine Verschär- 
fung der Vorschriften über die Fahrtauglichkeit er- 
wägt, darauf dringen, daß ausreichende Klarheit 
über die medizinischen Anforderungen geschaffen 
wird, die für die Fahrerlaubnis unverzichtbar sind. 

5.6.3. Sehvermögen und Kraftverkehr 

Die Bundesregierung hat bereits vor Jahren ein 
Gutachten über Sehvermögen und Kraftverkehr 
beim Bundesgesundheitsamt in Auftrag gegeben, 
das Ende 1971 vorgelegt worden ist. Das Bundes- 
gesundheitsamt hatte eine Kommission aus Augen- 
ärzten, Psychologen und Verkehrsingenieuren mit 
der Aufgabe betraut, neue Grenzwerte für die Seh- 
schärfe zu ermitteln. Die Kommission ist zu dem 
Ergebnis gekommen, daß an Omnibus-, Taxi-, Miet- 
wagen- und Lkw-Führer sowie an Führer sehr 
schneller Fahrzeuge erhöhte Anforderungen ge- 
stellt werden sollen. Das Sehvermögen älterer Fahr- 
erlaubnisinhaber soll vom 60. Lebensjahr an je- 
weils nach fünf Jahren untersucht werden. 

Die Bundesregierung wird das Gutachten in der 
Schriftenreihe des Bundesministers für Verkehr ver- 
öffentlichen. Sie wird es damit der Fachwelt und der 
breiten Öffentlichkeit zur Diskussion stellen. Die 
Bundesregirung geht davon aus, daß — nicht zu- 
letzt aufgrund des zu erwartenden Echos — die An- 
forderungen an das Sehvermögen künftig so fest- 
gesetzt werden, wie dies der moderne Straßenver- 
kehr erfordert. 

5.6.4. Krankheit und Kraftfahreignung 

Für die Fahrtauglichkeit eines Kraftfahrzeugführers 
ist neben dem Sehvermögen die ausreichende gei- 
stige und körperliche Leistungsfähigkeit unerläß- 
lich. Auch auf diesem Gebiet sind neue Erkenntnisse 


zu gewinnen. Das gilt besonders für die Frage, wel- 
chen Einfluß Stoffwechselerkrankungen, Herz- und 
Kreislauferkrankungen, psychiatrische Krankheiten, 
neurologische Systemerkrankungen, Magen-Darm- 
Krankheiten und der Altersabbau auf die Fahr- 
eignung haben. Insbesondere kommt es darauf an, 
gesicherte und gleichmäßige Beurteilungsmaßstäbe 
aufzustellen. 

5.6.5. Gutachten des Gemeinsamen Beirats 
für Verkehrsmedizin 

Der Bundesminister für Verkehr hat den Gemein- 
samen Beirat für Verkehrsmedizin beim Bundes- 
minister für Verkehr und beim Bundesminister für 
Jugend, Familie und Gesundheit im Sommer 1970 
beauftragt, ein Gutachten zu der Frage zu erstellen, 
welche Krankheiten die Eignung zum Führen von 
Kraftfahrzeugen (Gutachten: Krankheit und Kraft- 
fahreignung) ausschließen. Dieser Bitte hat der Bei- 
rat dadurch entsprochen, daß die anstehenden Pro- 
blemen in zehn mit namhaften Fachleuten besetzten 
Arbeitsgruppen untersucht werden. Als Ergebnis 
werden die Arbeitsgruppen Beurteilungsgrundsätze 
erarbeiten, die dem im Einzelfall tätigen fachärzt- 
lichen Gutachter als Entscheidungshilfe dienen 
sollen. 

Das Gutachten wird voraussichtlich Mitte 1972 vor- 
liegen. Es soll, ebenso wie das augenärztliche Gut- 
achten, veröffentlicht werden. Auf dieser von medi- 
zinischen Experten geschaffenen Grundlage wird 
eine breit angelegte, sicher langwierige Diskussion 
mit dem Ziel geführt werden, abgesicherte und 
dauerhafte Maßstäbe für die Beurteilung der gei- 
stigen und körperlichen Anforderungen an den 
Kraftfahrzeugführer zu gewinnen, die dann in die 
Zulassungsbestimmungen eingehen werden. 

5.6.6. Verkehrszulassung älterer Kraftfahrer 

Das Gutachten „Krankheit und Kraftfahreignung" 
soll naturgemäß auch altersbedingte Krankheiten 
wie Insuffizienzzustände oder senile Hirnerkran- 
kungen auf ihre Auswirkungen auf die Fahreignung 
hin untersuchen. Dabei wird nicht außer acht ge- 
lassen werden dürfen, daß der Anteil der an Ver- 
kehrsunfällen beteiligten älteren Verkehrsteilneh- 
mer, wie im 11. Abschnitt, Nr. 10.4.1. ausgeführt, 
sehr gering ist. Neben dieser verkehrspolitisch 
geringen Bedeutung der älteren Kraftfahrer für das 
Unfallgeschehen ist außerdem der Umstand zu 
würdigen, daß bei älteren Fahrerlaubnisinhäbern 
vielfach die altersbedingten Leistungsminderungen 
durch langjährige Erfahrung und Gewohnheit aus- 
geglichen werden. 

5.7. Maßnahmen gegen Verkehrsteilnehmergruppen 
mit höherer Unfallbeteiligung 

5.7.1. Gruppen mit höherem Unfallrislko 

Bestimmte Gruppen von Verkehrsteilnehmern sind, 
bezogen auf ihren Anteil an der Gesamtbevölke- 
rung, unverhältnismäßig hoch am Unfallgeschehen 
beteiligt. Dies trifft besonders auf jüngere Kraftfah- 
rer und Führerscheinneulinge zu (vgl. Abschnitt II, 
Nr. 10.5. und 10.6.). Die Gründe hierfür liegen 


30 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3718 


nicht nur in der höheren Fahrleistung, sondern auch 
in einem höheren Maß von Fehlverhalten der Kraft- 
fahrer aus diesen Personenkreisen. 

In diesem Zusammenhang ist auch auf solche Ver- 
kehrsteilnehmer hinzuweisen, die bereits mehr- 
fach im Verkehrszentralregister (VZR) beim Kraft- 
fahrt-Bundesamt eingetragen sind. Am Ende des 
Jahres 1971 waren im VZR insgesamt 3 689 648 Per- 
sonen erfaßt, von denen 90,0 Vo jeweils bis zu zwei, 
9,4 o/o jeweils drei bis sechs und 0,6 o/o jeweils sieben 
und mehr strafgerichtliche Verurteilungen und Buß- 
geldentscheidungen als Eintragung zu verzeichnen 
hatten. Bei näherer Untersuchung stellt sich her- 
aus, daß im allgemeinen die Zuwachsraten um so 
größer sind, je mehr Eintragungen für eine Person 
im Verkehrszentralregister vermerkt sind. 

5.7.2. Führerscheinneulinge 

Es gibt Vorschläge, Führerscheinneulinge durch eine 
zunächst nur vorläufige Fahrerlaubnis, deren end- 
gültige Erteilung vom Verhalten in der ersten Zeit 
abhängig gemacht wird, zu erhöhter Vorsicht an- 
zuhalten. Diese Vorschläge hat die Bundesregierung 
nicht aufgegriffen. Der „Probeführerschein" bewirkt 
dann keine Änderung der Verhältnisse, wenn Ver- 
kehrsverstöße bei Führerscheinneulingen nicht schär- 
fer geahndet werden als bei Kraftfahrzeugführern, 
die ihre Fahrerlaubnis schon längere Zeit besitzen. 
Würde der Verkehrsverstoß des Führerscheinneu- 
lings jedoch schwerwiegender beurteilt, würde ihm 
also wegen eines bestimmten Verstoßes die end- 
gültige Fahrerlaubnis verweigert, der beim lang- 
jährigen Erlaubnisinhaber nicht zum Entzug aus- 
reicht, so wäre eine ungleiche Behandlung des Füh- 
rerscheinneulings und damit ein Verstoß gegen 
den verfassungsrechtlichen Gleichheitsgrundsatz die 
Folge. 

Eine besondere Geschwindigkeitsbegrenzung für 
Führerscheinneulinge einzuführen, erübrigt sich 
weitgehend durch die versuchsweise allgemeine 
Geschwindigkeitsbegrenzung auf 100 km/h. 

5.7.3. Führerschein auf Zeit 

Die Befristung der Fahrerlaubnis und die dadurch 
erforderliche Wiedererteilung bzw. Verlängerung 
der Fahrerlaubnis verbunden mit einer erneuten 
Prüfung ist nach dem gegenwärtigen Stand der Er- 
kenntnisse weder zwingend geboten noch zweck- 
mäßig. 

Die große Masse der Fahrerlaubnisinhaber verhält 
sich im Straßenverkehr einwandfrei. Mit zuneh- 
mender Fahrpraxis wächst nicht nur die Vertraut- 
heit mit dem Kraftfahrzeug. Auch das praktische 
Verkehrswissen, vor allem die Kenntnis der Ge- 
fahren des Straßenverkehrs und der zu ihrer Ab- 
wehr erforderlichen Verhaltensweisen, nimmt zu. 
Der Durchschnittsfahrer wird also in der Regel nicht 
schlechter, sondern besser. Die Belastung aller 
Fahrerlaubnisinhaber mit einer regelmäßigen Wie- 
derholungsprüfung ist daher nicht angezeigt. 

5.7.4. „Mehrfachfäter“ 

Die Bundesregierung wird jedoch Maßnahmen gegen 
diejenigen Kraftfahrer ergreifen, die durch mehrere 


Verkehrs Verstöße in verhältnismäßig kurzer Zeit 
zeigen, daß sie eine Gefahr für die Verkehrssicher- 
heit darstellen. Die Allgemeinheit muß vor den Ge- 
fahren, die von diesem Personenkreis ausgehen, 
letztlich dadurch geschützt werden, daß demjenigen, 
der immer wieder Verstöße im Straßenverkehr be- 
geht, die Fahrerlaubnis entzogen wird. 

Es ist daher beabsichtigt, die bereits im Straßen- 
verkehrsrecht enthaltene Verpflichtung der Verwal- 
tungsbehörde zu präzisieren und zu verstärken, wo- 
nach die Fahrerlaubnis im Falle der nicht mehr vor- 
handenen Eignung zum Führen eines Kraftfahrzeugs 
zu entziehen ist. Insbesondere soll klargestellt wer- 
den, daß derjenige die Eignung verloren hat, der 
die für die Erteilung der Fahrerlaubnis erforder- 
lichen Kenntnisse und Fähigkeiten nicht mehr be- 
sitzt. 

Der Verdacht auf mangelnde Eignung wird nach den 
Vorstellungen der Bundesregierung besonders durch 
wiederholte Verkehrs Zuwiderhandlungen begründet, 
wie sie im VZR ihren Niederschlag finden. Durch 
eine mit Zustimmung des Bundesrates zu erlassende 
Allgemeine Verwaltungsvor Schrift zur Straß enver- 
kehrs-Zulassungs-Ordnung sollen für das Bundes- 
gebiet einheitliche Bewertungsrichtlinien für wieder- 
holte Verkehrsverstöße (Mehrfachtäter-Richtlinien) 
erstellt werden. 


6. Weitere die Verkehrssicherheit 
fördernde Maßnahmen 

6.1 . Ferienreise-Verordnung 

Die Benutzung der Bundesautobahnen und eines 
Teils der Bundesfernstraßen an den Wochenenden 
der Ferienzeit bleibt im Jahr 1972 wie in den Vor- 
jahren dem Verkehr mit Personenkraftwagen und 
leichten Lastkraftwagen ohne Anhänger Vorbehal- 
ten. Diese vom 24, Juni bis 10. September 1972 gel- 
tende Regelung wird auch 1972 die Verkehrsströme 
an Wochenenden von erheblich langsameren schwe- 
ren Lastzügen freihalten und dadurch zu einem trotz 
der Verkehrszusammenballungen verhältnismäßig 
flüssigen und damit sichereren Verkehrsablauf bei- 
tragen. Die Bundesregierung anerkennt die zuneh- 
mende Bereitschaft des Güterkraftverkehrs, dieser 
von ihm im Interesse der Allgemeinheit abverlang- 
ten Einschränkung des Betätigungsspielraums zuzu- 
stimmen. 

6.2. Verkehrsfunk 

Verkehrsmeldungen und -Warnungen dienen zu- 
nächst der Unterrichtung des Kraftfahrers über Ver- 
kehrsstörungen. Die Angabe von Umleitungsstrecken 
soll ihm die zügige Fortsetzung seiner Fahrt auf 
anderen Strecken ermöglichen. In zunehmendem 
Maße erweisen sich diese Meldungen auch als Si- 
cherheitsfaktor. Besonders deutlich .wird dies bei 
den Angaben über winterliche Fahrbahnverhält- 
nisse. Durch rechtzeitige Schnee- und Eiswarnungen 
und durch Meldungen über bereits bestehende wit- 
terungsbedingte Fahrbahnverhältnisse erhält der 
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Kraftfahrzeugführer die für ein angepaßtes Fahr- 
verhalten notwendigen Informationen. 

Der Sidierheitsgewinn aus den Meldungen über 
Verkehrsstörungen und -Stauungen liegt hauptsäch- 
lich darin, Auffahrunfälle zu vermeiden und der 
Gefahr zu begegnen, die dadurch entsteht, daß ver- 
sucht wird, die beim Warten verlorene Zeit durch 
höhere Geschwindigkeit auszugleichen. 

Wegen dieser verkehrssichernden Wirkung des Ver- 
kehrsfunks ist die Bundesregierung den Rundfunk- 
anstalten für die zunehmende Ausweitung und in- 
haltliche Verbesserung des Verkehrsfunks dankbar. 
Sie hofft, daß die Neigung der Kraftfahrzeughalter, 
leistungsfähige Rundfunkgeräte in die Kraftfahr- 
zeuge einzubauen, anhält und in absehbarer Zeit 
alle Fahrzeuge damit ausgestattet sind. 

Die von der Bundesregierung gemeinsam mit den 
Bundesländern angestrebte Errichtung eines beson- 
deren Verkehrsfunknetzes im UKW-Bereich von 
100 bis 104 MHz ist vorläufig nicht möglich, da die 
hierfür erforderlichen Frequenzen in diesem Bereich 
zunächst nicht zur Verfügung stehen. Die Inbetrieb- 
nahme ist aufgrund internationaler Vereinbarung®) 
zwar möglich; sie scheitert jedoch im Falle der 
Bundesrepublik Deutschland zunächst an den Sicher- 
heitsbestimmungen für die Funkdienste in den Nach- 
barstaaten. 

Die Bundesregierung strebt daher die Umgestaltung 
des dritten Rundfunkprogramms der Rundfunk- 
anstalten an. Ihr Ziel ist ein Programm, das 

— jederzeit für Verkehrsdurchsagen unterbrochen 
werden kann und sofortige Einblendungen zu- 
läßt, 

— möglichst den ganzen Tag über ausgestrahlt 
wird, 

— zu jeder vollen Stunde eine Kurzübersicht über 
die Verkehrslage auf Autobahnen sendet und 

— das einen Pilotton zur automatischen Einstellung 
des örtlichen Senders und einen Pilotton zur 
automatischen Einschaltung oder Umschaltung 
des Empfängers auf die Verkehrsdurchsage aus- 
sendet. 

Dem größten Teil dieser Anforderungen entspricht 
bereits das seit 1, April 1971 gesendet 3. Programm 
des Bayerischen Rundfunks. Der Hessische Rund- 
funk strahlt ein gleichartiges Programm ab 1. Mai 
1972 aus. I>er Westdeutsche Rundfunk folgt voraus- 
sichtlich zum 1. Januar 1973; mit den übrigen Rund- 
funkanstalten in der Bundesrepublik laufen Ver- 
handlungen über die Einrichtung gleicher Program- 
me, soweit sie nicht bereits entsprechende Meldun- 
gen aus strahlen wie der Deutschlandfunk und die 
Europawelle Saar des Saarländischen Rundfunks. 

Darüber hinaus wird sich die Bundesregierung be- 
mühen, zusammen mit den Rundfunkanstalten und 
den an der Ermittlung und Weitergabe von Störun- 

®) „Besonderes Abkommen über die Einführung des Rund- 
funkdienstes im UKW-Bereich 100 bis 104 MHz", das 
auf der internationalen Tagung über Frequenzplanung 
vom 14. bis 25. September 1971 in Darmstadt unter- 
zeichnet wurde. 


gen und Gefahrenstellen Beteiligten eine noch ak- 
tuellere und genauere Unterrichtung des Kraftfah- 
rers zu erreichen. 


7. Fahrzeugsicherheit 

7.1. Stand der Fahrzeugsicherheit 

Die fahrzeugtechnische Sicherheit der in der Bundes- 
republik zugelassenen Kraftfahrzeuge hat aufgrund 
der umfassenden nationalen Bau- und Ausrüstungs- 
vorschriften einen relativ hohen Stand erreicht. 
Diese Tatsache wird durch die Angaben der Stra- 
ßenverkehrsunfallstatistik über den weniger als 2 ®/o 
der Unfallursachen ausmachenden Anteil der Mängel 
beim Fahrzeug an allen Unfallursachen bestätigt. 
Hinzu kommt noch, daß ein erheblicher Teil dieser 
Fahrzeugmängel auf mangelhafte Unterhaltung (z. B. 
Reifen) und Wartung (z. B. Bremsen) zurückzufüh- 
ren ist, also auch von schärferen Bau- und Aus- 
rüstungvorschriften nicht verhindert werden würde. 
Es ist Aufgabe der Fahrzeugüberwachung, diese 
die Sicherheit der Kraftfahrzeuge gefährdenden 
Wartungs- und Unterhaltungsmängel auf ein erheb- 
lich geringeres Maß herabzusetzen. 

Angesichts dieser Tatsachen wird sich die Auswir- 
kung einer verbesserten Kraftfahrzeugkonstruktion 
auf das Unfallgeschehen in Grenzen halten. 

Es wäre jedoch verfehlt, auf kraftfahrzeugtechni- 
schem Gebiet stehenzubleiben. Vielmehr sind alle 
Möglichkeiten auszuschöpfen, an einer technischen 
Verbesserung der Fahrzeuge mit dem Ziel weiter- 
zuarbeiten, ein noch höheres Maß an unfallverhü- 
tenden Eigenschaften zu erreichen. 

7.2. Sicherheitsgewinn und Aufwand 

Angesichts des erreichten Standes der Kraftfahr- 
zeugtechnik und des geringen Anteils von Fahr- 
zeugmängeln an den Unfallursachen sind spürbare 
Verbesserungen des Unfallgeschehens durch kraft- 
fahrzeugtechnische Maßnahmen nur mit sehr er- 
heblichem Aufwand zu erreichen, sieht man vom 
Sicherheitsgurt einmal ab. 

Die Bundesregierung erwartet, daß der Halter eines 
Kraftfahrzeuges bereit ist, für sicherheitstechnische 
Verbesserungen am Kraftfahrzeug, die den Schutz 
anderer Verkehrsteilnehmer wie den Insassenschutz 
verbessern, einen angemessenen Beitrag zu leisten. 
Die Bundesregierung wird jedoch gerade im Inter- 
esse des Kraftfahrers bemüht bleiben, denjenigen 
Maßnahmen Vorrang zu geben, die bei erträglichen 
Kosten ein Höchstmaß an Sicherheit gewähren. 

7.3. Notwendigkeit internationai einheitiicher 
Vorschriften 

Im Hinblick auf den heute bereits sehr starken und 
in Zukunft noch zunehmenden Verkehr ausländi- 
scher Fahrzeuge in der Bundesrepublik Deutschland 
ist die Bundesregierung um eine weitgehende An- 
gleichung der Bau- und Ausrüstungsvorschriften 
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dahin gehend bemüht, daß alle in der Bundesrepu- 
blik verkehrenden Fahrzeuge den technischen 
Stand der in der Bundesrepublik zugelassenen Fahr- 
zeuge erreichen. 

Ein solches Ergebnis kann nur durch eine möglichst 
weitgehende internationale Vereinheitlichung der 
Bau- und Ausrüstungsvorschriften erzielt werden, 
die sich am Stand der technischen Möglichkeiten 
ausrichten. Aus diesem Grunde ist die Bundesregie- 
rung nachhaltig bestrebt, die in diese Richtung 
laufenden Bemühungen mit aller Kraft voranzu- 
treiben. 

Während die Wirtschaftskommission der Vereinten 
Nationen für Europa (ECE) diese Vereinheitlichungs- 
bemühungen weltweit unter Einschluß Australiens 
und Japans, Kanadas sowie der USA betreibt, be- 
mühen sich die Europäischen Gemeinschaften (EG) 
unter Einbeziehung der in der ECE erarbeiteten 
Regelungen um einheitliche Vorschriften, die den in 
der Gemeinschaft weitgehend gleichen Verkehrs- 
verhältnissen Rechnung tragen. 

Im Unterschied zu den von der ECE zur Annahme 
empfohlenen Regelungen handelt es sich bei den 
EG-Bestimmungen um Rechtsvorschriften, die im 
gesamten Bereich der Gemeinschaft gelten. Ein 
erster und zugleich bedeutsamer Schritt auf diesem 
Gebiet ist die einheitliche EG-Betriebserlaubnis für 
Kraftfahrzeuge, Kraftfahrzeugteile und -merkmale, 
die dieser EG-Regelung entsprechen, werden in 
allen Mitgliedstaaten als verkehrssicher anerkannt 
und ohne weitere Bauart- oder Teileprüfung zuge- 
lassen. 

Dieses Bemühen um eine international einheitliche 
Ausgestaltung der Bau- und Ausrüstungsvorschrif- 
ten entspricht zugleich dem dringenden und berech- 
tigten Verlangen der Kraftfahrzeughersteller. Bei 
einem Exportanteil der deutschen Automobilindu- 
strie von knapp 60 ^/o bereiten von Land zu Land 
abweichende Zulassungsvorschriften erhebliche pro- 
duktionstechnische Schwierigkeiten, die sich in stei- 
genden Kosten und dadurch ausgelösten Preis- 
erhöhungen ausdrücken. 

7.4. Regelungen für Einzelbereiche 

Im Rahmen dieser internationalen Bemühungen 
konnten inzwischen Regelungen bzw. Richtlinien für 
folgende Bereiche fertiggestellt werden: 

— Scheinwerfer, Nebelscheinwerfer und Rückfahr- 
scheinwerfer, 

— ■ zugehörige Glühlampen, 

— Kennzeichenbeleuchtung, 

— Fahrtrichtungsanzeiger, 

— Begrenzungs- und Schlußleuchten sowie Brems- 
leuchten, 

— Türschlösser und Türscharniere, 

— Lenkanlagen, 

— Bremsen, 

— Verankerungen der Sicherheitsgurte, 

— Anforderungen an Sicherheitsgurte, 


— Verankerung der Sitze, 

— Sicherung gegen unbefugte Benutzung der Kraft- 
fahrzeuge, 

— Entschärfung der Bedienteile im Insassenraum, 

— Hupen, 

— • Rückspiegel, 

— Fahrtschreiber und 

— Sichtfeld für den Fahrer. 

7.5. Angestrebte Elnzelregelungen 

Die weiteren Bemühungen haben sich insbesondere 
Regelungen und Richtlinien auf folgenden Gebieten 
zum Ziel gesetzt: 

— ■ einheitliche Anordnung der Bedienteile, 

— Anordnung der Beleuchtungs- und Signalein- 
richtung, 

— neue Bremssysteme, 

— Containerverankerung, 

— Insassenschutz gegen Ladungsverschiebung, 

— Festigkeit von Omnibusaufbauten, 

— Notausstiege und Abmessungen in Kraftomni- 
bussen, 

— Reifenabnutzung, 

— Spikes, 

— Scheibenheizung und 

— Verbesserung der Sicherheitsgurte z. B. durch 
Rückrollvorrichtungen. 

7.6. Sicherheitsgurt 

7.6.1. Schutzwirkung des Sicherheitsgurtes 

Alle Beobachtungen und Untersuchungen über die 
Wirkung des Sicherheitsgurtes kommen zu dem 
Ergebnis, daß es gegenwärtig kein besseres Schutz- 
system als den Sicherheitsgurt für den Kraftfahr- 
zeuginsassen gibt. Im unteren Geschwindigkeits- 
bereich verhindert der Sicherheitsgurt vor allem in 
der Form des Dreipunkt gurtes einen Großteil der 
sonst ohne Gurt beim Aufprall entstehenden Ver- 
letzungen. Der Sicherheitsgurt ist daher gerade im 
Innerortsverkehr ein verhältnismäßig sicheres Mit- 
tel, Unfallfolgen überhaupt zu vermeiden oder sie 
zumindest erheblich zu mildem. 

Im oberen Geschwindigkeitsbereich bewahrt der 
Sicherheitsgurt vielfach vor Verletzungen, die ohne 
Gurt tödlich verlaufen würden. Nicht zuletzt die- 
sem, dem Kraftfahrer inzwischen bekannten Um- 
stand, dürfte es zuzuschreiben sein, daß die heute in 
den Kraftfahrzeugen bereits vorhandenen Sicher- 
heitsgurte im Verkehr außerhalb geschlossener Ort- 
schaften in erheblich stärkerem Maße angelegt wer- 
den als innerorts. 

7.6.2. Ausrüstung der Fahrzeuge und Anlegequote 

Die Bundesregierung stellt mit Genugtuung fest, 
daß die Zahl der mit Sicherheitsgurten ausgerüste- 
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ten Fahrzeuge stetig zunimmt. Dennoch hält sie den 
Anteil den mit Sicherheitsgurten ausgestatteten 
Fahrzeuge ebenso wie das Maß der Benutzung der 
Gurte für viel zu gering. Vor allem die ungenügende 
Anwendung der schon vorhandenen Gurte läßt die 
in den ausgerüsteten Kraftfahrzeugen vorhandene 
Möglichkeit, sich besser zu schützen, in bedauer- 
lichem Maße ungenutzt. 

Für die Wirkung des Sicherheitsgurtes als Schutz- 
system für den Kraftfahrzeuginsassen ist aber ge- 
rade die Bereitschaft, den Gurt anzulegen, von aus- 
schlaggebender Bedeutung. Die Anlegequote ent- 
scheidet über den Sicherheitsgewinn, der mit Sicher- 
heitsgurten zu erreichen ist. Diese Quote gilt es 
durch weitere Aufklärung über die rettende Wir- 
kung des Sicherheitsgurtes und durch klärende 
Auseinandersetzung mit den gegen das Anlegen 
vorgebrachten Gründen zu erhöhen. 

Hierfür sind erhebliche Anstrengungen erforderlich, 
da es meist darum geht, unbegründete Meinungen, 
Auffassungen, ja sogar Vorurteile auszuräumen und 
durch mehr Einsicht in das Unfallgeschehen und 
seine Folgen sowie in die Aufgabe, die dem Sicher- 
heitsgurt beim Unfallablauf übertragen ist, zu er- 
setzen. Die gegenwärtige Berichterstattung in den 
Massenmedien hat bereits ein beachtliches Stück 
Arbeit auf diesem Weg geleistet. Sie unterstützt 
damit in wertvoller Weise auch die Bemühungen 
des DVR um mehr Sicherhei durch Sicherheitsgurte. 
Die Bundesregierung hält es nunmehr für erforder- 
lich, die Voraussetzungen für den Schutz der In- 
sassen von Kraftfahrzeugen durch Sicherheitsgurte 
auch mit gesetzlichen Maßnahmen zu verbessern. 
Der Bundesminister für Verkehr wird aus diesem 
Grunde die Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung 
dahin gehend ergänzen, daß Neufahrzeuge mit 
Dreipunkt-Sicherheitsgurten sowie mit Kopfstützen 
ausgestattet sein müssen. 

Dieser Schritt wurde dadurch ermöglicht, daß die 
erforderliche Abstimmung in den europäischen Ge- 
meinschaften inzwischen abgeschlossen werden 
konnte und die in der UN-Wirtschaftskommission 
für Europa (ECE) erarbeiteten neuen internatio- 
nalen technischen Anforderungen an Sicherheits- 
gurte nunmehr vorliegen. 

7.6.3. Verbesserung der Gurte 

Diese zur Anwendung in der Bundesrepublik 
Deutschland vorgesehenen ECE-Bestimmungen über 
Sicherheitsgurte sehen eine dynamische Gurtprü- 
fung vor, die dem tatsächlichen Geschehensablauf 
beim Unfall näher kommt als die seither ange- 
wandte statische Prüfmethode. Der dynamisch ge- 
prüfte Gurt wird in Verbindung mit der Kopf- 
stütze den Insassenschutz weiter verbessern. Die 
dynamische Prüfung bedingt jedoch eine aufwendige 
Prüfungseinrichtung, deren Bau inzwischen in An- 
griff genommen worden ist. 

7.6.4. Sichern ngseinrichfungen für Kinder 

Die für Erwachsene entwickelten Sicherheitsgurte 
bieten kleineren Kindern wegen ihres noch nicht 
voll entwickelten Körperbaus gewöhnlich keinen 


Schutz. Es ist daher notwendig, für Kinder geeignete 
Sicherungseinrichtungen zu entwickeln. Die Bundes- 
regierung hat einen Forschungsauftrag erteilt, um 
die grundlegenden Erkenntnisse zu gewinnen, die 
für die gesetzliche Festlegung der Mindestanforde- 
rungen erforderlich sind. 

7.7. Experimentier-Sicherheitsfahrzeug (ESF) 

7.7.1. Beteiligung der deutschen Automobilindustrie 
am ESF-Projekt 

Auf Anregung des Bundesministers für Verkehr 
beteiligt sich die deutsche Automobilindustrie inten- 
siv an der Entwicklung von Experimentier-Sicher- 
heitsfahrzeugen. Während die Vereinigten Staaten 
von Amerika ihre Bemühungen darauf richten, für 
den Personenkraftwagen der in den USA üblichen 
Größenordnung ein Höchstmaß an unfallverhüten- 
den, besonders aber Unfallfolgen mildernden Eigen- 
schaften zu erzielen, streben deutsche Hersteller 
wie die Volkswagenwerk AG. und die Daimler-Benz 
AG. die gleichen Ziele für Fahrzeuge europäischer 
Größenordnung an. Beide Hersteller entwickeln Ex- 
perimentier-Sicherheitsfahrzeuge, mit denen eine 
Vielzahl hoher technischer Anforderungen an die 
Kraftfahrzeugsicherheit erfüllt werden sollen, die 
den für die Arbeiten in den USA geltenden Maß- 
stäben entsprechen. Die anderen deutschen Her- 
steller, wie z. B. die Adam Opel AG., befassen sich 
in konstruktionstechnischen Studien mit den bei 
diesem Projekt auftretenden Problemen. 

7.7.2. Vereinbarung mit den USA über Zusammenarbeit 
beim ESF-Projekt 

Dem Wunsch der USA, die auf mehr Sicherheit im 
Kraftfahrzeug gerichteten Bemühungen gegenseitig 
nutzbar zu machen, hat die Bundesrepublik Deutsch- 
land am 5. November 1970 mit dem Abschluß einer 
Vereinbarung über die Zusammenarbeit bei der 
Entwicklung von Experimentier-Sicherheitsfahrzeu- 
gen entsprochen. Zwischen den in den USA und in 
Deutschland an diesem Projekt beteiligten staat- 
lichen Stellen und Unternehmen hat bereits ein für 
beide Seiten interessanter Meinungsaustausch statt- 
gefunden. 

7.7.3. Auswirkungen der Erkenntnisse aus dem 
ESF-Projekt 

Aus den Arbeiten am Exp erimentier-Sicherheitsf ahr- 
zeug werden sich wertvolle Erkenntnisse für die 
passiven, die Unfallfolgen verhütenden oder mil- 
dernden Eigenschaften eines Fahrzeugs ebenso er- 
geben wie für die aktiven, unfallverhindernden 
Eigenschaften der Personenkraftwagen. 

Sobald genügend gesicherte Erkenntnisse vorliegen, 
wird zu prüfen sein, wie sie über Bau- und Aus- 
rüstungsvorschriften für die allgemeine Erhöhung 
der Kraftfahrzeugsicherheit nutzbar gemacht wer- 
den können. Dabei dürfen allerdings die europä- 
ischen und sonstigen internationalen Bindungen , im 
Bereich der Zulassung von Kraftfahrzeugen nicht 
außer acht gelassen werden. Auch die Frage nach 
dem Nutzen neuer Sicherheitskonstruktionen oder 
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-elemente und den durch sie hervorgerufenen zu- 
sätzlichen Kosten wird dann beantwortet werden 
müssen. 


8. Straßenbauliche und straßenverkehrs- 
technische Sicherheitsmaßnahmen 

8.1. Steigende Verkehrsdichte erhöht Unfallrisiko 

Mit zunehmender Verkehrsdichte steigt das Unfall- 
risiko. Hierbei werden die Abstände zwischen den 
Fahrzeugen häufig viel kürzer, als es die oft kaum 
verminderte Geschwindigkeit erlaubt. Damit wächst 
die Gefahr von Auf fahrunfällen. Das Überholen bei 
zunehmendem Gegenverkehr, die Einfahrt in den 
vorfahrtberechtigten Verkehr und das überqueren 
von Straßen werden schwieriger und gefährlicher. 
Ein den Anforderungen des modernen Straßenver- 
kehrs genügendes Straßennetz ist daher ein wich- 
tiger Beitrag zur Verkehrssicherheit. Bund und Län- 
der bemühen sich, das Straßennetz im Rahmen ihrer 
Ausbaupläne zu verbessern und insoweit Abhilfe 
zu schaffen. In Verdichtungsräumen trägt auch der 
Ausbau der öffentlichen Verkehrsmittel zur ange- 
strebten Verringerung der Verkehrsdichte wesent- 
lich bei. 

8.2. Einheitliche Ausgestaltung gleichartiger Straßen 

Die einzelnen Strecken des Straßennetzes haben 
unterschiedliche Funktionen. Straßen mit gleich- 
artigen Verkehrsaufgaben sollen einheitlich gestal- 
tet sein und gleichbleibende Merkmale aufweisen, 
damit jeder Kraftfahrer mit seinen gesammelten 
Erfahrungen den vor ihm liegenden Strecken- 
abschnitt zuverlässig beurteilen und sein Fahrver- 
halten auf ihn einstellen kann. 

8.2.1. Einheitlicher Straßenbau durch Richtlinien 

Beim Neubau von Straßen und Autobahnen, aber 
auch beim Umbau und Ausbau bestehender Strecken, 
sind Entwurfsrichtlinien einzuhalten, die von Fach- 
leuten des Bundes, der Länder und der wissenschaft- 
lichen Forschungsinstitute in gemeinsamer Arbeit 
mit dem Ziel entwickelt wurden, im Rahmen des 
wirtschaftlich Vertretbaren die Leichtigkeit und 
Sicherheit des Straßenverkehrs zu erhöhen. Es han- 
delt sich hierbei vor allem um die „Richtlinien für 
die Anlage von Landstraßen". Sie gliedern sich in 
die Teile „Netzgestaltung (RAL-N)", „Querschnitts- 
gestaltung (RAL-Q)", „Linienführung (RAL-L)" und 
„Knotenpunkte (RAL-K)". Diese Richtlinien werden 
immer wieder den neuesten Erfordernissen des 
Straßenverkehrs angepaßt. Ihre Überarbeitung steht 
gegenwärtig in der Abschlußphase. 

8.2.2. Gewährleistung der Entwurfsgeschwindigkeit 
durch Richtlinien 

Bei Anwendung der Richtlinien ist gewährleistet, 
daß entsprechend der Verkehrsaufgabe eines Stra- 
ßenzuges die einzelnen Trassierungselemente inner- 
halb vernünftiger wirtschaftlicher Grenzen ausrei- 
chend bemessen werden. Hierbei werden die Min- 


desthalbmesser und Querneigungen der Bögen so 
bemessen, daß sie auch bei nasser Fahrbahn das 
Einhalten der als maßgebend angenommenen Ent- 
wurf sgeschwindigkeit gestatten. Es wird sicherge- 
stellt, daß die Sichtweite überall das Anhalten vor 
einem Hindernis und auf einem ausreichenden 
Streckenteil ein sicheres Überholen zuläßt. Bei der 
Querschnittsbemessung wird durch geschwindig- 
keitsabhängige Bestimmung von Sicherheitsräumen 
und vor allem durch Anzahl und Breite der Fahr- 
spuren für eine Leistungsfähigkeit der Strecke ge- 
sorgt, die ihrer Verkehrsaufgabe voll angemessen 
ist und damit einen homogenen und sicheren Ver- 
kehrsfluß ermöglicht. 

8.2.3. Sichere Gestaltung der Straßen durch Richtlinien 

Auch die Trennung der Verkehrsarten durch Anord- 
nung von Seitenstreifen und Seitenwegen für den 
langsamen Verkehr sowie für Radfahrer und Fuß- 
gänger erhöht die Sicherheit. Knotenpunkte werden 
begreifbar, leistungsfähig und verkehrssicher aus- 
gebildet. Mit Hilfe der Richtlinie ist eine günstige 
Abstimmung und Abstufung der einzelnen Elemente 
und damit eine ausgewogene Gestaltung des ge- 
samten Fahrraumes zu erreichen, die vorteilhaft 
auf das Fahrverhalten der Verkehrsteilnehmer ein- 
wirkt. 

8.2.4. Entwurfsgeschwindlgkeif häufig 80 km/h 

Aus vernünftigen wirtschaftlichen Überlegungen 
muß die Entwurfsgeschwindigkeit für Neubau- oder 
Ausbaustrecken auf 80 km/h begrenzt werden. Solche 
Strecken können dann auch bei nasser Fahrbahn mit 
80 km/h und bei trockener Fahrbahn mit ungefähr 
100 km/h noch sicher befahren werden. Die Begren- 
zung der Geschwindigkeit auf 100 km/h trägt dieser 
für die Straßenverkehrssicherheit entscheidenden 
Tatsache Rechnung. 


8.3. Bau von Autobahnen und Ortsumgehungen 

Besonders günstige Auswirkungen auf die Sicher- 
heit haben 

— der Bau neuer Autobahnen, 

— ■ der Bau von Ortsumgehungen und die Verlegung 
von Bundesstraßen. 

8.3.1. Mehr Sicherheit durch Autobahnen 

Autobahnen, d. h. Straßen mit getrennten Richtungs- 
fahrbahnen, für Zu- und Abgang besonders angeleg- 
ten Anschlußstellen und durchweg höhenfrei ausge- 
bildeten Knotenpunkten sind erheblich sicherer als 
das übrige Straßennetz. Das geht besonders aus 
einem Vergleich der Unfälle mit Personenschaden, 
bezogen auf die gleiche Fahrleistung, gemessen in 
Kfz-Kilometern, bei Bundesautobahnen und Bundes- 
straßen hervor. Der Vergleich dieser Werte ergibt 
eine 4fache Unfallhäufigkeit auf Bundesstraßen ge- 
genüber den Bundesautobahnen. Neben anderem 
wirkt sich hier das Fehlen aller langsamen Ver- 
kehrsteilnehmer günstig aus. Der von der Bundes- 
regierung geplante Ausbau des Bundesfemstraßen- 
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netzes wird aus dieser Erkenntnis heraus ein ent- 
scheidender Beitrag zur Verkehrssicherheit sein. 

8.3.2. Entlastung von Ortsdurchfahrten durch Umgehungen 

Ortsumgehungen und großräumige Verlegungen 
von Bundesstraßen entlasten die Ortsdurchfahrten 
vom Fernverkehr. Sie vermindern damit in starkem 
Maße die innerörtliche Verkehrsdichte und die Un- 
fallziffern. Dieser Umstand kommt vor allem den 
besonders gefährdeten Fußgängern und Radfahrern 
zugute. 

8.4. Aufspüren und Beseitigen örtlicher 
Unfallschwerpunkte 

8.4.1. VerbesserungsmaSnahmen 

Wirksame straßenbautechnische und straßenver- 
kehrstechnische Mittel zur Hebung der Sicherheit 
des Straßenverkehrs sind 

— die zweckmäßiger gestaltete Ausrüstung mit Zei- 
chen und Verkehrseinrichtungen, 

— die verbesserte Ausgestaltung der Fahrbahn- 
oberfläche hinsichtlich der Griffigkeit, Ebenheit 
und Querneigung, 

— der Umbau von Straßen mit dem Ziel, starke 
horizontale oder vertikale Krümmungen zu be- 
seitigen, die Sichtverhältnisse zu verbessern 
sowie — beispielsweise durch Zusatzspuren — 
den Verkehr zu entmischen und die Leistungs- 
fähigkeit zu vergrößern. 

8.4.2. Ermittlung von Unfallschwerpunkten 
auf Bundesautobahnen 

Voraussetzung für diese Maßnahmen ist die genaue 
Kenntnis der Unfallschwerpunkte im Straßennetz 
durch langfristige systematische Beobachtung und 
Untersuchimgen. 

Eine im Frühjahr 1971 für die Bundesautobahnen 
eingeleitete Sonderuntersuchung des Bundesmini- 
sters für Verkehr wird zu einem besseren Überblick 
über Unfallschwerpunkte auf diesen Hochleistungs- 
straßen führen. Anhand der Straßenverkehrsunfall- 
statistik und der Straßenverkehrszählung im Jahre 
1968 wurden für das gesamte Netz der Bundes- 
autobahnen die Unfallraten ermittelt und auf der 
Karte im jeweiligen Streckenabschnitt aufgetragen. 
Diese erste Karte der Unfallraten ist den obersten 
Straßenbaubehörden der Länder mit der Bitte zu- 
geleitet worden, die örtlichen Unfallhäufungen zu 
überprüfen, ihre Gründe festzustellen und Abhilfe- 
maßnahmen vorzuschlagen oder solche selbst einzu- 
leiten. 

8.4.3. Jährliche Unfallratenkarte für Bundesautobahnen 

Es ist vorgesehen, daß die Bundesanstalt für Stra- 
ßenwesen jährlich eine solche Karte der Unfallraten 
erarbeitet. Die fortlaufende Beobachtung des Unfall- 
geschehens ist wichtig, um Zufälligkeiten auszu- 
schließen und die echten Unfallschwerpunkte mit 
anhaltenden Häufungen zu erkennen. Die Arbeiten 
an der zweiten, mit Daten von 1970 ermittelten Un- 
fallratenkarte sind im Herbst 1971 angelaufen. Das 


Ergebnis liegt jetzt vor und wird gegenwärtig aus- 
gewertet. 

8.4.4. Ermittlung von Unfallschwerpunkten durch die Länder 

In zunehmendem Umfang sind Bemühungen der Län- 
der zu verzeichnen, durch eine systematische Er- 
fassung von Unfallschwerpunkten die kritischen 
Stellen im Straßennetz aufzuspüren. Diese häufig 
durdi Unfalltypensteckkarten ermittelten Gefahren- 
punkte werden zum Teil bereits durch besondere 
Kommissionen überprüft und anhand gezielter Än- 
derimgsvorschläge beseitigt. 

8.4.5. StraBendatenbank und Unfalidaten 

Im Rahmen der Straßendatenbank, die gegenwärtig 
aufgebaut wird, befaßt sich ein besonderer Arbeits- 
kreis aus Fachleuten des Bundes und der Länder mit 
der Erfassung und Forts ehr eibung der Verkehrs- und 
Unfall daten. 

8.5. Beseitigung von Unfallschwerpunkten 

8.5.1. Durch Verkehrszeichen und Verkehrseinrichtungen 

Schon durch die sinnvolle Anordnung von Verkehrs- 
zeichen und Verkehrseinrichtungen läßt sich die 
Sicherheit im Straßenverkehr in vielen Fällen er- 
heblich steigern. Leitpfosten, Randmarkierung und 
geeignete Bepflanzung machen dem Fahrer bei Tag 
und Nacht die Umgrenzung des Fahrraumes deut- 
lich und sorgen für eine bessere optische Führung 
des Verkehrs. 

8.5.2. Durch Erneuerung von Fahrbahndecken 

Für die Sicherheit des Straßenverkehrs Ist es wich- 
tig, daß Ebenheit und Griffigkeit der Fahrbahn- 
decken durch Instandhaltungs- und Emeuerungs- 
arbeiten ständig auf einem möglichst hohen Stand 
gehalten werden. Allerdings können von den Ar- 
beitsstellen, die hierfür eingerichtet werden müssen, 
selbst Gefahren ausgehen. Um hier wirksam vorzu- 
beugen, hat der Bundesminister für Verkehr schon 
1961 „Hinweise für die Kennzeichnung, Verkehrs- 
führung und Verkehrsregelung bei Arbeits-, Scha- 
den- und Unfallstellen an Bundesfernstraßen (HKB)" 
herausgegeben, die sich besonders an den großen 
Arbeitsstellen für Deckenerneuerungen auf den 
Bundesautobahnen bewährt haben. Gegenwärtig 
sind sie in einem fortgeschrittenen Stadium der 
Überarbeitung, um neueste Erfahrungen nutzbar zu 
machen. 

Das Problem der Entwässerung der Fahrbahnober- 
fläche wird aufmerksam behandelt, weil in Zonen 
des verzögerten Wasserabflusses die Gefahr des 
Aquaplaning, also des Verlustes der Steuer- und 
Bremsfähigkeit der Fahrzeuge besteht. Aus laufen- 
den Forschungsarbeiten wird eine Klärung der hier- 
mit zusammenhängenden Fragen erwartet. 

8.5.3. Durch Beleuchtung von Straßen 

Auf hoch belasteten Strecken in Ballungsgebieten 
kann außerdem die Ausleuchtung des Fahrraumes 
durch eine ortsfeste Beleuchtungsanlage von gro- 
ßem Nutzen sein. Die hohen Kosten setzen dem 
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Einsatz solcher Anlagen jedoch enge Grenzen. Ein 
Großversuch auf dem Emscher-Schnellweg, der jetzt 
anläuft, soll Aufschluß über die Wirksamkeit der 
Beleuchtung und ihrer Auswirkungen auf Verkehrs- 
verhalten und Verlagerungen des Verkehrs er- 
bringen. 

Die bisher installierten Beleuchtungsstrecken der 
Bundesautobahnen — vor allem bei Leverkusen und 
Wesseling — haben zwar umfassende Aussagen 
dieser Art noch nicht ermöglicht. Sie gaben jedoch 
in lichttechnischer Hinsicht manchen Aufschluß und 
haben beispielsweise den Vorteil der Längsketten- 
beleuchtung erkennen lassen. 

8.5.4. Durch Schutzplanken 

Schutzplanken werden an Bundesfernstraßen dort 
angeordnet, wo das Abkommen der Fahrzeuge von 
ihrer Fahrbahn für die Insassen besonders gefähr- 
dend ist. Bei Anfahrv ersuchen haben sich die Di- 
stanzschutzplanken als eine besonders wirksame 
und sichere Konstruktion erwiesen. Seit April 1968 
kommen sie an Bundesfernstraßen zum Einsatz. Am 
20. Oktober 1969 hat der Bundesminister für Ver- 
kehr zur weiteren Erhöhung der Sicherheit ver- 
anlaßt, daß die kritischen Anfangsstücke der Schutz- 
planken in den Boden abgesenkt werden. Neu er- 
arbeitete „Richtlinien für abweisende Schutzein- 
richtungen an Bundesfernstraßen", die alle seit 1955 
bekanntgegebenen einzelnen Regelungen zusam- 
menfassen und neuere Erfahrungen berücksichtigen, 
sind im Entwurf fertiggestellt und «tehen kurz vor 
der Einführung. 

8.6. Verkehrsbeeinflussung 

8.6.1. Mehr Sicherheit durch gesteuerten Verkehrsablauf 

Auf dem Gebiet der Verkehrsbeeinflussung sind 
Maßnahmen eingeleitet worden, die über das Kenn- 
zeichnen und Sichern des Fahrraumes weit hinaus- 
gehen. In einem Rahmenplan, der im September 
1971 veröffentlicht wurde, hat der Bundesminister 
für Verkehr seine Zielvorstellungen entwickelt. In 
stark belasteten Teilen des Bundesfernstraßennetzes 
soll das Verkehrsgeschehen laufend beobachtet, re- 
gistriert und in Redienzentralen analysiert werden, 
um den Verkehrsablauf rechtzeitig so beeinflussen 
zu können, daß die Leistungsfähigkeit des Netzes 
in der günstigsten Weise ausgenutzt wird, ein Um- 
stand, der ganz besonders der Sicherheit des Ver- 
kehrsablaufs zugute kommt. 

Seit 1965 wird auf der an den Wochenenden und 
zur Reisezeit besonders stark belasteten Autobahn- 
strecke Salzburg — München bei Bedarf eine fernge- 
steuerte Wechselverkehrszeichenanlage eingesetzt. 
Mit ihrer Hilfe kann die Leistungsfähigkeit der 
Strecke besser ausgenutzt, die Reisezeit günstig be- 
einflußt und vor allem die Verkehrssicherheit erhöht 
werden. Das haben die von einem Forschungsinstitut 
an dieser Strecke durchgeführten Untersuchungen 
bestätigt. 


8.6.2. Forschungsarbeiten zur Steuerung des Verkehrs- 
flusses 

Forschungsarbeiten und Versuche sind im Gange, 
um Systeme und Einsatzmöglichkeiten der Verkehrs- 
beeinflussung zu klären. Es ist bereits gelungen, 
die Daten der Verkehrsdichte auf einer Autobahn- 
strecke laufend zu erfassen, in die auswertende 
Zentrale zu übertragen und das Ergebnis dort über- 
sichtlich anzuzeigen. Ein wichtiger Schritt der Ver- 
kehrsbeeinflussung ist die Weitergabe der aktu- 
ellen Informationen an den Verkehrsteilnehmer. 
Hierfür kommen akustische Einrichtungen (Funk) 
oder optische Einrichtungen (Lichtzeichen, Wechsel- 
verkehrszeichen, Wechselwegweiser) in Betracht. 
Damit kann das Verhalten der Verkehrsteilnehmer 
sowohl auf der Strecke als auch im Netz beeinflußt 
werden. Eine erfolgversprechende einfache Netz- 
steuerung mit Hilfe von Wechselwegweisern wurde 
zwischen Frankfurt und Darmstadt bereits durch- 
geführt. Nach dem Rahmenplan werden weitere 
Anlagen für eine umfassende Verkehrsbeeinflus- 
sung stufenweise verwirklicht werden. 

8.7. Nebelwarnanlagen 

Der seit langem eingerichtete Straßenwetter- und 
Warndienst hat sich bewährt. Es erhebt sich jedoch 
die Frage, ob sich die durch plötzlich auftretende 
Nebel entstehenden großen Gefahren gezielt be- 
kämpfen lassen. Dies köimte allerdings nur dort 
erfolgreich geschehen, wo sich Nebelfelder wieder- 
holt bilden und örtlich klar begrenzt sind. Hier ist 
eine wirksame Nebelwarnung denkbar. 

Im Herbst 1971 sind bereits 2 automatisch arbeitende 
Nebelwarnanlagen in Betrieb genommen worden: 
In der Echinger Senke an der Bundesautobahn 
München — ^Nürnberg und bei Pleidelsheim an der 
Bundesautobahn Stuttgart — Heilbronn. Es sind Ver- 
suchsanlagen, die Aufschluß über die am besten 
geeigneten Lösungen geben sollen. 

8.8. Wlldsperrzäune 

Versuche an ausgewählten Strecken haben gezeigt, 
daß Wildsperrzäune bestimmter Konstruktion als 
Schutzeinrichtung geeignet sind, die zunehmenden 
Zusammenstöße zwischen Fahrzeug und Wild ein- 
zudämmen. Der Bundesminister für Verkehr hat 
daher am ‘28. Juni 1971 „Vorläufige Richtlinien für 
die Anordnung von Wildsperrzäunen an Bundesfern- 
straßen" herausgegeben, die sicherstellen sollen, 
daß wirksame, dem jeweiligen Zweck voll ange- 
paßte Zäune errichtet werden. Voraussetzung ist 
der Abschluß eines Vertrages zwischen der Bundes- 
straßenverwaltung und dem Jagdberechtigten. Da- 
nach gewährt der Bund einen Zuschuß von 90 Vo 
der Material- und Herstellungskosten für die erst- 
malige Errichtung des Zaunes sowie einen Zuschuß 
von 50®/o dieser Kosten für die Erneuerung, Der 
Jagdberechtigte übernimmt die Unterhaltung des 
Zaunes. 

Die Finanzierung der Wildsperrzäune ist eine zu- 
sätzliche und freiwillige Leistung des Bundes zu- 
gunsten des Straßenverkehrs, da der Verkehrs- 
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sidierungspflidit durch das Aufstellen des Gefahr- 
zeichens „Wildwechsel" bereits genügt wird. 


9. Unfallforschung 

9.1. Kenntnis der Unfallursachen Voraussetzung 
für Unfallbekämpfung 

Eine wirkungsvolle Milderung des Unfallgeschehens 
setzt die genaue Kenntnis der Unfallursachen, der 
Unfallabläufe und der Unfallfolgen voraus. Für die 
Unfallverhütung sind dabei die einen Unfall aus- 
lösenden und bewirkenden Gründe wesentlich. Für 
die Milderung der Unfallfolgen ist die Durchdrin- 
gung des Unfallablaufs und der sich daraus ergeben- 
den Unfallfolgen von entscheidender Bedeutung. 

Die Erfahrung mit dem Unfallgeschehen des Straßen- 
verkehrs hat gelehrt, daß alle bis jetzt durchge- 
führten Maßnahmen zur Verhütung von Unfällen 
im Straßenverkehr das Entstehen von Unfällen 
nicht völlig verhindern konnten. An diesem Zustand 
wird sich in absehbarer Zeit nichts ändern. Aus 
dieser Einsicht ergibt sich die Aufgabe, den Unfall- 
ablauf daraufhin zu untersuchen, wie es zu den 
Unfällen und Unfallfolgen vor allem für die In- 
sassen von Fahrzeugen kommt und wie deren 
Eintritt vermieden oder wenigstens gemildert wer- 
den kann. 


9.2. Hauptforschungsgebiet: 

Verhalten des Menschen beim Unfall 

Straßenverkehrsunfälle werden vom Menschen, vom 
Fahrzeug und von der Straße bestimmt. Die Unfall- 
forschung hat daher in diesen Bereichen zu ermitteln, 
was den Unfall auslöst, den Ablauf bestimmt und 
die Folgen herbeigeführt hat. Diese Aufgabe wird 
dadurch erschwert, daß alle drei Faktoren des Un- 
fallgeschehens wechselseitig aufeinander einwirken. 

Die Leistungsfähigkeit von Fahrzeugen und Straßen 
läßt sich mit Hilfe moderner Untersuchungsmethoden 
immer genauer bestimmen. Das Verhalten von 
Fahrzeugen während des Unfalls ist heute in zu- 
nehmendem Maße durchschaubar. 

Das Verhalten des Menschen vor, während und 
nach dem Unfall ist dagegen nur zu einem geringen 
Teil befriedigend geklärt und daher weitgehend 
untersuchungsbedürftig. Hierzu nötigt nicht nur der 
Umstand, daß nach der amtlichen Unfallstatistik 
über 90®/a der Unfallursachen von Menschen ge- 
setzt werden, sondern auch die Vielschichtigkeit 
der hierfür maßgebenden psychologischen und 
physiologischen Gründe. Auch diese dürfen nicht 
isoliert betrachtet werden. Sie sind vielmehr zu den 
vorhandenen Fahrzeugen und Straßenverhältnissen 
in Beziehung zu setzen. 

Die Bemühungen, die gesamte Problematik des 
Unfallgeschehens wissenschaftlich zu durchdringen, 
hat in den hochmotorisierten Ländern zu erheblichen 
Anstrengungen geführt. Dies gilt auch für die Bun- 
desrepublik Deutschland. 


9.3 Ausbau der Bundesanstalt für StraBenwesen 
zur zentralen Stelle für Unfallforschung 

9.3.1. Deutscher Bundestag ersucht um Konzentration 
der Unfallursachenforschung 

Der Deutsche Bundestag hat mit Beschluß vom 
26. Juni 1969 (Drucksache V/4412) die Bundesre- 
gierung ersucht, zur Konzentration der Unfallur- 
sachenforschung und zur Untersuchung von Gegen- 
maßnahmen ein Zentralinstitut zu errichten und 
dazu die Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt) 
entsprechend auszubauen. Aufgabe dieses Instituts 
soll es sein, im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Verkehr die Forschung zu koordinieren, 
ergänzende Forschungsaufträge zu erteilen, bei Be- 
darf selbst zu forschen und die Forschungsergeb- 
nisse auszuwerten. 

9.3.2. Überprüfung des Problems durch Projektgruppe 

Wegen der großen Bedeutung der Unfallforschung 
für die Verkehrssicherheit und wegen der erheb- 
lichen einmaligen, besonders aber der laufenden 
Belastung, die dem Bundeshaushalt durch diesen 
Ausbau der Unfallforsdiung erwachsen werden, er- 
schien es der Bundesregierung notwendig, einer 
aus Fachleuten aller für die Unfallforschung be- 
deutsamen wissenschaftlichen Bereiche zusammenge- 
setzten Projektgruppe die Vorbereitung des Aus- 
baues der BASt zu übertragen. 

Im März 1971 legte die Projektgruppe dem Bundes- 
minister für Verkehr ihre Vorschläge vor. Sie kam 
darin zu dem Ergebnis, daß die Unfallforschung 
in der Bundesrepublik Deutschland ebenso wie im 
Ausland zersplittert ist und der Koordinierung be- 
darf. Sie hält die vorhandenen Forschungskapazitä- 
ten auf wesentlichen Gebieten für unzureichend 
und ihre Finanzierung für unzulänglich. Es mangelt 
an einer Auswertung der Forschungsergebnisse für 
die Verkehrssicherheitsarbeit und an der Über- 
prüfung der Wirksamkeit von Sicherheitsmaßnah- 
men. 

9.3.3. Projektgruppe: multidisziplinäre Arbeitsweise, 
funktionelle Gliederung und kollegiale Leitung 

Die Arbeitsweise der zentralen Stelle soll nach dem 
Gutachten im Bereich der Forschungsplanung multi- 
disziplinär sein, also alle erforderlichen Fachrichtun- 
gen umfassen und außerhalb der zentralen Stelle 
tätige Wissenschaftler und Praktiker einschließen. 

Die Wirksamkeitskontrolle soll die Auswirkungen 
von Sicherheitsmaßnahmen auf das Unfallgeschehen 
und den bestmöglichen Mitteleinsatz aufzeigen. 

Für die Organisation wurde ein Verzicht auf die 
Gliederung in Sachbereiche und dafür eine funktio- 
neile Gliederung der zentralen Stelle in die Be- 
reiche Forschungsplanung und Koordinierung, For- 
schung, Auswertung und Wirksamkeitskontrolle 
vorgeschlagen. 

Ein fünfköpfiges Direktorium, bestehend aus den 
vier Bereichsleitern und dem Präsidenten soll die 
Arbeit kollegial leiten und von einem Beirat unter- 
stützt werden. Als Personalbedarf hat das Gut- 
achten 74 Wissenschaftler und 60 Hilfskräfte er- 


38 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3718 


mittelt. Den Bedarf an einmaligen Mitteln bezifferte 
es auf 41 Millionen DM, den laufenden Bedarf auf 
jährlich 16 Millionen DM. 

9.3.4. Erweiterung der BASt um den Bereich Unfallforschung 

Nach sorgfältiger Prüfung des Gutachtens der Pro- 
jektgruppe hat der Bundesminister für Verkehr die 
Erweiterung der BASt um den Bereich Unfallfor- 
schung angeordnet, wie dies bereits der Beschluß 
des Deutschen Bundestages vom 26. Juni 1969 vor- 
sieht. 

Danach erhält die BASt eine neue Organisation. 
Neben den Bereichen Straß enbautechnik und Stra- 
ßenverkehrstechnik wird der Bereich Unfallfor- 
schung eingerichtet. Dieser Bereich wird in die 
vorgeschlagenen Abteilungen Forschungsplanung 
und -koordinierung, Forschung, Auswertung und 
Effizienzkontrolle untergliedert werden, womit dem 
Verlangen nach funktioneller Gliederung Rechnung 
getragen ist. (Anlage 27) 

Die Arbeit des Bereichs Unfallforschimg wird multi- 
disziplinär sein und weitgehend kollegial geleitet 
werden. 

Mit den im Haushaltsjahr 1971 bewilligten 15 Kräf- 
ten wird die BASt 1972 die Tätigkeit im Bereich 
Unfallforschung aufnehmen, um sie mit den für die 
folgenden Jahre vorgesehenen zusätzlichen Wis- 
senschaftlern und Hilfskräften verstärkt fortzu- 
führen. 

Das Kraftfahrt-Bundesamt wird die Unfallforschung 
der BASt auf kraftfahrzeugtechnischem Gebiet sowie 
durch Auswertung seiner umfangreichen Datenbe- 
stände über Kraftfahrzeuge, Fahrerlaubnisinhaber 
und Verkehrsverstöße nachhaltig unterstützen. 

9.3.5. Zusammenarbeit zwischen der erweiterten Bundes- 
anstalt für Straßenwesen (BASt) und dem Deutschen 
Verkehrssicherheitsrat (DVR) 

Die Bundesregierung legt auf die bestmögliche Zu- 
sammenarbeit aller um mehr Sicherheit auf den 
Straßen bemühten Einrichtungen und Organisationen 
größten Wert. Dieser Grundsatz gilt besonders für 
die Zusammenarbeit zwischen der erweiterten BASt 
und dem DVR. 

Die in der Unfallforschung gewonnenen Erkennt- 
nisse sind die Grundlage für die Arbeit des DVR. 
Ein regelmäßiger Meinungs- und Erfahrungsaus- 
tausch zwischen der Unfallforschung und der Praxis 
der Unfallverhütung wird notwendig sein, um die 
Forschung praxisbezogen auszurichten und der 
Praxis die durch wissenschaftliche Forschung ge- 
sicherten Grundlagen zu geben. Der Bundesminister 
für Verkehr hat hierfür zusammen mit dem DVR 
Grundsätze entwickelt. (Anlage 28) 

Diese Zusammenarbeit findet ihren Ausdruck auch 
in der Vertretung des DVR im erweiterten Beirat 
der BASt und in der verstärkten Mitwirkung der 
BASt in den Ausschüssen des DVR. 

9.3.6. Zusammenarbeit zwischen der erweiterten Bundes- 
anstalt für Straßenwesen (BASt) und der Bundes- 
anstalt für Arbeitsschutz und Unfallforschung 

Die mit Wirkung vom 1. Januar 1972 mit Sitz in 
Dortmund errichtete Bundesanstalt für Arbeitsschutz 


imd Unfallforschung hat u. a. die Aufgabe, den 
Unfallschutz auf den Wegen von und zur Arbeit 
in Zusammenarbeit mit anderen Stellen zu fördern. 
Im Hinblick darauf, daß diese Wegeunfälle, soweit 
sie sich im Straßenverkehr ereignen, auch in das 
Aufgabengebiet der erweiterten BASt fallen, wird 
sich hier ein Zusammenwirken der beiden Bundes- 
anstalten als notwendig und zweckmäßig erweisen. 

9.4. Untersuchung der Unfallfolgen bei Insassen und 
Fahrzeugen (Unfalluntersuchung) 

Die Milderung von Unfallfolgen ist nicht zuletzt 
davon abhängig, ob es gelingt, genau festzustellen, 
durch welche Fahrzeugteile aufgetretene Verletzun- 
gen hervorgerufen werd-en. Untersuchungen zur 
Klärung dieses Problems beim Personenkraftwagen 
werden in der Bundesrepublik Deutschland von 
allen Herstellern von Personenkraftwagen durchge- 
führt. Der Bundesminister für Verkehr hat einen 
seit 1971 laufenden interdisziplinär durchgeführten 
Forschungsauftrag mit dem gleichen Ziel erteilt. 

Hierbei erforscht der Arzt Art und Schwere der 
Verletzungen, während der Kraftfahrzeugingenieur 
die Beschädigung des Fahrzeugs in allen Einzel- 
heiten untersucht. In enger Zusammenarbeit zwi- 
schen beiden Disziplinen wird dann festgestellt, 
welche Fahrzeugteile welche Verletzungen verur- 
sacht haben. Die gewonnenen Erkenntnisse geben 
zunächst Aufschluß über den in den Unfall ver- 
wickelten Fahrzeugtyp. Darüber hinaus lassen sich 
aber auch allgemeine Erkenntnisse über die Aus- 
gestaltung des Fahrgastraumes von Personenkraft- 
wagen unter dem Gesichtspunkt des Insassenschut- 
zes gewinnen. 

Die Bundesregierung begrüßt die Mitwirkung der 
Automobilindustrie an dieser Arbeit. Sie erwartet, 
daß die dabei gewonnenen Erkenntnisse mehr noch 
als bisher bei der Herstellung von Fahrzeugen maß- 
gebend werden. 


10. Mitwirkung der Bundesrepublik Deutschland 
an internationalen Bemühungen um die 
Hebung der Sicherheit im Straßenverkehr 

Der zunehmende Straßenverkehr in den euro- 
päischen wie außereuropäischen Staaten und die 
hierdurch geschaffene weitgehend gleichartige Pro- 
blematik hat zu zahlreichen internationalen Bemü- 
hungen geführt, die Sicherheit des Straßenverkehrs 
zu erhöhen. 

10.1. Bemühungen um einheitliche Verkehrssicher- 
heitspolitik In der CEMT 

Die Bundesrepublik Deutschland hat maßgebenden 
Anteil an den Arbeiten der Europäischen Verkehrs- 
ministerkonferenz (CEMT), deren Straßenverkehrs- 
sicherheitsausschuß sich die Aufgabe gestellt hat, 
anhand eines weitgehenden Meinungs- und Erfah- 
rungsaustausches laufend Zielvorstellungen für 
mehr Verkehrssicherheit zu entwickeln und sich um 
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ein möglichst hohes Maß an Gleichklang der Ver- 
kehrspolitik und der Sicherheitsmaßnahmen in den 
Mitgliedstaaten zu bemühen. 

10.2. Sicherheitsforschung in der OECD 

In der überwiegend auf die Sicherheitsforschung 
auf dem Gebiet des Straßenbaus, der Verkehrs- 
technik und des Verkehrsteilnehmers ausgerichteten 
Arbeit der Organisation für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit und Entwicklung (OECD) hat die Bun- 
desrepublik Deutschland durch namhafte Vertreter 
aus dem wissenschaftlichen Bereich mitgewirkt und 
die Ergebnisse mitgeprägt Eine Reihe von Berichten 
ist den Mitgliedstaaten und den internationalen 
Organisationen CEMT, Europarat usw. zur weiteren 
Auswertung zur Verfügung gestellt worden. Das 
gleiche gilt für die Bemühungen des Europarats, 
der sich vornehmlich der Fragen der Verkehrser- 
ziehung und -aufklärung sowie der gesundheitlichen 
Eignung der Verkehrsteilnehmer angenommen hat. 


10.3. Internationale Bau- und Ausrüstungsvorschriften 
der ECE 

Der Bedeutung der von der Wirtschaftskommission 
der Vereinten Nationen für Europa (ECE) erstellten 
einheitlichen internationalen Abkommen (r^gle- 
ments) über Bau- und Ausrüstungsvorschriften be- 
sonders für die exportintensive deutsche Automobil- 
industrie hat die Bundesrepublik Deutschland durch 
intensive Mitarbeit Rechnung getragen. 

10.4. Europäische Gemeinschaften 

Die Bundesrepublik Deutschland bemüht sich, bei 
den Beratungen der Europäischen Gemeinschaften 
über Richtlinien für Bau- und Ausrüstungsvorschrif- 
ten um eine möglichst weitgehende Übereinstim- 
mung der ECE-Regelungen mit den Vorschriften 
der Gemeinschaft. 

10.5. Mitarbeit im NATO-Projekt 
Straßenverkehrssicherheit 

Die auf Anregung der Vereinigten Staaten von 
Amerika im Rahmen der NATO laufenden Arbeiten 
zur Verbesserung der Straßenverkehrssicherheit 
werden von der Bundesrepublik Deutschland tat- 
kräftig unterstützt. Dies gilt besonders für das 
Projekt Experimentier-Sicherheitsfahrzeuge sowie 
für die Projekte Unfalluntersuchung und technische 
Kraftfahrzeugüberwachung. 


11. Unfallrettung 

Die Erstversorgung von Unfallverletzten des Stra- 
ßenverkehrs ist eine Maßnahme zur Milderung der 
Schwere der Unfallfolgen. Sie gehört damit in den 
Bereich der Unfallbekämpfung. 

Schon im Verkehrsbericht 1970 der Bundesregierung 
wurde eine Reihe von Maßnahmen vorgeschlagen, 
die zu einer wesentlichen Verbesserung des allge- 
meinen Rettungswesens beitragen könnten. 

Dazu gehören: 

Gesetze und einheitliche Richtlinien für den Ret- 
tungsdienst, 

seine ausreichende Finanzierung, 

eine weitgehende Ausbildung der Bevölkerung 
in Erster Hilfe, 

Fortbildung der Ärzte in Fragen der Notfallme- 
dizin, 

ihre Ausrüstung mit Notfallkoffern, 

Verbesserung des Notrufsystems 

(münzfreier Notruf 110, Notrufsäulen an Bundes- 
straßen, Leitstellen), 

vermehrte Beschaffung von Rettungswagen 
(DIN 75080), 

Einrichtung von Notarztwagen, 

Verwendung von Rettungshubschraubern, 

Mitwirkung der Bundeswehr im zivilen Rettungs- 
wesen. 

Der Deutsche Bundestag hat in diesem Zusammen- 
hang am 2. Dezember 1971 einstimmig eine Ent- 
schließung seines Ausschusses für Verkehr und für 
das Post- und Fernmeldewesen angenommen, nach 
der die Bundesregierung u. a. aufgefordert wird, 
dem Deutschen Bundestag über die auf Grund dieser 
Entschließung getroffenen Maßnahmen bis zum 
1. Oktober 1972 einen Bericht vorzulegen (Druck- 
sache VI/2846, Abschnitt B). 

Der Bericht wird zur Zeit in Zusammenarbeit mit 
den für das Rettungswesen zuständigen Bundes- 
ländern im Rahmen eines Bund/Länderausschusses 
„Rettungswesen" aufgestellt. 

Im Rahmen einer „Ständigen Konferenz Rettungs- 
wesen" arbeiten der Bund (Bundesminister für Ver- 
kehr, für das Post- und Femmeldewesen, des Innern, 
für Jugend, Familie und Gesundheit, der Verteidi- 
gung), die Bundesländer sowie die freiwilligen Hilfs- 
organisationen an der Reform des Unfallrettungs- 
wesens. 
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Anlage 1 


Methodische Erläuterungen zur Straßenverkehrsunfallstatistik 


Gezählt werden die Unfälle und bei den mit Anzeigen gemeldeten 
Unfällen die daran Beteilgten, die Verunglückten sowie die polizeilich 
feststellbaren Unfallursachen. 


Die Unfälle werden unterschieden nach: 


Unfälle mit Getöteten, 

Unfälle mit Schwerverletzten, 
Unfälle mit Leichtverletzten und 
Unfälle mit nur Sachschaden. 


Unfälle mit Personenschaden 


Als Beteiligte an einem Straßenverkehrsunfall werden alle Fahrzeug- 
führer und Fußgänger erfaßt, die selbst — oder deren Fahrzeuge — 
Schäden erlitten oder hervorgerufen haben. 


Als Verunglückte zählen Personen, die verletzt oder getötet wur- 
den. Dabei werden erfaßt als 

Getötete: 

Personen, die auf der Stelle getötet wurden oder innerhalb von 
30 Tagen an den Unfallfolgen starben; 

Schwerverletzte ; 

Personen, die unmittelbar in Krankenanstalten zur stationären 
Behandlung eingeliefert wurden; 

Leichtverletzte: 

Personen, deren Verletzungen keinen Krankenhausaufenthalt er- 
forderten. 

Die Ermittlung der Unfallursachen geht von dem Grundsatz aus, 
möglichst nur solche Ursachen zu erfassen, die von dem unfallauf- 
nehmenden Polizeibeamten objektiv festgestellt werden können. Da 
in vielen Fällen mehr als eine Ursache zum Zustandekommen des 
Unfalles beiträgt und nicht immer zwischen Haupt- und Neben- 
ursachen unterschieden werden kann, werden stets sämtliche bei 
einem Unfall ermittelten Ursachen erfaßt. Die Gesamtzahl der von 
der Statistik nachgewiesenen Ursachen ist daher immer größer als 
die Zahl der Unfälle selbst. 1962 wurde ein neuer Ursachenkatalog 
eingeführt. Er umfaßt 84 Positionen, nach denen die Vielzahl der 
angegebenen Fehler und Ursachen gruppiert werden. 
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Straßenverkehrsunfälle und dabei Verunglückte 
Bestand an motorisierten Fahrzeugen 


Jahr 

Straßenverkehrsunfälle 

Verunglückte 

Motorisierte 

Fahrzeuge 

insgesamt 

dabe 

Personen- 

schaden 

i mit 

nur Sach- 
schaden 

insgesamt 

Getötete 

Verletzte 

1 Anzahl 

1000 

1953 

473 000 

251 618 

221 000 

326 606 

11 449 

315 157 

4 343 

1954 

524 000 

267 925 

256 000 

347 032 

12 071 

334 961 

5 288 

1955 

603 000 

296 071 

307 000 

383 951 

12 791 

371 160 

6 301 

1956 

664 000 

307 012 

357 000 

396 572 

13 427 

383 145 

7 277 

1957 

679 000 

299 866 

379 000 

389 145 

13 004 

376 141 

8 043 

1958 

752 000 

296 697 

455 000 

384 693 

12 169 

372 524 

8 688 

1959 

844 000 

327 595 

516 000 

433 649 

13 822 

419 827 

9 318 

1960 

990 000 

349 315 

641 000 

469 366 

14 406 

454 960 

10 217 

1961 

1 030 000 

339 547 

690 000 

462 470 

14 543 

447 927 

10 940 

1962 

1 079 000 

321 257 

758 000 

442 933 

14 445 

428 488 

11 506 

1963 

1 115 000 

314 642 

800 000 

438 811 

14 513 

424 298 

12 215 

1964 

1 089 000 

328 668 

760 000 

462 666 

16 494 

446 172 

12 850 

1965 

1 099 000 

316 361 

783 000 

449 243 

15 753 

433 490 

13 575 

1966 

1 167 000 

332 622 

834 000 

473 700 

16 868 

456 832 

14 445 

1967 

1 144 000 

335 552 

808 000 

479 132 

17 084 

462 048 

15 000 

1968 

1 181 000 

339 704 

841 000 

485 354 

16 636 

468 718 

15 500 

1969 

1 214 000 

338 921 

875 000 

489 033 

16 646 

472 387 

16 500 

1970 

1 393 000 

377 610 

1 015 000 

550 988 

19 193 

531 795 

18 000 

1971 

1 339 000 

369 104 

969 000 

536 680 

18 727 

517 953 

19 300 


Zu- 

(+) bzw. Abnahme (—) gegenüber dem Vorjahr in ®/o 


1954 

+ 10,8 

+ 6,5 

+ 15,8 

+ 6,3 

+ 5,4 

+ 6,3 

+ 21,8 

1955 

+ 15,1 

+ 10,5 

+ 19,9 

+ 10,6 

+ 6,0 

+ 10,8 

+ 19,2 

1956 

+ 10,1 

+ 3,7 

+ 16,3 

+ 3,3 

+ 5,0 

+ 3,2 

+ 15,5 

1957 

+ 2,3 

- 2,3 

+ 6,2 

- 1,9 

- 3,2 

- 1,8 

+ 10,5 

1958 

+ 10,8 

- 1.1 

+20,1 

- 1,1 

- 6,4 

- 1,0 

+ 8,0 

1959 

+ 12,2 

+ 10A 

+ 13,4 

+ 12,7 

+ 13,6 

+ 12,7 

+ 7,3 

1960 

+ 17,3 

+ 6,6 

+24,2 

+ 8,2 

+ 4,2 

+ 8,4 

+ 9,6 

1961 

+ 4,0 

- 2,8 

+ 7,6 

- 1,5 

+ 1,0 

- 1,5 

+ 7,1 

1962 

+ 4,8 

- 5,4 

+ 9,9 

- 4,2 

- 0,7 

- 4,3 

+ 5,2 

1963 

+ 3,3 

- 2,1 

+ 5,5 

- 0,9 

+ 0,5 

- Iß 

+ 6,2 

1964 

- 2,3 

+ 4,5 

- 5,0 

+ 5,4 

+ 13,6 

+ 5,2 

+ 5,2 

1965 

+ 0,9 

- 3,7 

+ 3,0 

- 2,9 

- 4,5 

“• 2,8 

+ 5,6 

1966 

+ 6,2 

+ 5,1 

+ 6,5 

+ 5,4 

+ 7,1 

+ 5,4 

+ 6,4 

1967 

- 2,0 

+ 0,9 

- 3,1 

+ 1,1 

+ 1,3 

+ 1,1 

+ 3,8 

1968 

+ 3,2 

+ 1,2 

+ 4,1 

+ 1.3 

- 2,6 

+ 1,4 

+ 3,3 

1969 

+ 2,8 

- 0,2 

+ 4,0 

+ 0,8 

+ 0,1 

+ 0,8 

+ 6,5 

1970 

+ 14,7 

+ 11,4 

+ 16,0 

+ 12,7 

+ 15,3 

+ 12,6 

+ 9,1 

1971 

- 3,9 

- 2,3 

- 4,5 

- 2,6 

- 2,4 

- 2,6 

+ 7,2 


Motorisierte Fahrzeuge: Zulassungspflichtige Kraftfahrzeuge mit Versicherungskennzeichen oder mit amtlichen 
Kennzeichen (insbesondere Kleinkrafträder, Mopeds, Mofas und selbstfahrende Arbeitsmaschinen). 

Quelle : Statistisches Bundesamt 
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Straßenverkehrsunfälle und Verunglückte 


Zeit 

Unfälle mit Personenschaden 

Verunglückte 

Unfälle 
mit nur 
Sach- 
schaden 

zusammen 

innerhalb 

außerhalb 

Getötete 

zusammen 

Verletzte 

Schwer- 

verletzte 

Leicht- 

verletzte 

von Ortschaften 

1953 

251 618 

193 254 

58 364 

11 449 

315 157 

128 800 

186 357 

221 000 

1954 

267 925 

205 329 

62 596 

12 071 

334 961 

133 141 

201 820 

256 000 

1955 

296 071 

225 075 

70 996 

12 791 

371 160 

143 719 

227 441 

307 000 

1956 

307 012 

234 626 

72 386 

13 427 

383 145 

150 584 

232 561 

357 000 

1957 

299 866 

227 270 

72 596 

13 004 

376 141 

148 909 

227 232 

379 000 

1958 

296 697 

217 274 

79 423 

12 169 

372 524 

143 039 

229 485 

455 000 

1959 

327 595 

239 435 

88 160 

13 822 

419 827 

146 951 

272 876 

516 000 

1960 

349315 

252 816 

96 499 

14 406 

454 960 

145 439 

309 521 

641 000 

1961 

339 547 

243 708 

95 839 

14 543 

447 927 

137 615 

310 312 

690 000 

1962 

321 257 

224 558 

96 699 

14 445 

428 488 

130 573 

297 915 

758 000 

1963 

314 642 

218 104 

96 538 

14 513 

424 298 

129 925 

294 373 

800 000 

1964 

328 668 

225 926 

102 742 

16 494 

446 172 

140 360 

305 812 

760 000 

1965 

316 361 

214 676 

101 685 

15 753 

433 490 

132 725 

300 765 

783 000 

1966 

332 622 

225 284 

107 338 

16 868 

456 832 

141 344 

315 488 

834 000 

1967 

335 552 

225 748 

109 804 

17 084 

462 048 

147 270 

314 778 

808 000 

1968 

339 704 

229 070 

110 634 

16 636 

468 718 

147 432 

321 286 

841 000 

1969 

338 921 

227 599 

111 322 

16 646 

472 387 

150 101 

322 286 

875 000 

1970 

377 610 

254 198 

123 412 

19 193 

531 795 

164 437 

367 358 

1 015 000 

1971 

369 104 

247 090 

122 014 

18 727 

517 953 

160 588 

357 365 

969 000 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Anlage 4 


Straßenverkehrsunfälle und dabei Getötete nach Bundesländern 

im Jahre 1971 


Land 

Straßenverkehrsunfälle 

Getötete 

Zu- (+) bzw. Abnahme (~ 
1970 

) gegenüber 

insgesamt 

mit 

Personen- 

schaden 

Straßenverkehrsunfälle 

Getötete 

insgesamt 

mit 

Personen- 

schaden 

Anzahl 

o/o 

Sdileswig-Holstein 

60 989 

17 233 

915 

- 5,1 

+2,3 

+ 3,7 

Hamburg 

45 196 

12 694 

327 

+27,7 


1 

CO 

Niedersadisen 

149 776 

43 574 

2 974 

“ 4ß 

-0,4 

+ 0,9 

Bremen 

19 590 

4 467 

116 

- 6,3 

-1,9 

-22,1 

Nordrhein-Westfalen . . . . 

316 695 

101 214 

4 386 

- 5,9 

-4,9 

- 5,3 

Hessen 

135 551 

34 859 

1 582 

- 4,2 

-0,2 

- 3,8 

Rheinland-Pfalz 

86 820 

21 905 

1 241 

- 2,2 

-2,5 

+ 2,6 

Baden-Württemberg .... 

203 001 

49 285 

2 752 

- 4,2 

-2,2 

- 1,6 

Bayern 

234 175 

63 500 

3 717 

- 4,7 

-17 

- 4,6 

Saarland 

23 636 

6 419 

304 

- 2,7 

-1,9 

+ 1,7 

Berlin (West) 

62 122 

13 954 

413 

- 6,4 

-2,5 

+ 15,7 

Bundesgebiet 

1 338 000 

369 104 

18 727 

- 3,9 

-2,3 

- 2,4 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Anlage 5 


Straßenverkehrsunfälle und dabei Getötete nach Bundesländern 

im Jahr 1970 


Land 

Straßenverkehrsunfälle 

Getötete 

Zu- (+) bzw. Abnahme (— 

) gegenüber 

insgesamt 

mit 

Personen- 

schaden 

Straßenverl 

insgesamt 

cehrsunfälle 

mit 

Personen- 

schaden 

Getötete 

Anzahl 

»/» 

Schleswig-Holstein 

64 300 

16 851 

882 

+ 16,9 

+ 11,2 

+ 13,4 

Hamburg 

35 400 

12 823 

379 

+ 11,3 

+ 11,4 

+ 16,3 

Niedersachsen 

157 000 

43 727 

2 947 

+ 15,7 

+ 11,0 

+ 10,4 

Bremen 

20 900 

4 552 

149 

+ 14,8 

+ 7,7 

+ 21,5 

Nordrhein-Westfalen .... 

336 400 

106 377 

4 632 

+ 12,9 

+ 9,6 

+ 8,1 

Hessen 

141 500 

34 930 

1 644 

+ 15,6 

+ 11,0 

+ 23,2 

Rheinland-Pfalz 

88 800 

22 461 

1 209 

+ 12,5 

+ 11,2 

+ 11,9 

Baden-Württemberg .... 

211 800 

50 414 

2 798 

+ 16,2 

+ 14,2 

+ 19,5 

Bayern 

245 600 

64 620 

3 897 

+ 16,8 

+ 14,1 

+ 26,8 

Saarland 

24 300 

6 542 

299 

+ 24,0 

+ 16,9 

+ 13,7 

Berlin (West) 

66 400 

14313 

357 

+ 7,4 

+ 5,9 

- 4,0 

Bundesgebiet 

1 393 000 

377 610 

19 193 

+ 14,8 

+ 11,4 

+ 15,3 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Anlage 8 


Häufigkeit und Schwere der Straßenverkehrsunfälle 


Gegenstand 
der Nachweisung 

1953 

1959 

1960 

1961 

1962 

1963 

1964 

1965 

1966 

1967 

1968 

1969 

1970 

1971 


Unfälle mit Personenschaden je 1000 Kraftfahrzeuge 





Unfälle mit Personen- 















schaden 

57,9 

35,2 

34,2 

31,0 

27,9 

25,8 

25,6 

23,3 

23,0 

22,4 

21,9 

20,5 

21,0 

19,1 



Verunglückte je 100 000 Einwohner 







Verunglückte 















zusammen 

627 

789 

844 

823 

778 

762 

795 

761 

794 

800 

806 

804 

908 

876 

Getötete 

22,0 

25,1 

25,9 

25,9 

25,4 

25,2 

28,3 

26,7 

28,3 

28,5 

27,6 

27,4 

31,6 

30,5 

Verletzte 

605 

763 

818 

797 

753 

737 

766 

735 

766 

772 

779 

776 

877 

845 


Verunglückte je 1000 Unfälle mit Personenschaden 





Verunglückte 















zusammen 

1298 

1324 

1344 

1362 

1379 

1395 

1408 

1420 

1424 

1428 

1429 

1443; 

1459 

1454 

Getötete 

45,5 

42,2 

41,2 

42,8 

45,0 

46,1 

50,2 

49,8 

50,7 

50,9 

49,0 

49,1 

50,8 

50,7 

Verletzte 

1253 

1282 

1302 

1319 

1334 

1349 

1358 

1370 

1373 

1377 

1380 

1394 

1 

1408 

1403 


Kraftfahrzeuge = motorisierte Fahrzeuge i. S. der Anlage 2 


Quelle : Statistisches Bundesamt 
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Anlage 9 


Bei Straßenverkehrsunfällen verunglückte Personen im Bundesgebiet 

und im Ausland 
1970 


Land 

Ein- 

wohner 

Kfz- 

Be- 

stand ®) 

Ge- 

tötete 

Verletzte 

Verun- 

glückte 

zusam- 

men 

Ge- 

tötete 

>) 

Ver- 

letzte 

Verun- 

glückte 

zusam- 

men 

Getötete 

Verletzte 

Verunglückte 

zusammen 


1 000 2) 




je 100 000 Einwohner 

je 

1 000 Kfz 

Bundesrepublik 












Deutschland .... 

60 649 

16 783 

19 193 

531 795 

550 988 

31,6 

876,8 

908,5 

1,1 

31,7 

32,8 

Belgien 

9 680 

2 232 
ohne 
Zugm. 

1 545 

106 593 

108 138 

16,0 

1101,2 

1117,1 

0,7 

47,7 

48,4 

Frankreich ... 

50 770 

13 735 
ohne 
Kräder 

14 664 

311 273 

325 937 

28,9 

613,1 

642,0 

1,1 

22,7 

23,7 

Großbritannien 












ohne Nordirland . 

54 187 

15 120 
einsdil. 
Mo- 
peds 

7 501 

355 852 

363 353 

13,8 

656,7 

670,6 

0,5 

23,5 

24,0 

Italien 

54 459 

12 141 

10 208 

228 236 

238 444 

18,7 

419,1 

437,8 

0,8 

18,8 

19,6 

Niederlande .... 

13 019 

2 544 

3 181 

68 225 

71 406 

24.4 

524,0 

548,5 

1,3 

26,8 

28,1 

Österreich 

7 391 

1 639 

2 221 

70 331 

72 552 

30,1 

951,6 

981,6 

1,4 

42,9 

44,3 

Schweden 

8 046 

2 641 

1 307 

22 230 

23 537 

16,2 

276,3 

292,5 

0,5 

8,4 

8,9 

Schweiz 

6 270 

1 489 

1 694 

35 981 

37 675 

27,0 

573,9 

600,9 

1.1 

24,2 

25,3 

USA^) 

205 395 

106 220 

54 800 

2 000 000 

2 054 800 

26,7 

973,7 

1000,4 

0,5 

18,8 

19,3 


Belgien: an der Unfallstelle Getötete; Frankreich: innerhalb 6 Tage nach dem Unfall Gestorbene; Italien: innerhalb 
7 Tage Gestorbene; Österreich: innerhalb 3 Tage Gestorbene; Bundesrepublik Deutschland und übrige europäische 
Länder: innerhalb 30 Tage Gestorbene; USA: innerhalb eines Jahres Gestorbene 
2) Stand: 1. Juli 1970 

®) Ohne zulassungsfreie Kraftfahrzeuge mit Versicherungskennzeidien (Fahrräder mit Hilfsmotor und Kleinkrafträder) 
Angaben 1969 

Quelle : Statistisches Bundesamt 
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Anlage 10 


Getötete Personen nadi Art der Verkehrsbeteiligung 


Jahr 

Getötete 

insgesamt 

Darunter 

Führer und Mitfahrer von 

Fußgänger 

Personen- 

kraftwagen 

Krafträdern, 

Kraftrollern 

Mopeds, 

Mofas 

Fahrrädern 

Lastkraft- 
wagen, Zug- 
maschinen 





Anzahl 



I960 

14 406 

3748 

2440 

1442 

1501 

480 

4574 

1968 

16 636 

7333 

771 

657 

1808 

559 

5342 

1969 

16 646 

7534 

811 

699 

1696 

564 

5199 

1970 

19 193 

8989 

853 

700 

1835 

593 

6056 

1971 

18 727 

9169 

869 

725 

1729 

514 

5565 




Veränderung 1970 gegenüber 1969 in Vo 



+ 15,3 

+ 19,3 

+5,2 

+0,1 

+ 8,2 

+ 5,1 

+ 16,5 




Veränderung 1971 gegenüber 1970 in Vo 



- 2,4 

+ 2,0 

+ 1,9 

+ 3,6 

-5,8 

-13,3 

- 8,1 




Anteile an allen Getöteten (ohne Sonstige) in ®/o 


1970 

100 

46,8 

4,4 

3,6 

9,6 

3,1 

31,6 

1971 

100 

49,0 

4,6 

3,9 

9,2 

2,7 

29,7 


Quelle: Statistisches Bundesamt 


50 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3718 


Anlage 11 


Bei Straßenverkehrsunfällen im Bundesgebiet getötete, schwer- und 
leichtverletzte Kinder im Alter von 0 bis 14 Jahren 


Personen 

1967 

1968 

1969 

1970 

Zunahme 

gegen 

1969 



Anzahl 


Vo 

Verunglückte insgesamt 

64 319 

65 904 

65 693 

72 499 

10,4 

darunter : 






Fußgänger 

32 794 

32 693 

32 447 

35 404 

9,1 

Radfahrer 

13 918 

14 805 

14 357 

15 048 

4,8 

Mitfahrer 

17 502 

18 325 

18 782 

21 906 

16,6 

Getötete insgesamt .... 

1 909 

1 920 

1 919 

2 167 

12,9 

darunter: 






Fußgänger 

1 235 

1 182 

1 146 

1 290 

12,6 

Radfahrer 

384 

434 

429 

492 

14,7 

Mitfahrer 

281 

298 

338 

373 

10,4 

Schwerverletzte 






insgesamt 

23 697 

24 202 

24 388 

26 436 

8,4 

darunter: 






Fußgänger 

14 607 

14715 

14 830 

16 149 

8,9 

Radfahrer 

4 849 

5 279 

5 183 

5 346 

3,1 

Mitfahrer 

4 198 

4 183 

4 333 

4 887 

12,8 

Leichtverletzte 






insgesamt 

38 713 

39 782 

39 386 

43 896 

11,5 

darunter: 






Fußgänger 

16 952 

16 796 

16 471 

17 965 

9,1 

Radfahrer 

8 685 

9 092 

8 745 

9 210 

5,3 

Mitfahrer 

13 023 

13 844 

14 111 

16 646 

18,0 


Quelle : Statistisches Bundesamt 
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Anlage 12 


Straßenverkehrsunfälle mit Personenschaden 
Getötete 




Januar bis Dezember 

Zu- (+) bzw. 

Art der Verkehrsbeteiligung 

Ortslage 

1971 

1 1970 

Abnahme (— ) 



Anzahl 

o/o 

Fahrzeugführer und Mitfahrer von 





Krafträdern, Kraftrollern 

innerhalb 

398 

401 

- 0,7 


außerhalb 

471 

452 

+ 4,2 


zusammen 

869 

853 

+ 1,9 

Personenkraftwagen 

innerhalb 

2 138 

2 192 

- 2,5 


außerhalb 

7 031 

6 797 

+ 3,4 


zusammen 

9 169 

8 989 

+ 2,0 

Kraftomnibussen, Obussen 

innerhalb 

25 

12 

X 


außerhalb 

13 

13 

— 


zusammen 

38 

25 

+ 52,0 

Lastkraftwagen 

innerhalb 

81 

101 

- 19,8 


außerhalb 

219 

239 

- 8,4 


zusammen 

300 

340 

- 11,8 

Sattelschleppern 

innerhalb 

5 

5 

— 


außerhalb 

24 

37 

- 35,1 


zusammen 

29 

42 

- 31,0 

landwirtschaftlichen und anderen 

innerhalb 

45 

62 

- 27,4 

Zugmaschinen 

außerhalb 

140 

149 

- 6,0 


zusammen 

185 

211 

- 12,3 

Sonderkraftfahrzeugen 

innerhalb 

12 

18 

- 33,3 


außerhalb 

33 

36 

- 8,3 


zusammen 

45 

54 

- 16,7 

Fahrrädern mit Hilfsmotor einschl. 

innerhalb 

351 

330 

+ 6,4 

Kleinkrafträdern von nicht mehr 

außerhalb 

374 

370 

+ 1,1 

als 40 km/h Höchstgeschwindig- 

zusammen 

725 

700 

+ 3,6 

keit 





Fahrrädern 

innerhalb 

897 

990 

- 9,4 


außerhalb 

832 

845 

- 1,5 


zusammen 

1 729 

1 835 

- 5,8 

sonstigen Fahrzeugen 

innerhalb 

25 

19 

+ 31,6 


außerhalb 

21 

15 

+ 40,0 


zusammen 

46 

34 

+ 35,3 

darunter Straßenbahnen 

innerhalb 

8 

8 

— 


außerhalb 

— 

— 

— 


zusammen 

8 

8 

— 

Fußgänger 

innerhalb 

3 909 

4 340 

- 9,9 


außerhalb 

1 656 

1 716 

- 3,5 


zusammen 

5 565 

6 056 

- 8,1 

unter 15 Jahren 

innerhalb 

890 

920 

- 3,3 


außerhalb 

319 

370 

- 13,8 


zusammen 

1 209 

1 290 

- 6,3 

über 65 Jahren 

innerhalb 

1 791 

2 023 

- 11,5 


außerhalb 

491 

486 

+ 1,0 


zusammen 

2 282 

2 509 

- 9,0 

Andere Personen 

innerhalb 

9 

24 

X 


außerhalb 

18 

30 

- 40,0 


zusammen 

27 

54 

- 50,0 

insgesamt 

innerhalb 

7 895 

8 494 

- 7,1 


außerhalb 

10 832 

10 699 

+ 1,2 


zusammen , 

18 727 

19 193 

- 2,4 


Quelle : Statistisches Bundesamt 
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Anlage 13 


Straßenverkehrsunfälle 1970 

An Straßenverkehrsunfällen beteiligte Verkehrsteilnehmer 


Art der Verkehrsbeteiligung 


Beteiligte Verkehrsteilnehmer an Unfällen 


mit 

Personen- 

schaden 


mit nur 
Sachschaden 


mit Personen- 
schaden und mit 
nur Sachschaden 


mit 

Ge- 

töteten 


mit 

Schwer- 


mit 

Leicht- 


verletzten 


zu- 

sammen 


darun- 
ter 
Ver- 
kehrs- 
unf all- 
flüch- 
tige 


von 
1000 
DM 
und 
mehr 
bei 
einem 
der Be- 
teilig- 
ten 


darun- 

ter 

Ver- 

kehrs- 

unfall- 

flüch- 

tige 


ins- 

gesamt 


darun- 

ter 

Ver- 

kehrs- 

unfall- 

flüch- 

tige 


Krafträder, Motorräder mit 
einem Hubraum von mehr 


als 50 ccm 

260 

1 879 

2 657 

4 796 61 

121 

13 

4 917 

74 

Kleinkrafträder, Krafträder 
mit einem Hubraum von 
nicht mehr als 50 ccm und 
einer Höchstgeschwindig- 
keit über 40 km/h, mit 
amtlichen Kennzeichen . . 

653 

8 084 

10 596 

19 333 216 

189 

23 

19 522 

239 

Kraftroller (Motorroller) . . 

64 

689 

1 245 

1 998 21 

28 

3 

2 026 

24 

Personenkraftwagen (ein- 

schließlich Kombinations- 
kraftwagen) 

18 399 

148 639 

313 290 

480 328 15 709 

278 247 

21 626 

758 575 

37 335 

davon mit einem Hub- 
raum von . , . bis . . . ccm 
bis 499 

194 

1 851 

3 875 

5 920 84 

1 867 

49 

7 787 

133 

500 bis 699 

273 

2 065 

4 555 

6 839 103 

2 788 

125 

9 681 

228 

700 bis 999 

1 426 

13 765 

28 623 

43 814 851 

20 672 

1 031 

64 486 

1 882 

1 000 bis 1 199 

4 792 

41 501 

84 210 

130 503 2 984 

60 492 

3 559 

190 995 

6 543 

1 200 bis 1 499 

4 393 

37 519 

77 773 

119 685 2 306 

66 373 

3 596 

186 058 

5 902 

1 500 bis 1 999 

5 304 

38 049 

82 043 

125 396 2 403 

85 589 

4 151 

210 985 

6 554 

2 000 und mehr 

1 449 

9 061 

19 982 

30 492 613 

24 783 

1216 

55 275 

1 829 

Ohne Angabe 

568 

4 828 

12 229 

17 625 6 365 

15 683 

7 899 

33 308 

14 264 

Kraftomnibusse 

331 

1 874 

4 395 

6 600 95 

3 296 

84 

9 896 

179 

Oberleitungsomnibusse .... 

2 

13 

43 

58 — 

20 

— 

78 

— 

Liefer- und Lastkraftwagen 
ohne Anhänger 

1 878 

11396 

23 809 

37 083 1 203 

26 453 

2 141 

63 536 

3 344 

davon mit einem zuläs- 
sigen Gesamtgewicht des 
Fahrzeugs 
von ... bis ... kg 
bis 2 000 

201 

1 658 

3 424 

5 283 113 

2 548 

165 

7 831 

278 

2 001 bis 3 500 

369 

2 445 

5 206 

8 020 124 

4 633 

185 

12 653 

309 

3 501 bis 7 500 

561 

3 430 

7 352 

11 343 114 

8 358 

321 

19 701 

435 

7 501 bis 9 000 

61 

319 

665 

1 045 2 

880 

42 

1 925 

44 

9 001 bis 12 000 

177 

976 

1 713 

2 866 29 

2 228 

59 

5 094 

88 

12 001 bis 16 000 

294 

1 393 

2 626 

4 313 44 

3 651 

91 

7 964 

135 

16 001 und mehr 

115 

416 

823 

1 354 8 

1 149 

25 

2 503 

33 

Ohne Angabe 

100 

759 

2 000 

2 859 769 

3 006 

1 253 

5 865 

2 022 
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noch Anlage 13 


Beteiligte Verkehrsteilnehmer an Unfällen 






mit 

Personen- 

schaden 

mit nur 
Sachschaden 

mit Personen- 
schaden und mit 
nur Sachschaden 

Art der Verkehrsbeteiligung 

mit 

Ge- 

töteten 

mit mit 

Schwer- Leicht- 
verletzten 

zu- 

sam- 

men 

darun- 

ter 

Ver- 

kehrs- 

unfall- 

flüch- 

tige 

von 
1000 
DM 
und 
mehr 
bei 
einem 
der Be- 
teilig- 
ten 

darun- 

ter 

Ver- 

kehrs- 

unfall- 

flüch- 

tige 

ins- 

gesamt 

darun- 
ter 
• Ver- 
kehrs- 
unfall- 
flüch- 
tige 

Liefer- und Lastkraftwagen 
mit Anhänger 

1 007 

3 400 

5 768 

10 175 

337 

9 634 

590 

19 809 

927 

davon mit einem zuläs- 
sigen Gesamtgewicht des 
Zugfahrzeugs 
von . . . bis ... kg 

bis 2 000 

6 

24 

29 

59 

3 

57 

1 

116 

4 

2 001 bis 3 500 

4 

34 

69 

107 



67 

1 

174 

1 

3 501 bis 7 500 

34 

155 

268 

457 

7 

372 

5 

829 

12 

7 501 bis 9 000 

26 

103 

185 

314 

3 

315 

9 

629 

12 

9 001 bis 12 000 

107 

376 

795 

1 278 

8 

1 110 

17 

2 388 

25 

12 001 bis 16 000 

663 

2 147 

3 295 

6 105 

46 

5 712 

121 

11 817 

167 

16 001 und mehr 

109 

347 

559 

1 015 

7 

984 

20 

1 999 

27 

Ohne Angabe 

58 

214 

568 

840 

263 

1 017 

416 

1 857 

679 

Liefer- und Lastkraftwagen 
ohne und mit Anhänger 
zusammen 

2 885 

14 796 

29 577 

47 258 

1540 

36 087 

2 731 

83 345 

4 271 

Sattelschlepper, auch mit An- 










hänger 

323 

1 176 

1 979 

3 478 

61 

3 238 

155 

6 716 

216 

Landwirtschaft!. Zugmaschi- 










nen, auch mit Anhänger . . 

311 

1 173 

1 858 

3 342 

38 

1659 

50 

5 001 

88 

Andere Zugmaschinen, auch 










mit Anhänger 

85 

314 

549 

948 

16 

798 

37 

1746 

53 

Sonderkraftfahrzeuge 

205 

706 

1 428 

2 339 

47 

2 133 

489 

4 472 

536 

Fahrräder mit Hilfsmotor 
(Mopeds) sowie Kleinkraft- 
räder mit einem Hubraum 
von nicht mehr als 50 ccm 
und einer Höchstgeschwin- 
digkeit bis 40 km/h, mit 
Versicherungskennzeichen 

507 

5 036 

8 043 

13 586 

234 

151 

36 

13 737 

270 

Mofa 25, Fahrräder mit Hilfs- 
motor, mit einer Höchstge- 
schwindigkeit bis 25 km/h, 
mit Versicherungskennzei- 
chen, nicht führerschein- 
pflichtig 

246 

2 352 

4 486 

7 084 

97 

72 

2 

7 156 

99 
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Beteiligte Verkehrsteilnehmer an Unfällen 







mit 

Personen- 

schaden 

mit nur 
Sachschaden 

mit Personen- 
schaden und mit 
nur Sachschaden 

Art der Verkehrs'beteiligung 

mit 

Ge- 

töteten 

mit 

Sdiwer- 

verle 

mit 

Leicht- 

itzten 

zu- 

sam- 

men 

darun- 
ter 
Ver- 
kehrs- 
unf all- 
flüch- 
tige 

von 

1000 

DM 

und 

mehr 

bei 

einem 
der Be 
teilig- 
ten 

darun- 
ter 
Ver- 
kehrs- 
unfall- 
f tüch- 
tige 

ins- 

gesamt 

darun- 

ter 

Ver- 

kehrs- 

unfall- 

flüch- 

tige 

Kraftfahrzeuge zusammen . . 

24 271 

186 731 

380 146 

591 148 

18 135 

326 039 

25 249 

917 187 

43 384 

darunter Tankfahrzeuge 
zur Beförderung von 
brennbaren Flüssigkei- 
ten, Gasen und ätzenden 
Stoffen 

100 

287 

519 

906 

22 

753 

48 

1 659 

70 

Fahrräder 

1 906 

14 793 

28 175 

44 874 

517 

340 

41 

45 214 

558 

Straßenbahnen 

153 

775 

1 528 

2 456 

5 

1 131 

2 

3 587 

7 

Eisenbahnen 

165 

220 

268 

653 

— 

414 

— 

1 067 

— 

Bespannte Fuhrwerke 

5 

68 

135 

208 

1 

41 

— 

249 

1 

Handwagen und Handkarren 

27 

68 

116 

211 

2 

17 

— 

228 

2 

Sonstige und unbekannte 
Fahrzeuge 

79 

389 

774 

1 242 

401 

1 527 

1 023 

2 769 

1 424 

Fußgänger 

6 639 

37 380 

41 174 

85 193 

291 

555 

74 

85 748 

365 

Tierführer/Treiber 

3 

21 

63 

87 

— 

55 

2 

142 

2 

Andere Personen 

34 

181 

360 

575 

2 

28 

— 

603 

2 

Verkehrsteilnehmer 










insgesamt 

33 282 

240 626 

452 739 

726 647 

19 354 

330 147 

26 391 

1 056 794 

45 745 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Straßenverkehrsunfälle 1970 

An Straßenverkehrsunfällen beteiligte Fahrzeugführer und Fußgänger 
nach Alter und Geschlecht 


Alter 

von .... bis . . . . 
unter .... 
Jahren 

Geschlecht 


An Unfällen beteiligte Führer von 


Kraft- Kraft- j 

rä- Per- omni- Sattpl 

dem, sonen- bus- , 

Krlt. kraft- s.n, tm' 

w.,.« Obus- “4 P”" 


land- 

wirt- ande- Son- 
schaft- ren der- 
lichen Zug- kraft- 


schi- nen 
nen 


schi- zeu- 
nen gen 


Kraft- 

fahr- 

zeugen 


Außerdem 


[V1.U.XL j mm JLVU.«a. 

fahr- fahrer 9“' 


Art 

ins- 

gesamt 


Bei Unfällen mit Getöteten 


unter 18 | 

326 

38 

— 

1 

— ' 

20 

2 

1 

83 

471 

611 

1 578 

männlich 

324 

36 

— 

1 

— 

20 

2 

1 

78 

462 

464 

930 

weiblich 

2 

2 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

5 

9 

147 

648 

18 bis 21 

276 

2 344 

— 

114 

4 

22 

1 

15 

67 

2 843 

30 

179 

männlich 

275 

2 144 

— 

114 

4 

19 

1 

15 

63 

2 635 

24 

118 

weiblich 

1 

200 

— 

— 

— 

3 

— 

— 

4 

208 

6 

61 

21 bis 25 

103 

3 402 

8 

417 

39 

15 

10 

35 

28 

4 057 

23 

147 

männlidi 

103 

3 104 

7 

412 

39 

15 

10 

35 

27 

3 752 

17 

111 

weiblich 

— 

298 

1 

5 

— 

— 

— 

— 

1 

305 

6 

36 

25 bis 35 

92 

5 814 

132 

1 168 

144 

59 

33 

75 

70 

7 587 

87 

418 

männlich 

92 

5 277 

129 

1 158 

144 

53 

33 

75 

65 

7 026 

67 

326 

weiblich 

— 

537 

3 

10 

— 

6 

— 

— 

5 

561 

20 

92 

35 bis 45 

74 

2 928 

104 

671 

91 

73 

26 

43 

89 

4 099 

114 

465 

männlich 

74 

2 644 

102 

670 

91 

70 

25 

43 

88 

3 807 

88 

356 

weiblich 

— 

284 

2 

1 

— 

3 

1 

— 

1 

292 

26 

109 

45 bis 55 

30 

1 759 

54 

279 

30 

43 

7 

16 

95 

2 313 

144 

391 

männlich 

30 

1 560 

54 

278 

30 

40 

7 

16 

87 

2 102 

102 

267 

weiblich 

— 

199 

— 

1 

— 

3 

— 

— 

8 

211 

42 

124 

55 bis 65 

49 

1289 

26 

143 

12 

42 

4 

8 

166 

1 739 

347 

845 

männlich 

48 

1 169 

26 

142 

12 

42 

4 

8 

162 

1 613 

246 

535 

weiblich 

1 

120 

— 

1 

— 

— 

— 

— 

4 

126 

101 

310 

65 und mehr 

26 

525 

5 

25 

— 

33 

2 

3 

155 

774 

544 

2 605 

männlich 

26 

502 

5 

25 

— 

33 

2 

3 

155 

751 

459 

1 329 

weiblich 

— 

. 23 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

23 

85 

1276 

Alle 

Altersklassen 

976 

18 099 

329 

2 818 

320 

307 

85 

196 

753 

23 883 

1 900 

6 628 

männlich 

972 

16 436 

323 

2 800 

320 

292 

84 

196 

725 

22 148 

1 467 

3 972 

weiblich 

4 

1 663 

6 

18 

— 

15 

1 

— 

28 

1 735 

433 

2 656 

Ohne Angabe 

1 

300 

4 

67 

3 

4 

— 

9 

— 

388 

6 

11 

zusammen 

977 

18 399 

333 

2 885 

323 

311 

85 

205 

753 

24 271 

1 906 

6 639 
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An Unfällen beteiligte Führer von 

Außerdem 

Alter 

von ... bis ... . 
unter .... 
Jahren 

Geschlecht 

Kraft- 

rä- 

dern, 

Kraft- 

rol- 

lern 

Per- 

sonen- 

kraft- 

wagen 

Kraft- 

omni- 

bus- 

sen, 

Obus- 

sen 

Liefer- 

und 

Last- 

kraft- 

wagen 

Sattel- 

schlep- 

pern 

• 

land- 

wirt- 

schaft- 

lichen 

Zug- 

ma- 

schi- 

nen 

ande- 

ren 

Zug- 

ma- 

schi- 

nen 

Son- 

der- 

kraft- 

fahr- 

zeu- 

gen 

Mo- 

peds, 

Mofas 

Kraft- 

fahr- 

zeugen 

aller 

Art 

ins- 

gesamt 

Rad- 

fahrer 

Fuß- 

gän- 

ger 





Bei Unfällen mit Verletzten 






unter 18 

10 096 

568 

2 

35 

3 

131 

9 

4 

4 185 

15 033 

20 031 

37 458 

männlich 

10 048 

521 

2 

35 

3 

125 

9 

4 

3 836 

14 583 

15 152 

22 201 

weiblidi 

48 

47 

— 

— 

— 

6 

— 

— 

349 

450 

4 879 

15 257 

18 bis 21 

7 370 

50 958 

29 

2 266 

45 

244 

29 

118 

2 484 

63 543 

1 789 

2 817 

männlich 

7 317 

44 539 

27 

2 228 

44 

228 

28 

116 

2 312 

56 839 

1 277 

1 600 

weiblich 

53 

6 419 

2 

38 

1 

16 

1 

2 

172 

6 704 

512 

1 217 

21 bis 25 

1 973 

77 768 

181 

6 181 

378 

164 

85 

393 

1 029 

88 152 

1 267 

2 807 

männlidi 

1 954 

67 950 

177 

6 116 

378 

158 

82 

393 

919 

78 127 

872 

1 723 

weiblich 

19 

9 818 

4 

65 

— 

6 

3 

— 

110 

10 025 

395 

1 084 

25 bis 35 

2 299 

147 677 

2 378 

16 563 

1 516 

549 

318 

739 

2 643 

174 682 

3 927 

6 840 

männlich 

2 273 

127 377 

2 361 

16 421 

1 514 

512 

318 

738 

2 487 

154 001 

2 782 

4 629 

weiblich 

26 

20 300 

17 

142 

2 

37 

— 

1 

156 

20 681 

1 145 

2211 

35 bis 45 

1 555 

80 138 

2 019 

9 454 

718 

718 

221 

456 

2 884 

98 163 

3 898 

5 610 

männlich 

1 528 

69 572 

2 004 

9 360 

716 

674 

217 

452 

2 720 

87 243 

2 623 

3 651 

weiblich 

27 

10 566 

15 

94 

2 

44 

4 

4 

164 

10 920 

1 275 

1 959 

45 bis 55 

790 

46 428 

1 022 

4211 

266 

461 

91 

187 

2 285 

55 741 

3 275 

4 489 

männlich 

777 

39 438 

1 016 

4 176 

266 

440 

88 

185 

2 073 

48 459 

1 765 

2 271 

weiblich 

13 

6 990 

6 

35 

— 

21 

3 

2 

212 

7 282 

1 510 

2 218 

55 bis 65 

673 

31 747 

452 

2 710 

103 

456 

58 

97 

2 898 

39 194 

4 663 

6 795 

männlich 

665 

28 672 

448 

2 690 

103 

445 

57 

97 

2 756 

35 933 

2 897 

3 375 

weiblich 

8 

3 075 

4 

20 

— 

11 

1 

— 

142 

3 261 

1 766 

3 420 

65 und mehr 

220 

10 098 

29 

448 

6 

252 

21 

20 

1 263 

12 357 

3 519 

11 194 

männlich 

218 

9 488 

28 

443 

6 

251 

21 

20 

1 236 

11 711 

2 651 

4 683 

weiblich 

*2 

610 

1 

5 

— 

1 

— 

— 

27 

646 

868 

6511 

Alle 

Altersklassen 

24 976 

445 382 

6 112 

41 868 

3 035 

2 975 

832 

2 014 

19 671 

546 865 

42 369 

78 010 

männlich 

24 780 

387 557 

6 063 

41 469 

3 030 

2 833 

820 

2 005 

18 339 

486 896 

30 019 

44 133 

weiblich 

196 

57 825 

49 

399 

5 

142 

12 

9 

1 332 

59 969 

12 350 

33 877 

Ohne Angabe 

174 

16 547 

213 

2 505 

120 

56 

31 

120 

246 

20 012 

599 

544 

zusammen 

25 150 

461 929 

6 325 

44 373 

3 155 

3 031 

863 

2 134 

19917 

566 877 

42 968 

78 554 


Quelle : Statistisches Bundesamt 
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Entwicklung der Straßenverkehrsunfälle innerhalb und außerhalb 

von Ortschaften 

1953 bis 1971 



Unfälle mit Personenschaden 

Getötete Personen 

Jahr 

insgesamt 

in 

1 außerhalb 

Ortschaften 

von 

insgesamt 

in 1 außerhalb von 

Ortschaften 



Anzahl 

1 

Vo 


Anzahl 

i 

«/o 

1953 

251 618 

193 254 

58 364 

23,2 

11 449 

6 567 

4 882 

42,6 

1954 

267 925 

205 329 

62 596 

23,4 

12 071 

7 000 

5 071 

42,0 

1955 

296 071 

225 075 

70 996 

24,0 

12 791 

7 169 

5 622 

44,0 

1956 

307 012 

234 626 

72 386 

23,6 

13 427 

7 644 

5 783 

43,1 

1957 

299 866 

227 270 

72 596 

24,2 

13 004 

6 965 

6 039 

46,4 

1958 

296 697 

217 274 

79 423 

26,8 

12 169 

5 833 

6 336 

52,1 

1959 

327 595 

239 435 

88 160 

26,9 

13 822 

6 763 

7 059 

51,1 

1960 

349 315 

252 816 

96 499 

27,6 

14 406 

6 858 

7 548 

52,4 

1961 

339 547 

243 708 

95 839 

28,2 

14 543 

6 899 

7 644 

52,6 

1962 

321 257 

224 558 

96 699 

30,1 

14 445 

6 771 

7 674 

53,1 

1963 

314 642 

218 104 

96 538 

30,7 ^ 

14513 

6 766 

7 747 

53,4 

1964 

328 668 

225 926 

102 742 

31,3 ! 

16 494 

7 635 

8 859 

53,7 

1965 

316 361 

214 676 

101 685 

32,1 

15 753 

7411 

8 342 

53,0 

1966 

332 622 

225 284 

107 338 

32,3 

16 868 

7 737 

9 131 

54,1 

1967 

335 552 

225 748 

109 804 

32,7 

17 084 

7 628 

9 456 

55,4 

1968 

339 704 

229 070 

110 634 

32,5 

16 636 

7 273 

9 363 

56,3 

1969 

338 921 

227 599 

111 322 

32,8 

16 646 

7 245 

9 401 

56,5 

1970 

377 610 

254 198 

123 412 

32,7 

19 193 

8 494 

10 699 

55,7 

1971 

369 104 

247 090 

122 014 

33,1 

18 727 

7 895 

10 832 

57,8 
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Straßenverkehrsunfälle mit Personenschaden 

Verunglückte nach Straßenarten und Ortslage 


Straßenart 

Ortslage 

Ge- 

tötete 

Schwer- 1 Leicht- 
verletzte 

Ge- 

tötete 

Schwer- 1 Leicht- 
verletzte 

Zu- (+) bzw. 
Abnahme ( — ) 

Januar bis Dezember 1971 

Januar bis Dezember 1970 

Ge- 

tötete 

Schwer- ] Leicht- 
verletzte 

Anzahl | 

o/o 

Bundesauto- 











bahnen 


1 040 

8115 

19 733 

945 

7 595 

19 541 

+ 10,1 

+ 6,8 

+ 1.0 

Bundesstraßen 

innerhalb 

2 312 

20 994 

56 210 

2 587 

23 183 

59 521 

“10,6 

-9,4 

-5,6 


außerhalb 

4 628 

27 181 

47 688 

4 786 

28 968 

51 209 

“ 3,3 

- 6,2 

-6,9 


zusammen 

6 940 

48 175 

103 898 

7 373 

52 151 

110 730 

- 5,9 

- 7,6 

-6,2 

Landesstraßen 

innerhalb 

1 441 

15 079 

32 425 

1 644 

15 870 

34 617 

- 12,3 

- 5,0 

-6,3 


außerhalb 

3 196 

22 165 

35 947 

3 121 

21 844 

36 858 

+ 2.4 

+ 1,5 

“2,5 


zusammen 

4 637 

37 244 

68 372 

4 765 

37 714 

71 475 

- 2,7 

- 1.2 

-4,3 

Kreisstraßen 

innerhalb 

647 

5 418 

10 480 

586 

5 715 

11 089 

+ 10,4 

-5,2 

-5,5 


außerhalb 

1 232 

8 177 

12 164 

1 116 

7 768 

11 854 

+ 10,4 

+ 5,3 

+2,6 


zusammen 

1 879 

13 595 

22 644 

1 702 

13 483 

22 943 

+ 10,4 

+ 0,8 

- 1,3 

Andere Straßen 

innerhalb 

3 495 

47 620 

132 692 

3 677 

48 094 

133 087 

“ 4,9 

- 1,0 

- 0,3 


außerhalb 

736 

5 839 

10 026 

731 

5 400 

9 582 

+ 0,7 

+ 8,1 

+ 4,6 


zusammen 

4 231 

53 495 

142 718 

4 408 

53 494 

142 669 

“ 4,0 

- 0,1 

± 0,0 

insgesamt 

innerhalb 

7 895 

89 111 

231 807 

8 494 

92 862 

238 314 

- 7,1 

- 4,0 

- 2,7 


außerhalb 

10 832 

71 477 

125 558 

10 699 

71 575 

129 044 

+ 1,2 

- 0,1 

- 2.7 


zusammen 

18 727 

160 588 

357 365 

19 193 

164 437 

367 358 

“ 2,4 

- 2.3 

- 2.7 


Quelle : Statistisches Bundesamt 
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Anlage 17 


Von der Polizei festgestellte Ursachen bei Straßenverkehrsunfällen 1969 





Ursachen bei Unfällen 



Ursache 

mit 

Personenschaden 

darunter 
bei Unfällen 
mit Getöteten 

mit nur 
Sachschaden ^) 


Anzahl | 

o/o 

Anzahl | 

o/o 

Anzahl | 

o/o 

Ursachen insgesamt 

532 159 

100,0 

28 635 

100,0 

211 819 

100,0 

Ursachen bei Fahrzeugführern . . 

411 025 

77,2 

20 428 

71,3 

186 918 

88,2 

davon: 

Mangelnde Verkehrs tüchtigkeit 
der Fahrzeugführer 

50 818 

9,5 

3 874 

13,5 

22 295 

10,5 

Alkoholeinfluß 

45 176 

8,5 

3 326 

11,6 

20 549 

9,7 

Ermüdung (auch Einschla- 
fen) 

4 206 

0,8 

389 

1,4 

1 505 

0,7 

Körperliche oder gesund- 
heitliche Behinderung . . 

1 436 

0,3 

159 

0,6 

241 

0,1 

Fehler von Fahrzeugführern 
beim Fahren und Parken 

360 207 

67,7 

16 554 

57,8 

164 623 

77,7 

davon: 

Zu schnelles Fahren 

97 299 

18,3 

6 430 

22,5 

40 401 

19,1 

darunter: 

Zu schnelles Fahren in 
Kurven und beim Abbie- 
gen : 

56 230 

10,6 

3 465 

12,1 

21 983 

10,4 

Vorfahrt/Verkehrsregelung . 

60 124 

11,3 

1 573 

5,5 

31 252 

14,8 

darunter: 

Nichtbeachten der die 
Vorfahrt regelnden Ver- 
kehrszeichen (ohne Ver- 
kehrsampeln) an Kreu- 
zungen und Einmündun- 
gen 

39 898 

7,5 

1 083 

3,8 

19 592 

9,2 

Nichtbeachten der Vor- 
fahrtregel „rechts vor 
links'' an Kreuzungen und 
Einmündungen 

11 779 

2,2 

171 

0,6 

7 403 

3,5 

Uberholen/Vorbeifahren/Be- 
gegnen 

! 

58 707 

11,0 

2 813 

9,8 

37 641 

17,8 

darunter: 

Verstoß gegen das Rechts- 
fahrgebot beim Begeg- 
nungsverkehr 

22 754 

4,3 

1 305 

4,6 

13 130 

6,2 

Fehler beim Vorbeifahren 

10 239 

1,9 

239 

0,8 

11 793 

5,6 

Einbiegen/Ein- oder Aus- 
fahren/Wenden 

38 972 

7,3 

876 

3,1 

16 148 

7,6 

darunter: 

Falsches Einbiegen nach 
links in eine andere 
Straße 

21 141 

4,0 

473 

1,7 

7 921 

3,7 


Unfälle mit nur Sachschaden von 1 000 DM und mehr bei einem der Beteiligten 
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Ursachen bei Unfällen 



Ursache 

mit 

Personenschaden 

darunter 
bei Unfällen 
mit Getöteten 

mit nur 
Sachschaden 


Anzahl | 

Vo 

Anzahl | 

o/o 1 

Anzahl | 

o/o 

Zu dichtes Auffahren .... 

30 485 

5,7 

613 

2,1 

17 366 

8,2 

darunter: 

Zu geringer Sicherheits- 
abstand 

18 887 

3,5 

311 

1,1 

11 613 

5,5 

Falsches Verhalten gegen- 
über Fußgängern 

23 676 

4,4 

1 756 

0,1 

39 

0,0 

Einordnen 

9 200 

1,7 

316 

1,1 

5 603 

2,6 

Zeichengebung/Beleuch- 
tungsvorschriften 

7 763 

1,5 

281 

1,0 

3 294 

1,0 

Halten/Parken 

3 235 

0,6 

95 

0,3 

1 027 

0,5 

Sonstige 

30 746 

5,8 

1 801 

6,3 

11 852 

5,6 

Ursachen beim Fahrzeug 

(Technische Mängel, Wartungs- 
mängel) 

9 514 

1,8 

596 

2,1 

3 783 

1,8 

darunter: 

Mängel an der Bereifung .... 

4 652 

0,9 

289 

1,0 

1 730 

0,8 

Mängel an den Bremsen .... 

2 539 

0,5 

156 

0,5 

1 084 

0,5 

Ursachen bei Fußgängern 

64 854 

12,2 

5 459 

19,1 

378 

0,2 

davon: 

Mangelnde Verkehrstüchtig- 
keit 

5 541 

1,0 

817 

2,9 

58 

0,0 

darunter: Alkoholeinfluß . . 

5 330 

1,0 

775 

2,7 

58 

0,0 

Fehlverhalten von Fußgän- 
gern 

59 313 

11,1 

4 642 

16,2 

320 

0,2 

darunter: 

Falsches Verhalten beim 
Überschreiten der Fahrbahn 
auf Fußgängerüberwegen 
mit Verkehrsampeln oder 
polizeilicher Verkehrs- 
regelung 1 

52 765 

2 274 

9,9 

0,4 

3 996 

148 

14,0 

0,5 

57 

0,0 

auf anderen Fußgänger- 
überwegen 

2 644 

0,5 

192 

0,7 

14 

0,0 

an anderen Stellen, ohne 
auf den Fahrzeugverkehr 
zu achten 

47 847 

9,0 

3 656 

12,8 

190 

0,1 

Spielen auf oder neben der 
Fahrbahn 

2 952 

0,6 

147 

0,5 

15 

0,0 

Straßenverhältnisse 

35 546 

0,7 

1 519 

5,3 

16 202 

7,6 

Witterungseinflüsse, Hindernisse 
und sonstige Ursachen 

11220 

2,1 

633 

2,2 

4 538 

2,1 


Quelle : Statistisches Bundesamt 
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Von der Polizei festgestellte Ursadien bei Straßenverkehrsunfällen 1970 





Ursachen bei Unfällen 



Ursache 

mit 

Personenschaden 

darunter 
bei Unfällen 
mit Getöteten 

mit nur 
Sachschaden ^) 


Anzahl | 

o/o 

Anzahl | 

o/o 

Anzahl | 

o/o 

Ursadien insgesamt 

588 652 

lOOß 

32 336 

100,0 

258 461 

100,0 

Ursachen bei Fahrzeugführern . . 

457 938 

77,8 

22 944 

71,0 

230 113 

89,0 

davon: 

Mangelnde Verkehr stüditigkeit 
der Fahrzeugführer 

56 250 

9,6 

4 130 

12,8 

27 390 

10,6 

Alkoholeinfluß 

50 823 

8,6 

3 663 

11,3 

25 619 

9,9 

Ermüdung (auch Einschla- 
fen) 

4 003 

0,7 

307 

0,9 

1 506 

0,6 

Körperliche oder gesund- 
heitliche Behinderung .... 

1 424 

0,2 

160 

0,5 

265 

0,1 

Fehler von Fahrzeugführern 
beim Fahren und Parken 

401 688 

68,2 

18 814 

58,2 

202 723 

78,4 

davon: 

Zu schnelles Fahren 

109 522 

18,6 

7 343 

22,7 

48 287 

18,7 

darunter: 

Zu schnelles Fahren in 
Kurven und beim Abbie- 
gen 

62 076 

10,5 

3 988 

12,3 

25 551 

9,9 

Vorfahrt/ Verkehrsregelung . 

67 242 

11.4 

1 850 

5,7 

37 869 

14,7 

darunter: 

Nichtbeachten der die 
Vorfahrt regelnden Ver- 
kehrszeichen (ohne Ver- 
kehrsampeln) an Kreu- 
zungen und Einmündun- 
gen 

45 227 

7,7 

1 324 

4,1 

24 271 

9,4 

Nichtbeachten der Vor- 
fahrtregel „rechts vor 
links" an Kreuzungen und 
Einmündimgen 

11 849 

2,0 

182 

0,6 

8 290 

3,2 

Überholen/ V orbeif ahren/Be- 
gegnen 

64 251 

10,9 

3 268 

10,1 

47 043 

18,2 

darunter: 

Verstoß gegen das Rechts- 
fahrgebot beim Begeg- 
nungsverkehr 

25 361 

4,3 

1 487 

4,6 

15 827 

6,1 

Fehler beim Vorbeifahren 

11 465 

1,9 

295 

0,9 

15 798 

6,1 

Einbiegen/Ein- oder Aus- 
fahren/Wenden 

43 774 

7,4 

1 000 

3,1 

20 233 

7,8 

darunter: 

Falsches Einbiegen nach 
links in eine andere 
Straße 

23 967 

4,1 

548 

1,7 

9 796 

3,8 


Unfälle mit nur Sadisdiaden von 1 000 DM und mehr bei einem der Beteiligten 
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Ursachen bei Unfällen 



Ursache 

mit 

Personenschaden 

darunter 
bei Unfällen 
mit Getöteten 

mit nur 
Sachschaden 


Anzahl | 

Vo 

Anzahl | 

o/o 

Anzahl 

«/o 

Zu dichtes Auffahren .... 

34 900 

5,9 

579 

1,8 

21 371 

8,3 

darunter: 

Zu geringer Sicherheits- 
abstand 

22 380 

3,8 

282 

0,9 

14 445 

5,6 

Falsches Verhalten gegen- 
über Fußgängern 

26 039 

44 

2 055 

6,4 

51 

0,0 

Einordnen 

10 056 

1.7 

340 

1,1 

7 310 

2,8 

Zeichengebung/Beleuch- 
tungsvorschriften 

8 301 

1,4 

290 

0,9 

4 129 

1,6 

Halten/Parken 

3 429 

0,6 

94 

0,3 

1 259 

0,5 

Sonstige 

34 174 

5,8 

1 995 

6,2 

15 171 

5,9 

Ursachen beim Fahrzeug 

(Technische Mängel, Wartungs- 
mängel) 

9 565 

1,6 

653 

2,0 

4 273 

1,7 

darunter: 

Mängel an der Bereifung .... 

4 523 

0,8 

319 

1,0 

1 868 

0,7 

Mängel an den Bremsen .... 

2 595 

04 

175 

0,5 

1 318 

0,5 

Ursachen bei Fußgängern 

71 680 

12,2 

6 420 

19,9 

543 

0,2 

davon: 

Mangelnde Verkehrstüchtig- 
keit 

5 973 

1,0 

930 

2,9 

80 

0,0 

darunter: Alkoholeinfluß . . 

5 753 

1,0 

894 

2,8 

1 

0,0 

Fehlverhalten von Fußgän- 
gern 

65 707 

11,2 

5 490 

17,0 

463 

0,2 

darunter: 

Falsches Verhalten beim 
überschreiten der Fahrbahn 

auf Fußgängerüberwegen 
mit Verkehrsampeln oder 
polizeilicher Verkehrs- 
regelung 

59 580 

2 657 

10,1 

0,5 

4 790 

200 

14,8 

0,6 

64 

0,0 

auf anderen Fußgänger- 
überwegen 

2 697 

0,5 

205 

0,6 

8 

0,0 

an anderen Stellen, ohne 
auf den Fahrzeugverkehr 
zu achten 

54 226 

9,2 

4 385 

13,6 

279 

0,1 

Spielen auf oder neben der 
Fahrbahn 

2 598 

0,4 

135 

0,4 

15 

0,0 

Straßenverhältnisse 

38 292 

6,5 

1 623 

5,0 

18 605 

7,2 

Witterungseinflüsse, Hindernisse 
und sonstige Ursachen 

11 177 

1,9 

696 

2,2 

4 927 

1,9 


Quelle : Statistisches Bundesamt 
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Anteil bestimmter Gruppen 

von Unfallursachen an der Gesamtzahl aller Ursachen in ®/o 




Unfälle mit Getöteten 


Unfälle mit Personenschaden 

Unfälle mit nur Sachschaden 

Ursachen 

1965 

1966 

1967 

1968 

1969 

1970 

1965 

1966 

1967 

1968 

1969 

1970 

1965 

1966 

1967 

1968 

1969 

1970 

bei Fahrzeug- 
führern 

67,4 

68,5 

70,0 

70,6 

71,3 

71,0 

75,1 

76,3 

77,1 

77„1 

77,2 

77,8 

86,0 

87,4 

88,4 

88,2 

88,2 

89,0 

bei Fahrzeugen . . 

2,5 

2,7 

2,7 

2,7 

2,1 

2,0 

2,2 

2,3 

2,2 

2,1 

1,8 

1,6 

2,6 

2,4 

2,5 

2,2 

1,8 

1,7 

bei Fußgängern . . 

22,7 

22,1 

20,9 

20,2 

19,1 

19,9 

13,3 

13,0 

13,0 

12,5 

12,2 

12,2 

0,3 

0,2 

0.2 

0,2 

0,2 

0,2 

Straßenverhält- 
nisse 

5,2 

4,6 

4,1 

4,5 

5,3 

5,0 

7,2 

6,4 

5,5 

6,2 

6,7 

6,5 

8.8 

7,8 

6,4 

7,2 

7,6 

7,2 

Witterungsein- 
flüsse, Hinder- 
nisse, sonstige 
Ursachen 

2,2 

2,1 

2,3 

2„0 

2,2 

2,2 

2,2 

2,0 

2.2 

2,1 

2,1 

1.9 

2,3 

2,2 

2,5 

2.3 

2.1 

1,9 


Quelle : Statistisches Bundesamt 


65 



Drucksache VI/3718 


Deutsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


Anlage 20 


Straßenverkehrsunfälle mit Personenschaden 

Polizeilich festgestellte Unfallursachen bei Unfällen mit Personenschaden 


Ursache 

Januar bis Dezember 

1971 1 1970 

Zu- (+) bzw. 
Abnahme ( — ) 



Anzahl 

o/o 

Verkehr stüchtigkeit von Fahrzeugführern und 
Fußgängern 

61 669 

62 223 

- 0,9 

Alkoholeinfluß 

55 741 

56 576 

- 1,5 

Ermüdung (auch Einschlafen) . 

4 181 

4 003 

+ 4,4 

Körperliche oder gesundheitliche Behinde- 
rung 

1 747 

1 644 

+ 6,3 

Ursachen bei Fahrzeugführern 

397 036 

401 688 

- 1,2 

Vor fahrt/ Verkehrsregelung 

67 244 

67 242 

+ 0,0 

Nichtbeachten der Vorfahrtregel „rechts 
vor links" an Kreuzungen und Einmün- 
dungen 

12 039 

11 849 

+ 1,6 

Nichtbeachten der die Vorfahrt regelnden 
Verkehrszeichen (ohne Verkehrsampeln) 
an Kreuzungen und Einmündungen .... 

45 513 

45 227 

+ 0,6 

Nichtbeachten der für schienengleiche 
Wegübergänge geltenden Warnzeichen 
und technischen Sicherungseinrichtungen 
(Schranken/Blinklichter) 

562 

653 

- 13,9 

Nichtbeachten der Verkehrsregelung 

durch Polizeibeamte, Verkehrsampeln 
oder Verkehrszeichen 

9 130 

9513 

- 4,0 

Einordnen 

10 974 

10 056 

+ 9,1 

Unachtsames Einordnen in den fließenden 
Verkehr nach Anhalten, Halten oder Par- 
ken 

2 624 

2 517 

+ 4,3 

Falsches Einordnen vor Kreuzungen und 
Einmündungen 

2 008 

1 986 

+ 1,1 

Unachtsamer oder verbotener Wechsel 
des Fahrstreifens im fließenden Verkehr 

6 342 

5 553 

+ 14,2 

Einbiegen/Ein- oder Ausfahren/Wenden . . 

45 852 

43 774 

+ 4,7 

Falsches Einbiegen nach links in eine 
andere Straße 

24 993 

23 967 

+ 4,3 

Falsches Einbiegen nach rechts in eine 
andere Straße 

4 192 

3 861 

+ 8,6 

Unachtsames Ausfahren aus Grundstük- 
ken 

7 410 

6 870 

+ 7,9 

Unachtsames Einfahren in Grundstücke , . 

5 448 

5 130 

+ 6,2 

Falsches Wenden 

3 809 

3 946 

- 3,5 

Uberholen/V orbeif ahren/Begegnen 

60 849 

64 251 

- 5,3 

Unzulässiges Rechtsüberholen 

950 

879 

+ 8,1 

Überholen unter Gefährdung des Gegen- 
verkehrs 

5 046 

5 465 

- 7,7 

Überholen trotz nicht ausreichender Über- 
sicht 

3 342 

3 316 

+ 0,8 
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Ursache 

Januar bis Dezember 

1971 1 1970 

Zu- ( + ) bzw. 
Abnahme ( — ) 


Anzahl 


o/o 

noch: Ursachen bei Fahrzeugführern 

Schneiden oder sonstige Behinderung oder 
Gefährdung des zu überholenden Fahr- 
Zeuges 

5 058 

5 043 

+ 0,3 

Sonstige Fehler beim Überholen 

9 195 

8 951 

+ 2,7 

Fehler beim überholtwerden 

3 622 

3 771 

- 4,0 

Fehler beim Vorbeifahren 

10 593 

11 465 

- 7,6 

Verstoß gegen das Rechtsfahrgebot beim 
Begegnungsverkehr 

23 043 

25 361 

- 9,1 

Zu schnelles Fahren 

105 402 

109 522 

- 3,8 

Zu schnelles Fahren in Kurven und beim 
Abbiegen 

mit gleichzeitigem wesentlichen über- 
schreiten der vorgeschriebenen Höchst- 
geschwindigkeit 

8 597 

8 175 

+ 5,2 

in sonstigen Fällen 

54 439 

53 901 

+ 1,0 

Zu schnelles Fahren unter Berücksichti- 
gung anderer Umstände 

mit gleichzeitigem wesentlichen über- 
schreiten der vorgeschriebenen Höchst- 
geschwindigkeit 

4 039 

3 853 

+ 4,8 

in sonstigen Fällen 

38 327 

43 593 

- 12,1 

Falsches Verhalten gegenüber Fußgängern 

25 187 

26 039 

- 3,3 

an Fußgängerüberwegen 

6 898 

7 046 

- 2,1 

an anderen Stellen 

18 289 

18 993 

- 3,7 

Zu dichtes Auffahren 

34 665 

34 900 

- 0,7 

Zu geringer Sicherheitsabstand 

22 372 

22 380 

± 0,0 

Sonstige Ursachen beim Auffahrenden . . 

10 816 

11 143 

- 2,9 

Falsches Verhalten des Voranfahrenden 

1 477 

1 377 

+ 7,3 

Zeichengebung/Beleuchtungsvorschriften . . 

8 025 

8 301 

- 3,3 

Keine, nicht rechtzeitige oder falsche An- 
zeige der Richtungsänderung 

4 343 

4 427 

- 19 

Nichtbeachten der von anderen Fahrzeug- 
führern gegebenen Zeichen 

1 404 

1 493 

- 6,0 

Nichtbeachten der Abblendvorschriften . . 

681 

705 

- 3,4 

Nichtbefolgen der Beleuchtungsvorschrif- 
ten 

im fließenden Verkehr 

1 294 

1 316 

- 1,7 

im ruhenden Verkehr 

303 

360 

- 15,8 

Halten/Parken 

3 225 

3 429 

- 6,0 

Verkehrswidriges Halten oder Parken . . 

791 

818 

- 3,3 

Mangelnde Sicherung haltender Fahr- 
zeuge 

413 

536 

- 22,9 
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Ursache 

Januar bis Dezember 

1971 1 1970 

Zu- ( + ) bzw. 
Abnahme ( — ) 


1 Anzahl 

i 

Vo 

noch: Ursachen bei Fahrzeugführern 




Mangelnde Sicherung liegengebliebener 




Fahrzeuge 

215 

244 

-11,9 

Unachtsames öffnen der Wagentür .... 

1 806 

1 831 

- lA 

Zurückrollen oder fehlerhaftes Rückwärts- 




fahren 

2 542 

2 423 

+ 4,9 

Nichtbenutzen des Radweges 

571 

546 

+ 4,6 

Fehlerhafte Beladung oder Besetzung (über- 




besetzung) 

1 339 

1 353 

- 1,0 

Sonstige Ursachen beim Fahrzeugführer . . 

31 161 

29 852 

+ 4,4 

Technische Mängel/ Wartungsmängel 

9 433 

9 565 

- lA 

Mängel an den Bremsen 

2 530 

2 595 

- 2,5 

Mängel an der Bereifung 

4 482 

4 523 

- 0,9 

Mängel an der Beleuchtungsanlage des 




Fahrzeuges 

1 059 

1 122 

- 5,6 

Sonstige Ursachen bei Fahrzeugen 

1 362 

1 325 

+ 2,8 

Falsches Verhalten von Fußgängern 

60 446 

65 707 

- 8,0 

Falsches Verhalten beim Überschreiten der 




Fahrbahn 

55 127 

59 580 

- 7,5 

auf Fußgängerüberwegen mit Verkehrs- 
ampeln 

2 648 

2 609 

+ 1,5 

auf Fußgängerüberwegen mit polizeilicher 
Verkehrsregelung 

58 

48 

-20,8 

auf anderen Fußgängerüberwegen durch 
plötzliches Hervortreten hinter Sichthin- 
dernissen 

453 

461 

- 1.7 

Überschreiten der Fahrbahn, ohne auf den 
Fahrzeugverkehr zu achten 

1 796 

1 972 

- 8,9 

sonstiges falsches Verwalten 

274 

264 

+ 3,8 

an anderen Stellen durch 

plötzliches Hervortreten hinter Sichthin- 
dernissen 

13 286 

14 281 

- 7,0 

überschreiten der Fahrbahn, ohne auf 
den Fahrzeugverkehr zu achten 

32 763 

35 896 

- 8,7 

sonstiges falsches Verhalten 

3 849 

4 049 

- 4,9 

Nichtbenutzen des Gehweges 

923 

1 169 

-21,0 

Nichtbenutzen der vorgeschriebenen 
Straßenseite 

1 067 

1 283 

-16,8 

Spielen auf oder neben der Fahrbahn . 

2 446 

2 598 

- 5,9 

Sonstige Ursachen bei Fußgängern .... 

883 

1 077 

- 18,0 
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Ursache 

Januar bis Dezember 

1971 1 1970 

Zu- (+) bzw. 
Abnahme (— ) 


Anzahl 


o/o 

Straßenverhältnisse 

28 155 

38 292 

-26,5 

Glätte oder Schlüpfrigkeit der Fahrbahn 
durch 

ausgeflossenes öl, Dung u. a. Verunreini- 
gungen durch Straßenbenutzer 

1 038 

1 111 

- 6,6 

Schnee oder Eis 

15 209 

24 480 

-37,9 

Regen 

7 360 

7 795 

- 5,6 

Laub, angeschwemmten Lehm u. ä. 

440 

506 

-13,0 

Schlechter Zustand der Straßenoberfläche . . 

873 

963 

- 9,3 

Enge oder Unübersichtlichkeit (auch an 
Kreuzungen, Einmündungen und Bahnüber- 
gängen) 

ständiger Zustand 

2 077 

1961 

+ 5,9 

durch Bauarbeiten bedingt 

908 

998 

- 9,0 

aus anderen straßenbedingten Gründen 
(z. B. Erdrutsch) 

40 

193 

-79,3 

Nicht ordnungsmäßiger Zustand der Ver- 
kehrszeichen oder technischen Sicherungs- 
einrichtungen (Schranken/Blinklichter) . . 

76 

94 

- 19,1 

Mangelhafte Beleuchtung der Straße, der 
Verkehrszeichen oder der technischen 
Sicherungseinrichtungen (Schranken) 

74 

105 

- 29,5 

Sonstige Straßenverhältnisse’als Ursachen 

60 

86 

- 30,2 

Witteningseinflüsse 

6127 

7 033 

- 12,9 

Sichtbehinderung durch 

Nebel 

2 088 

2 053 

+ 1,7 

starken Regen, Hagel, Schneegestöber 
usw 

1 727 

2 643 

- 34,7 

blendende Sonne 

1 398 

1 059 

+ 32,0 

Seitenwind 

550 

831 

- 33,8 

Unwetter oder sonstige Witterungsein- 
flüsse 

364 

447 

- 18,6 

Hindernisse 

3 019 

2 778 

+ 8,7 

Ungesicherte Unfallstelle auf der Fahrbahn 

128 

119 

+ 7,6 

Tier auf der Fahrbahn 

2 117 

1 942 

+ 9,0 

Sonstiges Hindernis auf der Fahrbahn .... 

774 

717 

+ 7,9 

Nicht oder zu spät geschlossene Bahnschran- 
ken 

36 

37 

- 2,7 

Sonstige Ursachen 

1220 

1329 

- 8,2 

insgesamt . . . 

567 141 

588 652 

- 3,7 


Quelle : Statistisches Bundesamt 
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Unfallursachen bei Unfällen mit Personenschaden in den Ländern 
und im Bundesgebiet in den Jahren 1969/70 

Veränderungen und Anteil 


Land 


Unfallursadien 


Alle Ursachen 

1970 

1969 

Zu (+) bzw, 

Abnahme ( — ) 

1. Zu schnelles Fahren 

1970 

1969 

Zu (+) bzw. 

Abnahme ( — ) 

2. Niditbeaditen der Vor- 
fahrt, Verkehrsregelung, 
Wenden 

1970 

1969 

Zu (+) bzw. 

Abnahme ( — ) 

3. Falsches Überholen, Vor- 
beifahren, Begegnen 

1970 

1969 

Zu (+) bzw. 

Abnahme (— ) 

4. Falsches Verhalten der 
Fußgänger beim über- 
schreiten der Fahrbahn 

1970 

1969 

Zu (+) bzw. 

Abnahme (— ) 

5. Alkoholeinfluß bei Fahr- 
zeugführern 

1970 

1969 

Zu (+) bzw. 

Abnahme (— ) 


Schleswig-Holstein | 

Hamburg | 

Niedersadisen 

Anzahl 

Zu- (+) 
bzw. 

! Ab- 
nahme 

1 »/o 

Anteil 

Vo 

Anzahl 

i 

Zu- (+) 1 
bzw. ' 
Ab- 
nahme 

(-) 

»/o 

Anteil 

®/o 

Anzahl 

Zu- (+) 
bzw. 
Ab- 
nahme 

(-) 

»/o 

Anteil 

°/o 

27 176 


100,0 

17 876 


100,0 

73 868 


100,0 

24 106 


100,0 

16 093 


100,0 

68 087 


100,0 

3 070 

+ 12,7 


1 783 

+ 11,1 


5 781 

+ 8,5 


5 819 


21,4 

3 031 


17,0 

16 206 


21,9 

5 115 


21,2 

2 629 


16,3 

14 600 


21,4 

704 

+ 13,8 


402 

+ 15,3 


1 606 

+ 11,0 


2 482 


9,1 

2 652 


14,8^ 

7 155 


9,7 

2 214 


9,2 

2 398 


14,9 

6 259 


9,2 

268 

+ 12,1 


254 

+ 10ß 

i 

896 

+ 14,3 


3 075 


11,3 

986 


1 

5,5 

6 972 


9,4 

2 667 


11,1 

930 


5,8 1 

6 761 


9,9 

408 

+ 15,3 


56 

+ 6,0 


211 

+ 3,1 


2 563 


9,4 

2 865 


16,0 

5 501 


7,4 

2 226 


9,2 

2 731 


17,0 

4 781 


7,0 

337 

+ 15,1 


134 

+ 4,9 


720 

+ 15,1 


2 728 


lOfi 

1 584 


8,9 

7 886 


10,7 

2 339 


9,7 

1 463 


9,1 

7 010 


10,3 

389 

+ 16,6 


121 

+ 8,3 


876 

+ 12,5 
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Bremen 

Nordrhein-Westfalen 


Hessen 


Anzahl 

Zu- (+) 
bzw. 
Ab- 
nahme 

(-) 

Vo 

Anteil 

o/o 

Anzahl 

Zu-(+) 

bzw. 

Ab- 

nahme 

(-) 

»/o 

Anteil 

o/o 

Anzahl 

Zu- (+) 
bzw. 
Ab- 
nahme 

(-) 

o/o 

Antei 

o/o 

6 218 


100,0 

148 912 


100,0 

55 375 


100, 

5 683 


100,0 

136 444 


100,0 

49 425 


100, 

535 

+ 9A 


12 468 

+ 9,1 


5 950 

+ 12,0 


585 


9,4 

23 516 


15,8 

11 037 


19, 

479 


S,4 

22 095 


16,2 

9 626 


19, 

106 

+ 22,1 


1 421 

+ 6,4 


1 411 

+ 14,7 


862 


13,9 

19 326 


13,0 

6 463 


11, 

829 


14,6 

17 653 


12,9 

5 961 


12, 

33 

+ 4,0 


1 673 

+ 9,5 


502 

+ 8,4 


465 


7,5 

14 073 


9,5 

6 176 


11 

442 


7,8 

13 213 


9,7 

5310 


10. 

23 

+ 5,2 


860 

+ 6,5 


866 

+ 16,3 


1 034 


16,6 

18 408 


12,4 

5 090 


9 

1 014 


17,8 

16 426 


12,0 

4 347 


8 

20 

+ 2,0 


1 982 

+ 12,1 


743 

+ 17,1 


640 


10,3 

13 435 


9,0 

4 790 


8 

529 


9,3 

12 341 


9,0 

4 273 


8 

111 

+21,0 


1 094 

+ 8,9 


517 

+ 12,1 
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Rheinland-Pfalz 

Baden-Württemberg 

Bayern 

Anzahl 

Zu-( + ) 
bzw. 
Ab- 
nahme 

(-) 

«/o 

Anteil 

Vo 

Anzahl 

Zu- (+) 
bzw. 
Ab- 
nahme 

(-) 

«/o 

Anteil 

o/o 

Anzahl 

Zu- (+) 
bzw, 
Ab- 
nahme 

(-) 

»/o 

Anteil 

o/o 

32 889 


100,0 

90 103 


100,0 

105 892 


100,0 

29 798 


100,0 

80 867 


100,0 

93 381 


100,0 

3 091 

+ 10,4 


9 236 

+ 11,4 


12511 

+ J3,4 


7 360 


22,4 

15 534 


17,2 

22 296 


21,1 

6 581 


22,1 

12 518 


15,5 

19 637 


21,0 

779 

+ 11,8 


3 016 

+ 24,1 


2 659 

+ 13,5 


3 529 


10,7 

10 111 


11,2 

10 804 


10,2 

3 172 


10,6 

8 655 


10,7 

9 344 


10,0 

357 

+ 11,3 


1 456 

+ 16,8 


1 460 

+ 15,6 


4 766 


14,5 

12 117 


13,4 

12 349 


11,7 

4 441 


14,9 

10 793 


13,3 

11 097 


11,9 

325 

+ 7,3 


1 324 

+ 12,3 


1 252 

+ 11,3 


2 978 


9,1 

7 615 


8,5 

8 622 


8,1 

2 619 


8,8 

6 988 


8,6 

7 292 


7,8 

359 

+ 13,7 


627 

+ 9,0 


1 330 

+ 18,2 


2 859 


8,7 \ 

6019 


6,7 

8 236 


7,8 

2 616 


8,8 

5 137 


6,4 

7 102 


7,6 

243 

+ 9,3 


882 

+ 17,2 


1 134 

+ 16,0 
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Saarland 

Berlin (West) 

Bundesgebiet 

Land 

Anzahl 

Zu( + ) 
bzw. 
Ab- 
nahme 

{-) 

o/o 

Anteil 

o/o 

Anzahl 

Zu{ + ) 
bzw. 
Ab- 
nahme 

(-) 

o/o 

Anteil 

o/o 

Anzahl 

Zu( + ) 
bzw. 
Ab- 
nahme 

(-) 

«/o 

Anteil 

o/o 

Unfallursachen 










Alle Ursachen 

8 693 


100,0 

21 650 


100,0 

588 652 


100,0 


1970 

7 317 


100,0 

20 958 


100,0 

532 159 


100,0 


1969 











Zu ( + ) bzw. 

1 376 

+ 18,8 


692 

+ 3,3 


56 493 

+ 10,6 



Abnahme ( — ) 










1. 

Zu schnelles Fahren 

1 639 


18',9 

2 499 


11,5 

109 522 


18,6 


1970 

1 444 


19,7 

2 575 


12,3 

97 299 


18,3 


1969 











Zu (+) bzw. 

195 

+ 13,5 


“76 

- 3,0 


12 223 

+ 12,6 



Abnahme ( — ) 










2. 

Nichtbeachten der Vor- 











fahrt, Verkehrsregelung, 











Wenden 

974 


11,2 

2 884 


13,3 

67 242 


11,4 


1970 

805 


11,0 

2 798 


13,4 

60 088 


11,3 


1969 











Zu ( + ) bzw. 

169 

+21,0 


86 

+ 3,1 


7 154 

+ 11,9 



Abnahme ( — ) 










3. 

Falsches Überholen, Vor- 











beifahren. Begegnen 

1 102 


12,7 

2 170 


10,0 

64 251 


10,9 


1970 

899 


12,3 

2 154 


10,3 

58 707 


11,0 


1969 











Zu ( + ) bzw. 

203 

+22,6 


16 

+ 0,7 


5 544 

+ 9,4 



Abnahme (— ) 










4. 

Falsches Verhalten der 











Fußgänger beim über- 











schreiten der Fahrbahn 

1 078 


12,4 

3 826 


17,7 

59 580 


10,1 


1970 

909 


12,4 

3 432 


16,4 

52 765 


9,9 


1969 











Zu ( + ) bzw. 

169 

+ 18,6 


394 

+ 1-1,5 


6 815 

+ 12,9 



Abnahme (— ) 










5. 

Alkoholeinfluß bei Fahr- 











zeugführern 

979 


11,3 

1 667 


7,7 

50 823 


8,6 


1970 

758 


10,4 

1 608 


7,7 

45 176 


8,5 


1969 











Zu (+) bzw. 

221 

+29,2 


59 

+ 3,7 


5 647 

+ 12,5 



Abnahme (— ) 
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Von der Polizei ermittelte Fahrzeugführer und Fußgänger, die unter 
Alkoholeinfluß einen Straßenverkehrsunfall mit Personenschaden 

verursacht haben 



Januar bis November 

Januar bis Dezember 

1970 

1971 

± »/o 

1970 

1971 

1 ± ®/o 

Schleswig-Holstein 

2 681 

2 769 

+ 3,3 

2 964 

3 079 

+ 3,9 

Hamburg 

1 860 

1 827 

” 

2 064 

2 055 

- 0,4 

Niedersachsen 

7 683 

7 863 

+ 2,3 

8 566 

8 836 

+ 3,2 

Bremen 

705 

618 

- 12,3 

782 

697 

- 10,9 

Nordrhein-Westfalen .... 

13 983 

12 946 

- 7,4 

15 345 

14 550 

- 5,2 

Hessen 

4 737 

4 718 

- 0,4 

5 201 

5 322 

+ 2,3 

Rheinland-Pfalz 

2 817 

2 704 

- 4,0 

3 068 

3 021 

- 1,5 

Baden-Württemberg .... 

5 814 

5 991 

+ 3,0 

6 385 

6 699 

+ 4,9 

Bayern 

8 206 

7 577 

- 7,7 

8 956 

8 340 

- 6,9 

Saarland 

987 

920 

- 6,8 

1 080 

1 031 

- 4,5 

Berlin ' 

1 869 

1 879 

+ 0,5 

2 118 

2 111 

- 0,3 

Bundesgebiet 

51 342 

49 812 

- 3,0 

56 529 

55 741 

- 1,4 


Quelle : Statistisches Bundesamt 
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Aufwendungen des Bundes für Maßnahmen der Verkehrssicherheit in den 

letzten 12 Jahren 


Haushaltsj ahr 

Aufklärungs- 
und Erziehungs- 
maßnahmen 

Fürsorge- 
maßnahmen für 
Unfallverletzte 
im 

Straßenverkehr 

Wissenschaft- 
liche Unter- 
suchungen zur 
Hebung der 
Verkehrs- 
sicherheit 

Technische 
Fortentwicklung 
der Kfz zur 
Förderung der 
Verkehrs- 
sicherheit 

Zusammen 

2 bis 5 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

1961 

2 430 000 



410 000 

775 000 

3 615 000 

1962 

3 000 000 

— 

410 000 

360 000 

3 770 000 

1963 

3 000 000 

— 

410 000 

360 000 

3 770 000 

1964 

3 000 000 

— 

410 000 

360 000 

3 770 000 

1965 

3 000 000 

— 

410 000 

360 000 

3 770 000 

1966 

3 300 000 

200 000 

410 000 

360 000 

4 270 000 

1967 

3 100 000 

250 000 

375 000 

360 000 

4 085 000 

1968 

3 100 000 

500 000 

410 000 

360 000 

4 370 000 

1969 

4 100 000 1) 

300 000 

410 000 

360 000 

5 170 000 1) 

1970 

13 100 000 2) 

350 000 

410 000 

360 000 

14 220 000 2) 

1971 

4 500 000 

350 000 

410 000 

360 000 

5 620 000 

1972 

5 500 000 

500 000 

410 000 

360 000 

6 770 000 


davon 800 000 DM Sondermittel für die Aufklärung der Bevölkerung über die neue StVO 
2) davon 9,6 Millionen DM Sondermittel für die Aufklärung der Bevölkerung über die neue StVO 
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Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Straßenverkehrsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Straßenverkehrsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 19. Dezember 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 837), zuletzt geändert durch das Kraft- 
fahrsachverständigengesetz vom 22. Dezember 1971 
(Bundesgesetzbl. I S. 2086), wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 24 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

„§ 24 a 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer im Straßen- 
verkehr ein Kraftfahrzeug führt, obwohl er 
mindestens 0,8 Promille Alkohol im Blut hat. 

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer die 
Tat fahrlässig begeht. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße geahndet werden." 

2. In § 25 Abs. 1 wird folgender Satz 2 eingefügt: 
„Wird gegen den Betroffenen wegen einer Ord- 


nungswidrigkeit nach § 24 a eine Geldbuße 

festgesetzt, so ist in der Regel auch ein Fahr- 
verbot anzuordnen." 

3. In § 26 Abs. 1 Satz 1 werden hinter den Worten 
„begangen werden," die Worte „und bei Ord- 
nungswidrigkeiten nach § 24 a" eingefügt. 

4. In § 28 Nr. 3 werden die Worte „nach § 24" 
durch die Worte „nach den §^§ 24 und 24 a" 
ersetzt. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Das Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung 
in Kraft. 
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Verordnung über die versuchsweise Beschränkung 
der zulässigen Höchstgeschwindigkeit von Kraftfahrzeugen 
außerhalb geschlossener Ortschaften 
(Höchstgeschwindigkeits-V) 

Vom 16. März 1972 


Auf Grund des § 6 Abs. 1 . des Straßenverkehrs- 
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
19. Dezember 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 837), zuletzt 
geändert durch das Kraftfahrsachverständigengesetz 
vom 22. Dezember 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 2086), 
wird mit Zustimmung des Bundesrates verordnet: 

§ 1 

(1) Die Führer von Personenkraftwagen sowie 
von anderen Kraftfahrzeugen mit einem zulässigen 
Gesamtgewicht bis 2,8 t dürfen außerhalb geschlos- 
sener Ortschaften auch unter günstigsten Umständen 
nicht schneller als 100 km/h fahren. 

(2) Diese Geschwindigkeitsbeschränkung gilt 
nicht auf Autobahnen (Zeichen 330) sowie auf ande- 
ren Straßen mit Fahrbahnen für eine Richtung, die 
durch Mittelstreifen oder sonstige bauliche Einrich- 
tungen getrennt sind. Sie gilt ferner nicht auf Stra- 
ßen, die mindestens zwei durch Fahrstreifenbegren- 
zung (Zeichen 295) oder durch Leitlinien (Zeichen 
340) markierte Fahrstreifen für jede Richtung haben. 

(3) Soweit Kraftfahrzeuge nach Absatz 1 Anhän- 
ger mitführen, bleibt § 3 Abs, 3 Nr, 2 Buchstabe a 
der Straßenverkehrs-Ordnung vom 16. November 
1970 (Bundesgesetzbl. I S. 1565) unberührt. 

§ 2 

Die Straßenverkehrsbehörden können mit Zu- 
stimmung der zuständigen obersten Landesbehör- 


den die zulässige Höchstgeschwindigkeit nach § 1 
Abs. 1 für die dort genannten Kraftfahrzeuge auf 
bestimmten Straßen oder Straßenstrecken außerhalb 
geschlossener Ortschaften durch Zeichen 274 bis auf 
120 km/h erhöhen 

§ 3 

Im übrigen bleiben die Vorschriften der Straßen- 
verkehrs-Ordnung unberührt und gelten entspre- 
chend für diese Verordnung. Die in den §§ 1 und 2 
genannten Zeichen sind die der Straßenverkehrs- 
Ordnung. 

§ 4 

Ordnungswidrig im Sinne des § 24 des Straßen- 
verkehrsgesetzes handelt, wer vorsätzlich oder fahr- 
lässig die in § 1 genannte Höchstgeschwindigkeit 
überschreitet. 

§ 5 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Uber- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1) in Verbindung mit Artikel 33 Abs. 2 
des Kostenermäditigungs-Änderungsgesetzes vom 
23. Juni 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 805) auch im 
Land Berlin. 

§ 6 

Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 1972 in 
Kraft und mit Ablauf des 31, Dezember 1975 außer 
Kraft. 


Bonn, den 16. März 1972 


Der Bundesminister für Verkehr 

Georg Leber 
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Forschungsprogramm zur Untersuchung der Auswirkungen 
der Höchstgeschwindigkeits-Verordnung 


Eine von der Bundesanstalt für Straßenwesen ein- 
berufene Projektgruppe mit Wissenschaftlern aus 
den Bereichen 

— Empirische Sozialforschung, 

— Unfallforschung, 

— Straßengestaltung und Verkehrsablauf, 

— Verkehrspsychologie 

hat in der Zeit vom 10. Januar 1972 bis 4. Februar 
1972 ein detailliertes Untersuchungsprogramm zur 
Ermittlung der Auswirkungen von „Tempo 100" 
entwickelt. Das Forschungsprogramm soll Antwort 
auf die Frage geben, ob, auf welche Weise, in 
welchem Ausmaß, in welcher Richtung und mit 
welcher Wirkung die Geschwindigkeitsbegrenzung 
auf 100 km/h 

— das Unfallgeschehen auf den Straßen außerorts 
und 

— die Leichtigkeit und Flüssigkeit des Verkehrs 
auf diesen Straßen 

verändert. 

Im einzelnen sollen untersucht werden (stichwort- 
artige Aufzählung der Hauptuntersuchungsthemen) 

— Entwicklung des Unfallgeschehens in der Bun- 
desrepublik Deutschland bezogen auf spezielle 
Unfallgruppen (rückwirkend bis 1. Oktober 1969), 

— Entwicklung des Unfallgeschehens auf den Bun- 
desstraßen in Relation zum Ausbau und der 
Verkehrsbelastung (rückwirkend bis 1. Okto- 
ber 1970), 

— spezielle Unfalluntersuchungen auf unterschied- 
lichen Streckentypen unter Berücksichtigung der 
Verkehrsbelastung, des Verkehrsablaufs und des 
Streckenausbaus (rückwirkend bis 1. Oktober 
1970), 

— Unfälle in Ortsdurchfahrten kleiner Orte, 

— menschliche Faktoren und Hintergrundbedingun- 
gen der Entstehung von Unfällen, 

— Geschwindigkeiten an festen Querschnitten, 

— Reisegeschwindigkeiten, 

— Pulkbildung, 

— Überholungen, 

— geringe Abstände, 


— fahrerbegleitende Beobachtung zur Ermittlung 
möglicher Änderung im Fahrverhalten, 

— Aufnahme und Verarbeitung der Geschwindig- 
keitsbegrenzung auf 100 km/h durch den Kraft- 
fahrer, besonders im Hinblick auf gleichzeitig 
wirkende andere Maßnahmen im Straßenverkehr, 

— Motivstudie für aufklärende Maßnahmen zur 
Geschwindigkeitsbegrenzung auf 100 km/h, 

— Einfluß der Geschwindigkeitsbegrenzung auf 
100 km/h auf spezielle Kraftfahrer und Änderung 
von Rechtsvorschriften für den Straßenverkehr, 

— Auswertung der Unterlagen beim Kraftfahrt- 
Bundesamt, 

— Umfang der polizeilichen Überwachung, 

— technische Sicherheitsmerkmale im Pkw-Bestand 
und deren Entwicklung, 

— Entwicklung der Jahresfahrleistung auf den 
Straßen der Bundesrepublik Deutschland außer- 
orts auf den verschiedenen Straßenklassen, 

— Entwicklung des Führerscheinbestandes in der 
Bundesrepublik Deutschland. 

Die von der Projektgruppe entwickelten 34 For- 
schungsvorhaben ergänzen einander und können, 
jeweils für sich genommen, eine Antwort auf die 
gestellten Fragen nach dem Einfluß der Geschwin- 
digkeitsbegrenzung auf das Unfallgeschehen sowie 
die Leichtigkeit und Flüssigkeit des Verkehrs nicht 
geben. Besondere Forschungsaufträge werden daher 
die regionalen Arbeitsteilergebnisse koordinieren 
und Forschungsaufgaben verschiedener Thematik 
vergleichen. Damit werden die Voraussetzungen 
zur wissenschaftlichen Beantwortung von Einzel- 
fragen geschaffen. Die Projektgruppe wird dann die 
Koordinierungs- und Vergleichsberichte zu einem 
bewertenden Gesamtbericht über die Auswirkung 
der Geschwindigkeitsbegrenzung auf 100 km/h zu- 
sammenstellen. 

Die Untersuchungen beginnen am 1. April 1972 mit 
einer umfangreichen Analyse des derzeitigen Ver- 
kehrsgeschehens, um mögliche Unterschiede gegen- 
über dem Zeitraum nach Einführung der Begrenzung 
aufzudecken. Nach dem Terminplan wird der Schluß- 
bericht am 1. Juni 1975 vorgelegt werden. Für 
Herbst 1973 (für die „Vorher"-Periode) und für 
Herbst 1974 (einjährige Untersuchungsdauer) sind 
Zwischenberichte vorgesehen. 
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ORGANISATIONSPLAN DER BUNDESANSTALT FÜR STRASSENWESEN (BAST) 



PRÄSIDENT UND PROFESSOR DR.-INO. H. PRAXENTHALER 



DATEN- 

VERARBEITUNO 

RECHENZENTRUM 

BMV/BAST 




STRASSENBAUTECHNIK 
ITO. DIREKTOR UND PROFESSOR DIPL-INO. E. NAKKEL 


Fachgruppe B 1.1 
ERDBAU 

ENTWÄSSERUNG 

INGENIEUR- 

BIOLOGIE 


Fachgruppe B 1.3 
MINERALSTOFFE 
GEOLOGIE 
BODEN- 
ERKUNDUNG 

Fachgruppe B 1.4 
SONDERUNTER- 
SUCHUNGEN 
GEOPHYSIK 


BROCKEN- UND 
KONSTRUKTIVER 
INGENIEURBAU 


Feehgruppa 8 3.3 
BAUWERKS. 
UNTERHALTUNG 
MESSWESEN 


Fachgruppe B 2.4 
BAUTECHNISCHE 
AUSBILDUNG DER 
FAHRBAHN. 
OBERFLÄCHE 

Feehgruppa B 2.5 
ALLGEMEINE 
FRAGEN 
lÄNGZElT- 
BEOBACHTUNOEN 


STRAS6ENVERKEHRSTECHN 
LTD. DIREKTOR UND PROFESSOR DR.-INO. K. KRELL 

'^'’veÄs^^' s?IÄus- 

EMISSIONEN 


Fachgruppe V 1.1 
ERFASSUNG UND 
STATISTIK DES 
VERKEHRS- 
ABLÄU FS 

Fachgruppe V 1.2 
BERECHNUNG 
OES VERKEHHS- 
ABLäUFS 


strecken. 

ENTWURF 

STBASSENNETZ 


Fachgruppe V 2.2 
STRASSEN- 
KNOTEN 
NEBENANLAGEN 

Fachgruppe V 2.3 
SCHUTZ. UND 
LEIT- 
EINRICHTUNGEN 

Fachgruppe V 2.4 
VERKEHRSTECH. 
NISCHE 

ANFORDERUNGEN 
AN DIE FAHRBAHN- 
OBERFLACHE 


Fachgruppe V 3.1 
VERKEHRS- 
REGELUNG 
WEGWEISUNG 


Fachgruppe V 3.3 
UCHTTECHNlK 
INFDRMATtONS- 
□BERTRAGUNG 

Fachgruppe V 3.4 
STRASSENUNTEH- 
HALTUNGS- UNO 
WINTERDIENST 


Abteilung U 1 
FORSCHUNGS- 
PLANUNG UNO 
-KOORDINIERUNG 


BEOBACHTUNG 

DER 

FORSCH UNOS- 
TÄTIGKEIT 


FORSCHUNGS- 

PLANUNG 

PROJEKTGRUPPEN 


UNFALLFORSCHUNG 


FORSCHUNG AUSWERTUNG 


WISSENSCHAFT- 

LICHE 

INFORMATIONS- 

ARBEIT 


METHODEN 
DER EFFIZIENZ- 
MESSUNG 


DOKUMENTATION 

INFORMATION 

BOCHEREI 


WISSEN- 

SCHAFTLICHE 

GRUNDLAGEN 

MESSTECHNIK 
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Drucksache VI/3718 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Anlage 28 


Grundsätze 

für die Zusammenarbeit zwischen der Bundesanstalt für Straßenwesen 
und dem Deutschen Verkehrssicherheitsrat e. V. 

vom 19. November 1971 


Aus der Aufgabenteilung der beiden Institutionen 

ergibt sich die Notwendigkeit einer sachlichen Zu- 
sammenarbeit, für die folgendes gelten soll: 

Die Bundesanstalt für Straßenwesen 

— betreibt zweckorientierte Unfallforschung, ent- 
weder durch Vergabe von Aufträgen oder durch 
eigene Forschungsarbeiten. Sie wird dabei vom 
Kraftfahrt-Bundesamt unterstützt, 

— stellt Forschungsprogramme auf, die im Beneh- 
men mit dem Deutschen Verkehrssicherheitsrat 
abgestimmt werden, 

— stellt dem Deutschen Verkehrssicherheitsrat die 
ihn interessierenden Forschungsergebnisse zur 
Verfügung, 

— prüft Unfallverhütungsmaßnahmen auf ihre 
Wirksamkeit im Sinne einer wissenschaftlichen 
Effizienzkontrolle, 

— hält es für sachdienlich, beim Bundesminister für 
Verkehr die Berufung von 2 Vertretern des Deut- 


schen Verkehrssicherheitsrates in den Beirat der 
Bundesanstalt für Straßenwesen anzuregen. 

Der Bundesminister für Verkehr erachtet es für 
zweckmäßig, daß die Bundesanstalt für Straßen- 
wesen in den in Betracht kommenden Ausschüssen 
des Deutschen Verkehrssicherheitsrates beratend 
vertreten ist. 

Der Bundesminister für Verkehr lädt die Bundes- 
anstalt für Straßenwesen und den Deutschen Ver- 
kehrssicherheitsrat zu regelmäßigen Gesprächen 
ein, die 

— der Erörterung aktueller Probleme der Verkehrs- 
sicherheit, 

— der Unterrichtung über laufende Arbeiten sowie 

— der künftigen Arbeit und damit auch der For- 
schungsplanung 

dienen. 


80 



